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Neu im Ausländerbeirat – was nun?

Bei der Ausländerbeiratswahl in Hessen am 4. November 2001
wurden landesweit über 1000 Frauen und Männer in den Auslän-
derbeirat gewählt. Nach weiteren Wahlen im Laufe des Jahres 2002
werden noch einige Dutzend hinzukommen. Viele von ihnen gehö-
ren zum ersten Mal diesem Gremium an. Darunter sind nicht weni-
ge aus der Generation der 20 bis 30-Jährigen, selbstbewusste
Männer und Frauen aus der zweiten und dritten Migrantengenera-
tion, die jetzt die Arbeit im örtlichen Ausländerbeirat bereichern
und für „frischen Wind“ sorgen können.

Der Einstieg in den Ausländerbeirat bringt – wie jeder Anfang in
einem neuen Tätigkeitsfeld – neue Herausforderungen mit sich.
Elan, Begeisterung und Tatkraft sind wichtige Voraussetzungen
für eine erfolgreiche Arbeit im Ausländerbeirat. Ebenso kommt es
auf Sachkenntnis, Kompetenz, Augenmaß und Erfahrung an.

Dieses Buch ist in erster Linie als Orientierungshilfe, Handbuch und
Nachschlagewerk für alle diejenigen gedacht, die zum ersten Mal in
den Ausländerbeirat gewählt wurden. Es soll sie zumindest am
Anfang ihrer Tätigkeit begleiten und wird vielleicht auch Tipps und
Anregungen liefern. Aber auch für erfahrenere „alte Hasen“ in den
Ausländerbeiräten kann das vorliegende Buch zur „Auffrischung“
und als Nachschlagewerk dienen. Schließlich kann es auch dazu
beitragen, einer interessierten Öffentlichkeit Einblick in die Arbeit
und Grundlagen der Ausländerbeiräte zu vermitteln und damit das
Verständnis zu fördern.

Soweit wie möglich haben wir versucht, den Sachverhalt in ver-
ständlichem Deutsch abzufassen. Kompliziertere Fachwörter sind
nur dann benutzt worden, wenn es nicht zu vermeiden war. Für
Kritik, Anregungen und Verbesserungen sind wir offen.

Die Arbeit des Ausländerbeirates ist für die Integration der Aus-
länder und für die interkulturelle Verständigung in der Gesellschaft
von hoher Bedeutung. Integration ist keine Einbahnstraße – sie
kann nur gelingen, wenn sie von den Zuwanderern und den Einhei-
mischen gewollt ist und vorangetrieben wird.

Vorwort: Der Anfang ist gar nicht so schwer

Tatkraft und
Kompetenz

Orientierungs-
hilfe

Nachschlage-
werk
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Ausländerbeiräte sind nicht vom Himmel gefallen

Weit über Hessen hinaus – von Bremerhaven bis München, von
Rostock bis Freiburg – sind aus demokratischen Wahlen kommuna-
le Ausländerbeiräte hervorgegangen, die die Interessen nicht-deut-
scher Mitbürger/innen fest im Blick haben und gegenüber Verwal-
tung und Öffentlichkeit vertreten.
Mittlerweile ist die Einrichtung von kommunalen Ausländerbeiräten
in sechs Bundesländern in der jeweiligen Gemeindeordnung fest-
gehalten. In Hessen, Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz ist
die Einrichtung eines kommunalen Ausländerbeirats vorgeschrie-
ben, sobald die Zahl der gemeldeten ausländischen Wohnbevölke-
rung eine bestimmte Schwelle überschritten hat.

Als Sprachrohr von 400 demokratisch gewählten Ausländer-
beiräten in 13 Bundesländern wurde im Mai 1998 der Bundesaus-
länderbeirat eingerichtet. Somit besteht nun auch auf Bundesebe-
ne eine Vertretung der Ausländerinnen und Ausländer, die auf ei-
ner demokratischen Legitimation beruht und ethnien- und partei-
übergreifend die Interessen der Migrant/innen vertritt.

Der Anfang war schwer. Nachdem in den 60er Jahren die Proble-
me der Arbeitsmigrant/innen weitgehend über ihre Köpfe hinweg
erörtert wurden, setzte sich seit Anfang der 70er Jahre allmählich
die Idee der Selbstvertretung durch. So richteten einige Städte in
der Bundesrepublik Deutschland Ausländerbeiräte ein, deren Mit-
glieder nicht von oben ernannt, sondern durch demokratische Wah-
len ermittelt wurden. Ein Vorreiter war die hessische Landeshaupt-
stadt Wiesbaden, wo der Ausländerbeirat 1972 gegründet wurde
und 2001 zum zehnten Mal in Folge Ausländerbeiratswahlen statt-
gefunden haben. In diesem ersten demokratisch gewählten Aus-
länderbeirat waren nur die gewählten Mitglieder der 7 „klassi-
schen“ Anwerbeländer (Türkei, Italien, Griechenland, Jugoslawi-
en, Spanien, Portugal und Marokko) vertreten.
Der Ausländerbeirat der Landeshauptstadt Wiesbaden fand in
Hessen Nachahmer. 1979 in Limburg, 1981 in Bad Homburg und
Kassel, 1982 in Rüsselsheim. Die ersten fünf demokratisch gewähl-
ten Ausländerbeiräte in Hessen gründeten im Jahre 1983 die Ar-
beitsgemeinschaft der Ausländerbeiräte Hessen (AGAH). Am
15.09.1983 wurde im Kasseler Rathaus der Vorstand der AGAH und

Kurzer Rückblick: Der lange Weg vom ersten Ausländerbeirat zur AGAH

Bundesweit
über 400 Aus-
länderbeiräte

Vorreiter
Wiesbaden
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Gründung der
AGAH 1983
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der erste Vorsitzende gewählt und die Satzung unterschrieben.
Die Geschäftsstelle der AGAH wechselte von Ausländerbeirat zu
Ausländerbeirat, weil es damals keine finanzielle Absicherung die-
ser Arbeitsgemeinschaft gab. Erst 1990 konnte durch die Förde-
rung mit Landesmitteln erstmals eine eigene Geschäftsstelle der
AGAH in Wiesbaden mit hauptamtlichen MitarbeiterInnen einge-
richtet werden.
In den 80er Jahren wurden weitere demokratisch gewählte Aus-
länderbeiräte in Hessen ins Leben gerufen: 1984 in Herborn, 1986
in Dietzenbach, Hanau, Friedrichsdorf und Gießen, 1987 in Hatters-
heim und Wetzlar und 1988 in Offenbach. Eigene gesetzliche Grund-
lagen für die Einrichtung demokratisch gewählter Ausländerbeirä-
te gab es damals allerdings noch nicht.

Die Erfahrungen der demokratisch gewählten Ausländerbeiräte
wurden bei der ersten Bundeskonferenz der Ausländerbeiräte am
28./29.03.1988 in Wiesbaden ausgetauscht und in aller Öffentlich-
keit diskutiert. Durch die große Medienpräsenz bei dieser Konfe-
renz fand die Idee der demokratisch gewählten Ausländerbeiräte
in der bundesdeutschen Öffentlichkeit ein starkes Echo. Viele Kom-
munen und städtische Verwaltungen fingen nun an, sich für die
Einrichtung demokratisch gewählter Ausländerbeiräte zu interes-
sieren. Mit der Neufassung der Hessischen Gemeindeordnung
(HGO) im Jahre 1992 wurden in Hessen die Ausländerbeiräte ge-
setzlich verankert. So gilt seit dem 1. April 1993 das Gebot, in Ge-
meinden mit mehr als 1.000 gemeldeten ausländischen Einwoh-
nern einen Ausländerbeirat einzurichten.

Die hessenweite Ausländerbeiratswahl am 7. November 1993 mar-
kierte einen Meilenstein. An diesem Tage wurden in über 100 Kom-
munen und Städten die Ausländerbeiräte demokratisch gewählt.
„Heute, wenn Rassismus und Ausländerfeindlichkeit immer noch
auf der Tagesordnung stehen, wo es jeden Tag kriminelle Handlun-
gen gegen anders Aussehende gibt, heute sind Ausländerbeiräte
notwendiger denn je. Wenn es Ausländerbeiräte nicht gäbe, sollte
man sie erfinden. Um Toleranz und inneren Frieden zu fördern.
Aber sie sind da. Man braucht sie nicht zu erfinden. “
(Rogelio Barroso, ein Pionier der AGAH)
Auch wenn schon viel erreicht wurde: Die Arbeit muss und wird
weitergehen. Was wir in Jahrzehnten aufgebaut und erkämpft ha-
ben, muss gepflegt, verteidigt und weiterentwickelt werden.

Bundes-
konferenz
1988

Hessenweite
Wahl 1993:
ein Meilen-
stein

Kurzer Rückblick: Der lange Weg bis zur Verankerung in der HGO
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Was ist ein Ausländerbeirat?

Der Ausländerbeirat ist ein Gremium der ausländischen Bevölke-
rung in Stadt, Gemeinde oder Landkreis. Gewählt wird er nach den
Grundsätzen einer allgemeinen, freien, geheimen und unmittelba-
ren Wahl. Der Ausländerbeirat ist somit diediediediedie politische Interessen-
vertretung aller ausländischen Einwohnerinnen und Einwohner in
einer Gemeinde. Die demokratische Wahl ermöglicht die Selbst-
vertretung von MigrantInnen, sodass die tatsächlichen Bedürfnis-
se der Wählerinnen und Wähler Berücksichtigung finden können.

Die Anbindung an die Gemeinde als kommunales Gremium und die
gesetzlich zustehenden Befugnisse des Ausländerbeirates tragen
dazu bei, dass die Interessen der nichtdeutschen Bevölkerung auch
Gehör finden.

Rechtliche Grundlage für die Wahl, Zusammensetzung und Kom-
petenzen des Ausländerbeirates sowie die Rechtsstellung seiner
Mitglieder bildet seit 1993 die Hessische Gemeindeordnung (HGO).
Seitdem sind Ausländerbeiräte auch Pflichtgremien in allen hessi-
schen Kommunen mit mehr als 1000 ausländischen Einwohner/
innen. Die Dachorganisation auf Landesebene ist die AGAH-LAB
(Arbeitsgemeinschaft der Ausländerbeiräte Hessen-Landesaus-
länderbeirat) mit Sitz in Wiesbaden.

Was sind die Aufgaben des Ausländerbeirates?

Die Hauptaufgaben des Ausländerbeirates liegen in der Interes-
senvertretung der ausländischen Einwohner/innen und der Bera-
tung insbesondere der Gemeindeorgane. Der Ausländerbeirat ar-
beitet dazu mit den Kommunalpolitikern und der Verwaltung zu-
sammen und steht in ständigem Kontakt mit den Fraktionen, den
politischen Parteien, gesellschaftlichen Organisationen und aus-
ländischen Vereinen.

Darüber hinaus fördert er die sozialen und kulturellen Aktivitäten
und trägt zur Verständigung zwischen Deutschen und Ausländern
bei.

Auf den Punkt gebracht: Was ist überhaupt ein Ausländerbeirat?

Interessen-
vertretung
aller
Ausländer am
Ort

Rechtliche
Grundlage:
Hessische
Gemeinde-
ordnung
(HGO)
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Der Ausländerbeirat setzt sich ein:

� für ein gleichberechtigtes Zusammenleben von
Deutschen und Ausländern

� für Toleranz und kulturelle Freiheit
� gegen Vorurteile, Diskriminierung und Gewalt
� für Verbesserungen der Situation in der Ausbildung und am

Arbeitsplatz
� für Verbesserungen in der aufenthaltsrechtlichen

Situation
� für bessere Lebensbedingungen von ausländischen

Senioren
� für die Förderung ausländischer Vereine

Wo liegen die Kompetenzen des Ausländerbeirates?

Die Hessische Gemeindeordnung (HGO) gibt dem Ausländerbeirat
einen Rahmen, innerhalb dessen er seine Arbeit leistet und seine
Forderungen durchsetzen kann.

So verfügt der Ausländerbeirat u.a. über ein Anhörungs- und Vor-
schlagsrecht. Der Magistrat ist verpflichtet, den Ausländerbeirat
über alles zu unterrichten, was zur Aufgabenerfüllung notwendig
ist. In den Ausschüssen der Stadtverordnetenversammlung muss,
in den Sitzungen des Magistrats und der Stadtverordnetenver-
sammlung kann der Ausländerbeirat gehört werden. Auch in den
städtischen Kommissionen kann der Ausländerbeirat mit Stimm-
recht mitwirken.

Wie arbeitet der Ausländerbeirat?

Einmal monatlich soll das Plenum des Beirates tagen. In diesem
Gremium werden Vorlagen besprochen, Beschlüsse gefasst und
die wichtigsten Entscheidungen getroffen, die für alle Mitglieder
bindend sind.

Aufgaben und Kompetenzen im Kurzüberblick

Anhörungs-
und Vor-
schlagsrecht

Möglichst
jeden Monat!
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Mit Stellungnahmen und Vorschlägen wirkt der Ausländerbeirat in
den Gemeindeausschüssen und lässt die Interessen der ausländi-
schen Bevölkerung in den kommunalpolitischen Willensbildungs-
prozess mit einfließen.

Nicht zuletzt mit Presse- und Öffentlichkeitsarbeit wird auch nach
außen hin sichtbar Position bezogen.

Interessenvertretung durch den Ausländerbeirat bedeutet jedoch
nicht nur, dass die Bedürfnisse der ausländischen Bevölkerung bzw.
Missstände öffentlich gemacht oder lediglich artikuliert werden.
Durch seine Arbeit, die oft mühselig und sehr zeitintensiv ist, trägt
er auch oftmals dazu bei, dass diese gelöst oder zumindest gemil-
dert werden.

Immer wieder lässt sich feststellen, dass überall dort, wo Ausländer-
beiräte aktiv sind, das Zusammenleben zwischen Deutschen und
Ausländern besser funktioniert und weniger Benachteiligungen und
Diskriminierungen zu verzeichnen sind.

Aktive Ausländerbeiräte leisten wertvolle Arbeit

Einsatz für ein
besseres Zu-
sammenleben

Schwedische Erfahrungen:
Ausländerbeiräte sind unverzichtbar

Mit der Abschaffung der kommunalen Ausländervertretungen
nach der Einführung des kommunalen Wahlrechts für Auslän-
derinnen und Ausländer hat Schweden vor einigen Jahren
schlechte Erfahrungen gemacht. Ob Ausländer in die Kommu-
nalparlamente gewählt werden, hängt nicht vom Wählerwillen
ab, sondern in erster Linie von der Bereitschaft der Parteien,
ausländische Kandidatinnen und Kandidaten auch auf aussichts-
reichen Plätzen zu nominieren. Aufgrund der Anzahl der tat-
sächlich gewählten ausländischen Vertreter wurde deutlich,
dass diese die spezifischen Interessen der ausländischen Be-
völkerung nicht ausreichend vertreten konnten. Aus diesem
Grunde wurden in Schweden die kommunalen Ausländer-
vertretungen wieder eingerichtet.

Interessen-
vertretung
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Häufig gestellte Fragen - und Antworten

Kann ich als Mitglied im Ausländerbeirat richtig Poli-
tik machen, kann ich was ändern?

Politik, sagt man, ist die Kunst des Möglichen. Der Ausländerbeirat
ist ein Gremium, dessen Arbeit hauptsächlich auf die Gemeinde-
ebene gerichtet ist. In den Ausschüssen und im Gemeindeparlament
werden Anträge z. B. zu den Bereichen Verkehr, Kultur, Umwelt-
und Naturschutz, Straßenbau, Versorgung, Abfall, Unterhaltung
von Schulen usw. diskutiert und beschlossen, also alles, was die
Versorgung und die Daseinsvorsorge der Einwohnerschaft einer
Gemeinde betrifft. In der Vergangenheit haben Ausländerbeiräte
oft sehr viel Zeit damit verbracht, über Themen zu diskutieren, die
auf Gemeindeebene überhaupt nicht geändert werden können -
beispielsweise das Ausländer- und das Arbeitserlaubnisrecht. Bei-
des kann in der Gemeinde nicht geändert werden. Hierfür ist der
Bundestag zuständig. Es kann allerdings versucht werden, auf die
Landesregierung einzuwirken, um Änderungen herbeizuführen, weil
diese im Bundesrat eine Gesetzesinitiative einbringen oder über-
nehmen kann. Deshalb wird empfohlen, die Abgeordneten des Land-
tages und des Bundestages in die Diskussion einzubeziehen. Eben-
so könnte es sinnvoll sein, wenn örtliche Ausländerbeiräte sich von
der AGAH-LAB Rat einholen und gegebenenfalls einen Antrag für
die nächste Plenarsitzung des Gremiums stellen.

Auf der anderen Seite spricht nichts dagegen, wenn Ausländer-
beiräte auch Stellung beziehen zu aktuellen Themen und „heißen
Eisen“. Sie sollten sich aber davor hüten, etwa nationale Konflikte
aus den Heimatländern im Ausländerbeirat auszutragen. Denn zum
einen können diese von hier aus nicht gelöst werden, und zum an-
deren würde somit Streit in den Ausländerbeirat hineingetragen,
der der eigentlichen Aufgabe, nämlich die Interessen aller hier
lebenden Ausländerinnen und Ausländer zu vertreten, nicht dient
und die weitere Zusammenarbeit beeinträchtigen kann.
Die Sitzungen des Ausländerbeirates sind öffentlich, und oft kom-
men Mitbürger, die erfahren wollen, was der Ausländerbeirat zu
bestimmten aktuellen Themen zu sagen hat. Auch die Lokalpresse
interessiert sich dafür. Deshalb ist es von hoher Bedeutung, für
jede Sitzung den Tagesordnungspunkt Bürgerfragestunde vorzu-

Was ich schon immer über den Ausländerbeirat wissen wollte

?

Wissen, was
man ändern
kann und was
nicht

Interessen
aller Auslän-
derinnen
vertreten!
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sehen, damit persönliche Probleme, Erfahrungen und Anliegen auch
von Nicht-Mitgliedern direkt eingebracht werden können.

Wie viel Geld verdiene ich als Mitglied eines Aus-
länderbeirates?

Nichts! Die Arbeit im Ausländerbeirat ist ehrenamtlich und wird
nicht vergütet. Es gibt eine Aufwandsentschädigung, die in Form
von Sitzungsgeld oder als monatlicher Pauschalbetrag gezahlt wird.
Hiermit sollen beispielsweise Telefonkosten, Auslagen für Büro-
artikel, Ordner, Papier oder Porto abgegolten werden, die im Zu-
sammenhang mit dem Amt als Ausländerbeiratsmitglied stehen.
Die Höhe richtet sich nach der Entschädigungssatzung der jeweili-
gen Gemeinde. Bei der Wahrnehmung von Terminen außerhalb der
Gemeinde werden die Fahrtkosten im Rahmen des Hessischen
Reisekostengesetzes erstattet.

Die Mitglieder eines Ausländerbeirates sind arbeitsrechtlich ge-
schützt und genießen wie alle Kommunalpolitiker Kündigungs-
schutz. Finden Sitzungen oder wichtige Termine innerhalb der re-
gelmäßigen Arbeitszeit statt, was bei Schichtarbeitern öfters vor-
kommen kann, so zahlt die Gemeinde Verdienstausfall. Dieser
wird in der Regel vom Arbeitgeber bei der Gemeinde angefordert,
so dass er auf der Lohnabrechnung nicht sichtbar wird. In der Regel
finden die Sitzungen des Ausländerbeirates abends statt und sind
so langfristig vorausgeplant, dass die Termine auch für Arbeitneh-
mer im Schichtdienst berücksichtigt werden können.

Kann ich als Mitglied eines Ausländerbeirates eine
Arbeitsstelle bei der Gemeinde, eine größere Wohnung
oder andere Vorteile erhalten?

Nein! Generell gilt, dass bei der Vergabe von Bauplätzen, Wohnun-
gen, Arbeitsplätzen, etc. die Gemeindevertreter oder Ausländer-
beiratsmitglieder nicht bevorzugt werden dürfen. Sie haben die
gleichen Rechte wie die übrigen Bewohner einer Gemeinde und
Kriterien, die für die Vergabe aufgestellt werden, gelten für alle.
Die Mitarbeit im Ausländerbeirat kann nicht für persönliche Vortei-
le genutzt werden, sondern sie dient dem Wohl aller Ausländerin-
nen und Ausländer in der Gemeinde.

Häufig gestellte Fragen - und unsere Antworten

?

?

Ehrenamtliche
Tätigkeit

Schutz vor
Willkür des
Arbeitgebers

Keine
persönlichen
Vorteile!



10

Es ist aber nicht auszuschließen, dass Personen, die in der Gemein-
de jahrelang ehrenamtlich tätig gewesen sind,  einen gewissen Be-
kanntheitsgrad erreicht haben und ein hohes Ansehen genießen.
Aber auch dies berechtigt nicht zu Sonderregelungen zu deren
Gunsten und persönlicher Vorteilsnahme.

Der Ausländerbeirat ist dazu verpflichtet, die Probleme der aus-
ländischen Bevölkerung immer wieder zu erörtern, eine
Gettoisierung zu vermeiden, und auf bessere Lebens- und Wohn-
verhältnisse, die Gleichberechtigung oder mehr Beschäftigung von
Ausländern in der Verwaltung als Integrationsmaßnahme hinzu-
wirken.

Personen, die in der Gemeindeverwaltung als Angestellte beschäf-
tigt sind, können nicht in den Ausländerbeirat dieser Gemeinde
gewählt werden bzw. müssen aus dem Ausländerbeirat ausschei-
den, wenn sie in der Gemeinde bzw. dem Landkreis eingestellt wer-
den, dessen Ausländerbeirat sie angehören.

Was habe ich persönlich überhaupt von der Arbeit im
Ausländerbeirat?

In den letzten 30 Jahren haben viele tausend Ausländer die Arbeit
der Ausländerbeiräte mitgestaltet bzw. als aktive Beobachter ken-
nen und schätzen gelernt. Viele haben dabei gelernt, Interessen-
vertretung zu organisieren und die Belange der ausländischen Be-
völkerung selbstbewusst zu vertreten. Zunehmend haben Partei-
en angefangen, EU-Ausländer bzw. eingebürgerte Deutsche aus-
ländischer Herkunft als Kandidatinnen und Kandidaten in ihre Li-
sten für den Ortsbeirat, das Gemeindeparlament oder den Kreis-
tag aufzunehmen. Viele von ihnen haben ihre ersten politischen
Erfahrungen im Ausländerbeirat gesammelt. Andere wiederum
haben sich mit den Erfahrungen aus der Arbeit im Ausländerbeirat
für andere Aufgaben – wie etwa die betriebliche Interessenvertre-
tung (Betriebsrat, Personalrat, etc.) – qualifiziert. Die größte Be-
friedigung ergibt sich aber aus der Tatsache, dass man sich für das
friedliche Zusammenleben von Ausländern und Deutschen einsetzt,
in der Hoffnung, dass dieses Engagement Früchte tragen wird.
„Wahrhaft glücklich werden die sein, die den Weg zum Dienst am
anderen gesucht und gefunden haben.“ (Albert Schweitzer).

?

Was ich schon immer über den Ausländerbeirat wissen wollte

Auf bessere
Lebensver-
hältnisse
hinwirken!

Im
Ausländer-
beirat
Erfahrungen
sammeln
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Welche Qualifikationen braucht ein Ausländerbeirats-
mitglied?

Formale Formale Formale Formale Formale Qualifikationen muss ein Ausländerbeiratsmitglied nicht
mitbringen.     Aber die deutsche Sprache sollte von gewählten Mit-
gliedern  zumindest soweit beherrscht werden, dass sie die schrift-
lichen Sitzungsunterlagen (Anträge und Vorlagen) lesen und ver-
stehen können. In der Kommunalpolitik geht es unmittelbar um
das Zusammenleben von unterschiedlichen ethnischen Minderhei-
ten in der Gemeinde. Man muss sich mit den Problemen der Men-
schen beschäftigen, um gemeinsam mit den Politikern und der
Verwaltung Lösungen zu finden. Man sollte die Fähigkeit besitzen,
mit Geduld und Gelassenheit die Entwicklung zu verfolgen und sei-
nen eigenen Beitrag zur Verbesserung zu leisten.

Eine wichtige Voraussetzung für erfolgreiche Arbeit ist der regel-
mäßige Kontakt zu vielen Ausländern an der „Basis“, zu Vereinen
und anderen gesellschaftlichen Organisationen. Dieser Kontakt ist
wichtig für die Arbeit und den Informationsaustausch zwischen
Parlament und Bürgern. Wer Vorschläge macht und Forderungen
aufstellt, muss die Lebensbedingungen, Sorgen und Nöte der aus-
ländischen Bevölkerung vor Ort kennen und sich ständig um „Basis-
kontakt“ bemühen.

Wie hoch ist der Zeitaufwand für ein
Ausländerbeiratsmitglied?

Wer sich in ein öffentliches Ehrenamt wählen lässt, muss natürlich
bereit sein, einen Teil seiner Freizeit zu opfern. Die Mitglieder des
Ausländerbeirates müssen mindestens zu den Plenarsitzungen des
Ausländerbeirats erscheinen, die regelmäßig im Abstand von 1-2
Monaten stattfinden. Darüber hinaus fallen Monat für Monat wich-
tige Termine an – Ausschusssitzungen, Veranstaltungen, Sprech-
stunden, etc. – bei denen der Ausländerbeirat vertreten sein sollte.
In größeren Ausländerbeiräten werden viele Detailfragen auch im
Rahmen von Vorstandssitzungen und Arbeitskreisen behandelt.
Obwohl Vorsitzende und deren Stellvertreter naturgemäß mehr
Zeit aufzubringen haben, sollten möglichst alle Mitglieder des Aus-
länderbeirats – je nach Neigung und Fähigkeit – für die verschiede-
nen Aufgaben herangezogen werden.

?

?

Häufig gestellte Fragen - und unsere Antworten

Deutsch als
Sitzungs-
sprache

Kontakt zur
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Termine
fallen an?
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In den Städten und Gemeinden, wo eine professionell besetzte
Geschäftsstelle vorhanden ist, werden alle notwendigen Vorberei-
tungen, Terminierungen, Beschaffung von Informationen und Kor-
respondenzen durch diese erledigt. Wo keine Geschäftsstelle vor-
handen ist, muss die/der Vorsitzende naturgemäß Zeit für solche
Verwaltungsaufgaben mitbringen.
Die Mitglieder des Vorstandes können durchaus sechs oder mehr
Termine im Monat haben. In den Städten kann der Zeitaufwand
auch entsprechend höher sein. Außer den Terminen sind regelmä-
ßige direkte Kontakte zwischen den Mitgliedern wie auch zur Basis
sehr wichtig.

Wie kann ich erfahren, ob in meiner Gemeinde bereits
ein Ausländerbeirat besteht oder sie einen Ausländer-
beirat neu einrichten muss?

Sie können es von der Gemeinde selbst oder von der AGAH-LAB
erfahren. In Gemeinden mit mehr als 1.000 gemeldeten ausländi-
schen Einwohnern muss ein Ausländerbeirat eingerichtet werden.
Darüber hinaus gibt es aber auch einige Gemeinden, die freiwillig
einen Ausländerbeirat eingerichtet haben, obwohl dort weniger als
1000 ausländische Einwohner gemeldet sind. In solchen Fällen ging
die Initiative von einer Gruppe von Ausländern aus, die den Kom-
munalpolitikern Sinn und Zweck eines Ausländerbeirats deutlich
machen und diese von der Idee überzeugen konnten.

Wie viele gewählte Mitglieder hat der Ausländerbeirat
überhaupt?

Die Gemeinde legt in ihrer Hauptsatzung fest, aus wie vielen Mit-
gliedern der Ausländerbeirat bestehen soll. Es gibt keine gesetzli-
chen Richtwerte; die Hessische Gemeindeordnung (HGO) schreibt
eine Mindestzahl von 3 Mitgliedern und eine Höchstzahl von 37
Mitgliedern vor. Mit nur 3 Mitgliedern ist eine gute Teamarbeit an-
gesichts der Fülle der Aufgaben fast unmöglich.
In der Vergangenheit wurde oft gefordert, die Zahl der Mitglieder
zu reduzieren. Eine gute Basisarbeit kann nur geleistet werden,
wenn die Kommunikation zwischen den Ausländerbeiratsmitglie-
dern und der ausländischen Bevölkerung auf breiter Ebene statt-
findet. Der Integrationsgedanke muss eine größere Verbreitung

Was ich schon immer über den Ausländerbeirat wissen wollte

?

?

Über 1.000
Einwohner

Mindestens 3,
höchstens 37
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finden. Da die Arbeit ehrenamtlich ist,  soll sie nicht zu übermäßi-
ger Belastung werden. Deshalb sollten Ausländerbeiräte nach Mög-
lichkeit nicht  weniger als 7 Mitglieder haben. Die Anzahl sollte sich
an der Anzahl der Ausschüsse der Gemeinde orientieren, weil es
für die Ausländerbeiratsmitglieder nur sehr eingeschränkt mög-
lich ist, an den Sitzungen mehrerer Ausschüsse teilzunehmen, wenn
die eigentliche Arbeit im Ausländerbeirat nicht zu kurz kommen
soll. Optimal wäre es, für jeden Ausschuss zwei Mitglieder zu wäh-
len - und zwar einen Vertreter und eine Ersatzperson, die notfalls
einspringen kann.

Muss ich Mitglied einer politischen Partei sein, um im
Ausländerbeirat arbeiten zu dürfen?

Nein!Nein!Nein!Nein!Nein! Die Mitgliedschaft in einer Partei ist nicht notwendig. Es gibt
zwar viele Mitglieder in Ausländerbeiräten, die sich auch in politi-
schen Parteien engagieren und aktiv mitarbeiten, aber für die Ar-
beit im Ausländerbeirat ist dies nicht erforderlich. Der Ausländer-
beirat sollte keine Tribüne für Parteipolitik sein, weil die Lösung
der Probleme auf kommunaler Ebene eine Zusammenarbeit mit
allen demokratischen Parteien erfordert. Der Ausländerbeirat ist
auf den Dialog mit allen Fraktionen im Parlament und den sie tra-
genden Parteien angewiesen, und nicht selten werden gute Vor-
schläge gerade von der Opposition sehr willkommen geheißen. Al-
lerdings Vorsicht! Hinter diesem Verhalten könnte auch die Ab-
sicht stecken, den Ausländerbeirat vor den Karren der eigenen
Oppositionsarbeit zu spannen. Vorschläge des Ausländerbeirates
sollen zunächst auf ihre Machbarkeit geprüft werden. Es wird des-
halb empfohlen, mit allen Parteien das Pro und Contra auszutau-
schen. An dieser Stelle wäre es auch sinnvoll, bei anderen Auslän-
derbeiräten und bei der AGAH-LAB Erfahrungen einzuholen.

An dieser Stelle ein Appell an die Kommunalpolitiker: Anders als die
auf den Listen politischer Parteien gewählten Mandatsträger haben
die Mitglieder von Ausländerbeiräten keinen professionellen Parteiap-
parat hinter sich, der ihnen zuarbeitet und Erfahrung vermitteln könn-
te. Viele Ausländerbeiräte haben nicht mal eine Geschäftsstelle, und
deshalb sind sie auf die Hilfe und den Rat von erfahrenen Gemeinde-
vertretern und Beigeordneten angewiesen.

?

Häufig gestellte Fragen - und unsere Antworten
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Aufbau und Struktur der Verwaltung

Die Kommune - das unbekannte Wesen?

Kommunalwahlen

In Hessen werden unter dem Sammelbegriff „Kommunalwahlen“
folgende Wahlen bezeichnet:

� Wahl der Gemeindevertretungen oder Stadtverordnetenver-
sammlungen (Gemeindewahl),

� Wahl der Kreistage (Kreiswahl),
� Wahl der Ortsbeiräte (Ortsbeiratswahl),
� Wahl der Bürgermeister bzw. Oberbürgermeister und Landräte

(Direktwahl),
� Wahl der Ausländerbeiräte (Ausländerbeiratswahl) und
� Durchführung eines Bürgerentscheids (Abstimmung).

Durch eine Vereinbarung im Maastrichter Abkommen und die da-
mit verbundene notwendige Änderung des Grundgesetzes (Arti-
kel 28) soll EU-Bürgern, die ihren Wohnsitz in der Bundesrepublik
haben, die Möglichkeit eingeräumt werden, sich an Kommunalwah-
len zu beteiligen. Diesem hat der Hessische Landtag mit dem Ge-
setz zur Einführung des Kommunalwahlrechts für Unions-
bürgerinnen und Unionsbürger Rechnung getragen. Das Gesetz
wurde am 20.09.1995 verabschiedet und trat in den wesentlich-
sten Bestimmungen am 22.12.1995 in Kraft. Hessen ist mit diesem
Gesetz bis an den Rand des rechtlich Machbaren gegangen. Ob-
wohl das Maastrichter Abkommen es nicht ausdrücklich vorsieht,
können Unionsbürgerinnen und -bürger unter den gleichen Voraus-
setzungen an den Kommunalwahlen teilnehmen wie deutsche
Staatsbürger. Dies bedeutet, dass sie nicht nur das aktive sondern
auch das passive Wahlrecht haben. Somit können Unionsangehörige
auch Mitglied der Gemeindevertretung werden, ja sogar die Positi-
on eines Bürgermeisters oder eines Landrats einnehmen. Auf die-
ser Grundlage sind bei den Kommunalwahlen 1997 in Hessen erst-
mals zahlreiche EU-Bürger in die Gemeindeparlamente, Kreistage
und Ortsbeiräte gewählt worden, darunter auch viele (ehemalige
und amtierende) Mitglieder von Ausländerbeiräten.
Bedauert werden muss an dieser Stelle, dass dieses Recht nicht für
die Personen gilt, die eine andere Staatsangehörigkeit haben, aber
seit vielen Jahren hier leben oder hier geboren sind.

Gremien, die
aus Wahlen
hervorgehen

EU-Bürger
haben
aktives und
passives
Wahlrecht

Direktwahl
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Die Gemeinde

In der HGO wird als Grundbegriff immer von der „Gemeinde“ gespro-
chen. Diese Vorschriften gelten selbstverständlich auch für die Städ-
te.

Die Bürgerinnen und Bürger einer Gemeinde, die auch als Gebiets-
körperschaft bezeichnet wird, wählen die Gemeindevertretung für
fünf Jahre. Eine Ausnahme bilden dagegen die Ausländerbeiräte:
Die Amtsperiode der am 4. November 2001 und danach gewählten
Ausländerbeiräte endet landesweit einheitlich am 30. November
2005, damit von der am 1. Dezember 2005 beginnenden Wahlzeit
an in Zukunft die Ausländerbeiräte grundsätzlich vor den Kommu-
nalwahlen gewählt werden und ihre Vertreter von Anfang an in die
gemeindlichen Gremien (Kommissionen, Ausschüsse, etc.) beru-
fen werden können. Die Wahl der Gemeindevertretungen, Stadt-
verordnetenversammlungen, Kreistage und Ortsbeiräte muss nach
§ 2 des Hessischen Kommunalwahlgesetzes an einem Sonntag im
März stattfinden. Die Anzahl der Gemeindevertreter richtet sich
nach der Größe der Kommune und ist in  § 38 HGO festgelegt. Sie
beträgt in Gemeinden mit:

bis zu 3.000 Einwohnern 15 Personen

3.001 bis 5.000 Einwohnern 23 Personen

5.001 bis 10.000 Einwohnern 31 Personen

10.001 bis 25.000 Einwohnern 37 Personen

25.001 bis 50.000 Einwohnern 45 Personen

50.001 bis 100.000 Einwohnern 59 Personen

100.001 bis 250.000 Einwohnern 71 Personen

250.001 bis 500.000 Einwohnern 81 Personen

500.001 bis 1.000.000 Einwohnern 93 Personen

über 1.000.000 Einwohnern 105 Personen

Das Gesetz zur Stärkung der Bürgerbeteiligung und der kommu-
nalen  Selbstverwaltung vom 23. Dezember 1999 hat den Gemein-
den die Möglichkeit eröffnet, die Zahl der Gemeindevertreter zu
reduzieren, und zwar um bis zu eine Stufe oder eine dazwischen

Die Kommune - das unbekannte Wesen?

Anzahl der
Gemeinde-
vertreter nach
Größe der
Gemeinde

Alle fünf
Jahre ist
Kommunal-
wahl
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Kommunalwahlen

liegende ungerade Zahl. In diesem Fall muss die Hauptsatzung spä-
testens fünfzehn Monate vor Ablauf der Wahlzeit mit Zustimmung
von mindestens zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Gemeinde-
vertreter geändert werden. Dieser Beschluss gilt dann für die näch-
ste Kommunalwahl.

Verhältniswahl

Die Verhältniswahl erfolgt immer dann, wenn sich mehrere Wahl-
vorschläge/Parteien zur Wahl stellen. Hierzu ist es notwendig, dass
jede Wählergruppe/Partei eine Liste mit ihren Kandidatinnen und
Kandidaten aufstellt. Man spricht in diesem Fall auch von einer
„Listenwahl“. Neu in Hessen ist die zusätzliche Einführung einer
„Personenwahl“ nach § 1 Abs. 1 KWG. Wichtigstes Merkmal dieses
kombinierten Wahlsystems ist es, dass jeder Wähler so viele Stim-
men abgeben darf, wie Sitze in dem zu wählenden Parlament zu
besetzen sind.
Mit dem neuen Wahlsystem erhält jeder Wähler verschiedene Mög-
lichkeiten, seine Stimmen zu verteilen.
� Wie bisher kann eine Liste gewählt werden, indem der Wähler

ein Kreuz in der jeweiligen Kopfleiste macht.
� Der Wähler kann einzelne Namen in den Listen streichen.
� Er kann so viele Stimmen abgeben, wie Kandidaten zu wählen

sind (§ 18 Abs. 1 Nr. 1 KWG).
� Den einzelnen Kandidaten können jeweils bis zu drei Stimmen

gegeben werden (Kumulieren, § 18 Abs. 1 Nr. 3 KWG).
� Die Stimmen können Kandidaten aus verschiedenen Wahlvor-

schlägen (Listen) gegeben werden (Panaschieren, § 18 Abs. 1
Nr. 4 KWG).

Mehrheitswahl

Stellt sich nur eine Partei oder Wählergruppe zur Wahl, so tritt das
Mehrheitswahlrecht in Kraft. Auf dem Stimmzettel werden dann
alle kandidierenden Personen aufgeführt und die Kandidatinnen
und Kandidaten konkurrieren gegeneinander. Warum dies so ist, ist
ganz einfach zu erklären: Eine Wahl bedeutet, zwischen zwei oder
mehr Personen oder Gruppen zu entscheiden. Weil nur eine Liste
aufgestellt worden ist, wird dem Wähler die Möglichkeit geboten,
innerhalb dieser Liste seine Wahl zu treffen. Hier hat jeder Wähler

Neues
Wahlrecht:
Kumulieren,
Panaschieren,
Streichen,
Kombinieren.

Listenwahl
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ebenfalls so viele Stimmen, wie Kandidaten bzw. Kandidatinnen zu
wählen sind. Der Wähler kann auch hier kumulieren und dadurch
die Reihenfolge der Liste verändern. Gewählt sind dann die Kandi-
datinnen und Kandidaten, die die meisten Stimmen bekommen
haben. Diese Wahlform wird auch als „Personenwahl“ bezeichnet.
Die Mehrheitswahl kommt in der Praxis der Gemeindewahlen je-
doch recht selten vor. Bei Ortsbeiratswahlen (und Ausländerbeirats-
wahlen) in kleineren Gemeinden ist sie aber schon durchgeführt
worden.

Die Mehrheitswahl findet bei den Direktwahlen der Bürgermeister
und Landräte Anwendung, weil hier nur eine Position zu besetzen
ist. Wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen
auf sich vereinigen kann, ist gewählt. Wird diese Mehrheit von kei-
nem der Kandidatinnen und Kandidaten erreicht, gehen die beiden
Personen, die die meisten Stimmen auf sich vereinigen konnten,
zwei Wochen später in eine Stichwahl. Die beiden Wahlverfahren
(Verhältniswahl und Mehrheitswahl) finden grundsätzlich auch bei
der Wahl von Ausländerbeiräten Anwendung.

Organe der Gemeinde

Gemeindevertretung
(in Städten Stadtverordnetenversammlung)

Die Gemeindevertretung bzw. die Stadtverordnetenversammlung
ist das höchste Beschlussorgan einer Gemeinde (§ 50 HGO). Sie
beschließt über alle Angelegenheiten, soweit die HGO nichts ande-
res vorschreibt. Sie hat aber die Möglichkeit, bestimmte Angelegen-
heiten dem Gemeindevorstand oder einem Ausschuss zur
Beschlussfassung zu übertragen. Alle Angelegenheiten, die in § 51
HGO bezeichnet sind, dürfen nicht delegiert werden, sondern müs-
sen von der Gemeindevertretung abschließend behandelt werden.
Darüber hinaus überwacht sie die gesamte Verwaltung und die Ge-
schäftsführung des Gemeindevorstandes. Die Gemeindevertretung
kontrolliert insbesondere die Verwendung der Finanzen. In bestimm-
ten Fällen kann die Gemeindevertretung auch Akteneinsicht neh-
men.

Direktwahl der
Bürgermeister
und Landräte

Gemeindevertretung
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Gemeindevertretung

Ausschließliche Zuständigkeiten

Die ausschließlichen Zuständigkeiten der Gemeindevertretung sind
in § 51 HGO geregelt. Sie darf Entscheidungen über folgende Ange-
legenheiten nicht übertragen:

� die allgemeinen Grundsätze, nach denen die Verwaltung ge-
führt werden soll,

� die aufgrund der Gesetze von der Gemeindevertretung vorzu-
nehmenden Wahlen,

� die Verleihung und Aberkennung des Ehrenbürgerrechts und
einer Ehrenbezeichnung,

� die Änderung der Gemeindegrenzen,
� die Aufstellung von allgemeinen Grundsätzen für die Anstel-

lung, Beförderung, Entlassung und Besoldung der Beamten,
Angestellten und Arbeiter der Gemeinde im Rahmen des allge-
meinen Beamten- und Arbeitsrechts,

� den Erlass, die Änderung und Aufhebung von Satzungen,
� den Erlass der Haushaltssatzung und die Festsetzung des In-

vestitionsprogramms,
� die Zustimmung zu überplanmäßigen Ausgaben nach näherer

Maßgabe des § 100 HGO,
� die Beratung der Jahresrechnung und die Entlastung des

Gemeindevorstands,
� die Festsetzung öffentlicher Abgaben und privatrechtlicher

Entgelte, die für größere Teile der Gemeindebevölkerung von
Bedeutung sind,

� die Errichtung, Erweiterung, Übernahme und Veräußerung von
öffentlichen Einrichtungen und wirtschaftlichen Unternehmen
sowie die Beteiligung an diesen,

� die Umwandlung der Rechtsform von Eigenbetrieben oder wirt-
schaftlichen Unternehmen, an denen die Gemeinde beteiligt
ist,

� die Änderung des Zwecks und die Aufhebung einer Stiftung
sowie die Entscheidung über den Verbleib des Stiftungs-
vermögens,

� die Umwandlung von Gemeindevermögen oder Gemeinde-
gliederklassenvermögen in freies Gemeindevermögen sowie
die Veränderung der Nutzungsrechte am Gemeindevermögen
oder Gemeindegliederklassenvermögen,

Dafür ist die
Gemeinde-
vertretung
zuständig
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� die Übernahme von Bürgschaften, den Abschluss von Gewähr-
verträgen und die Bestellung anderer Sicherheiten für Dritte
sowie solche Rechtsgeschäfte, die den vorgenannten wirtschaft-
lich gleichkommen,

� die Zustimmung zur Bestellung des Leiters des Rechnungsprü-
fungsamtes sowie die Erweiterung der Aufgaben des Rech-
nungsprüfungsamtes über die in § 131 HGO genannten hinaus,

� die Genehmigung der Verträge von Mitgliedern des Gemeinde-
vorstandes oder von Gemeindevertretern mit der Gemeinde
im Falle des § 77 Abs. 2 HGO,

� die Führung des Rechtsstreits von größerer Bedeutung und
den Abschluss von Vergleichen, soweit es sich nicht um Ge-
schäfte der laufenden Verwaltung handelt,

� die Übernahme neuer Aufgaben, für die keine gesetzliche Ver-
pflichtung besteht.

Eine der wichtigsten Aufgaben der Gemeindevertretung ist die Wahl
des Gemeindevorstands. Während vor dem 1. April 1993 auch der
Bürgermeister bzw. Oberbürgermeister von diesem Gremium ge-
wählt wurde, werden diese nunmehr direkt von den Bürgerinnen
und Bürgern der Gemeinde gewählt.

Ausschüsse

Zur Vorbereitung von Beschlüssen kann sich die Gemeindevertre-
tung bzw. die Stadtverordnetenversammlung ihrer Fachgremien
bedienen, die nach § 62 HGO als Ausschüsse bezeichnet werden.
Während die Bildung eines Finanzausschusses zwingend vorge-
schrieben ist, wird die Bildung anderer Ausschüsse in das Ermes-
sen der Gemeindevertretung gestellt. In vielen Städten und Ge-
meinden besteht ein Rechtsausschuss, Hauptausschuss,
Sozialausschuss, Bauausschuss, um nur einige zu nennen. In klei-
neren Gemeinden werden oft verschiedene Fachbereiche
zusammengefasst, wie z. B. Haupt- und Finanzausschuss, Jugend-
und Sozialausschuss.

Die Mitglieder der Ausschüsse werden in der konstituierenden Sit-
zung der Gemeindevertretung gewählt. Es kann festgelegt wer-
den, dass die Ausschüsse anteilmäßig so zu besetzen sind wie die

Die Kommune

Seit 1993:
Direktwahl
der Bürger-
meister
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Gemeindevertretung. Ausschüsse haben die Aufgabe, sich mit den
Angelegenheiten zu befassen, die ihnen von der Gemeindevertre-
tung zugewiesen werden. Dies sind hauptsächlich vorbereitende
Beschlüsse für das Gemeindeparlament. Ihnen können jedoch auch
in bestimmten Bereichen Aufgaben zur abschließenden Bearbei-
tung übertragen werden. D. h., der Ausschuss kann einen Beschluss
fassen, der ebenso bindend ist wie ein Votum der Gemeindevertre-
tung. Aus diesem Grund ist auch die Gewährung des Stimmrechts
der Ausländerbeiratsmitglieder in den Ausschüssen der Gemein-
devertretung nicht möglich.

Die Ausschüsse können zu ihren Beratungen im Einzelfall Vertre-
ter/innen der Bevölkerungsgruppen, die von der Entscheidung be-
troffen sind, und Sachverständige zu den Beratungen hinzuziehen.

Ausschüsse müssen den Ausländerbeirat nach § 88 Abs. 2 HGO
jedoch hören, wenn im Rahmen der Tagesordnung Angelegenhei-
ten behandelt werden, die die Interessen der ausländischen Ein-
wohner berühren. Diese Anhörungspflicht ist nicht auf wichtige
Angelegenheiten beschränkt.

In wichtigen Angelegenheiten ist der Ausländerbeirat generell zu
hören. Welches Organ dazu verpflichtet ist, geht aus der HGO nicht
hervor. Dies kann alle Gemeindeorgane betreffen, sofern diese sich
mit wichtigen Angelegenheiten, die ausländische Einwohner be-
treffen, im Rahmen ihrer Tagesordnung beschäftigen.

Die Frage, was wichtige Angelegenheiten sind, ist nicht genau de-
finiert. Dies kann von Gemeinde zu Gemeinde unterschiedlich aus-
gelegt werden. Im Streitfall müsste eine Entscheidung des
Verwaltungsgerichts Klärung schaffen. Allerdings läuft eine Ge-
meinde auch Gefahr, dass Beschlüsse unwirksam werden, wenn
sich im Nachhinein herausstellt, dass wichtige Angelegenheiten ent-
schieden wurden, ohne dem Ausländerbeirat Gelegenheit zur
Stellungnahme zu geben. Aus diesem Grunde erscheint es sinnvoll
- und es wird so auch von vielen Gemeinden praktiziert -, dass die
Ausschüsse zu ihren Sitzungen grundsätzlich vom Ausländerbeirat
nominierte Vertreter einladen, die dann auch beratend bei allen
Tagesordnungspunkten mitwirken (siehe auch: „Gesetzliche Grund-
lagen des Ausländerbeirats“).

Anhörung in
wichtigen
Angelegen-
heiten

Ausschüsse

Beschluss-
vorlage
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Oft werden strittige Fragen zwischen den Fraktionen in „interfrak-
tionellen“ Gesprächskreisen behandelt. Diese stellen kein Gemein-
deorgan dar und werden auch nicht in der HGO genannt. Sie tagen
in der Regel unter Ausschluss der Öffentlichkeit. Es besteht keine
Verpflichtung, Vertreter anderer Organisationen oder den Auslän-
derbeirat zu den interfraktionellen Gesprächskreisen hinzuzuzie-
hen. Ergebnisse aus diesen Zusammenkünften, die in Beschlüsse
der Gemeindeorgane münden sollen, müssen, wie jeder andere
Beschluss, in den Ausschüssen und der Gemeindevertretung bera-
ten werden.

Gemeindevorstand (in Städten Magistrat)

Der Gemeindevorstand bzw. der Ma-
gistrat besteht aus haupt- und ehren-
amtlichen Beigeordneten. Hauptamt-
liche Beigeordnete sind die Bürger-
meister bzw. Oberbürgermeister und
die Stadträtinnen und Stadträte. Die
Hauptamtlichen werden für sechs
Jahre von der Gemeindevertretung
gewählt. Ausnahmen bilden hier die
Bürgermeister bzw. Oberbürgermei-

ster, die direkt von der Bevölkerung gewählt werden. Die haupt-
amtlichen Beigeordneten unterliegen nicht dem Parteienproporz.
Die Wahlperiode der ehrenamtlichen Beigeordneten ist an die Wahl-
zeit der Gemeindevertretung gekoppelt.
Der ehrenamtliche Gemeindevorstand muss im gleichen Verhält-
nis zusammengesetzt sein wie die Gemeindevertretung. Ihre Wahl
erfolgt in der Regel in der ersten Sitzung der Gemeindevertretung
durch die Gemeindevertreterinnen und -vertreter nach der Neu-
wahl. Die Mitglieder des Gemeindevorstands dürfen nicht gleichzei-
tig Mitglieder der Gemeindevertretung sein.

Aufgaben des Gemeindevorstands

Die Aufgaben des Gemeindevorstandes sind in § 66 HGO beschrie-
ben. Er ist die Verwaltungsbehörde der Gemeinde und führt die
Beschlüsse der Gemeindevertretung aus. Dabei ist er an den
vorgegebenen Finanzrahmen gebunden. Er hat insbesondere

Hauptamtliche
und
ehrenamtliche
Beigeordnete
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Hessische Gemeindeord-
nung und Hessische Land-
kreisordnung, Kommunal-
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Der Gemeindevorstand / Magistrat
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� die Gesetze und Verordnungen sowie die im Rahmen der Geset-
ze erlassenen Weisungen der Aufsichtsbehörde auszuführen,

� die Beschlüsse der Gemeindevertretung  vorzubereiten und aus-
zuführen,

� die ihm nach diesem Gesetz obliegenden und ihm von der Ge-
meindevertretung allgemein oder im Einzelfall zugewiesenen
Gemeindeangelegenheiten zu erledigen,

� die öffentlichen Einrichtungen und wirtschaftlichen Betriebe der
Gemeinde und das sonstige Gemeindevermögen zu verwalten,

� die Gemeindeabgaben nach den Gesetzen und nach den Be-
schlüssen der Gemeindevertretung auf die Zahlungspflichtigen
zu verteilen und ihre Beitreibung zu bewirken sowie die Ein-
künfte der Gemeinde einzuziehen,

� den Haushaltsplan und das Investitionsprogramm aufzustel-
len, das Kassen- und Rechnungswesen zu überwachen,

� die Gemeinde zu vertreten, den Schriftwechsel zu führen und
die Gemeindeurkunden zu vollziehen.

Der Bürgermeister, gleichzeitig Vorsitzender des Gemeindevor-
standes, muss einem Beschluss der Gemeindevertretung inner-
halb von zwei Wochen widersprechen, wenn der Beschluss das
Recht verletzt (§ 63 HGO). Dieser Widerspruch hat aufschiebende
Wirkung. Dies bedeutet, dass der Beschluss zunächst nicht ausge-
führt werden darf. Die Gemeindevertretung muss in einer weite-
ren Sitzung einen neuen Beschluss fassen. Verletzt auch dieser
wieder das Recht, muss ihn der Bürgermeister spätestens nach ei-
ner Woche gegenüber dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung
schriftlich beanstanden. Auch dies hat aufschiebende Wirkung. Für
das weitere Verfahren gelten die Vorschriften der
Verwaltungsgerichtsordnung mit der Maßgabe, dass ein Vorver-
fahren (Anhörung) nicht stattfindet.
Sollte der Bürgermeister es unterlassen, einem rechtswidrigen
Beschluss innerhalb der gesetzten Frist zu widersprechen, so ge-
hen diese Rechte auf den Gemeindevorstand bzw. Magistrat über.
Der Bürgermeister, als Vorsitzender des Gemeindevorstandes,
muss den Beschlüssen des Gemeindevorstands aus den gleichen
Gründen widersprechen wie im vorigen Absatz aufgeführt. Auch
hier ist eine erneute Beschlussfassung möglich. Verletzt diese noch
immer das Recht, muss die Gemeindevertretung die Angelegen-
heit beraten und einen entsprechenden Beschluss fassen.

Dafür ist der
Gemeinde-
vorstand bzw.
Magistrat
zuständig

Was tun im
Konfliktfall?

Gemeindevorstand / Magistrat

Konflikt
mit dem
Gemeinde-
vorstand
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Kommissionen

Kommissionen sind die Beratungsorgane des Gemeindevorstandes
bzw. des Magistrats. Sie können nach § 72 HGO zur dauernden
Verwaltung oder Beaufsichtigung einzelner Geschäftsbereiche so-
wie zur Erledigung vorübergehender Aufgaben gebildet werden.
Ihnen gehören sowohl Vertreter des Gemeindevorstandes wie auch
der Gemeindevertretung an. Letztere können wiederum durch den
Parteienproporz bestimmt werden. Den Vorsitz führt nach § 72
Abs. 3 HGO der Bürgermeister oder ein von ihm bestimmter Beige-
ordneter.

Als Vertreter des Gemeindevorstandes können den Kommissio-
nen auch die Vertreter der Fachämter einer Gemeinde angehören.
Der § 72 HGO ermöglicht, dass einer Kommission auch sachkundi-
ge Einwohnerinnern und Einwohner angehören können. Dies ist ein
ganz entscheidender Hinweis im Hinblick auf die Mitarbeit von
Nichtdeutschen in diesem Gremium. Hier wird im Gegensatz zu
verschiedenen anderen Gremien nicht vom Volk oder von Bürgern
ausgegangen, denn dies würde lediglich den Wahlberechtigten die
Möglichkeit der Beteiligung geben. Der § 72 HGO gibt erstmals den
Einwohnern, also auch denen, die nicht wählen dürfen, aber im
Gemeindegebiet wohnen - somit auch Ausländerinnen und Auslän-
dern - das Recht, sich in den Kommissionen der Gemeinde mit Stimm-
recht zu betätigen.

Diese Regelung, in Verbindung mit § 5 HGO, gab den Kommunen
die Möglichkeit, in ihren Gebieten Ausländerbeiräte per Satzung
einzurichten, bevor die Verpflichtung zur Einrichtung in die HGO
aufgenommen wurde.

In den Gemeinden können unter anderem die Personalkommission,
die Baukommission, die Sozialkommission gebildet werden. Ähn-
lich wie bei den Ausschüssen können auch hier wieder mehrere
Fachgebiete zusammengefasst werden. Bau- und Planungs-
kommission, Sozial- und Gesundheitskommission, um nur einige
Beispiele zu nennen.

Eine Besonderheit stellt hier der Jugendhilfeausschuss dar, der in
kreisfreien Städten und Landkreisen nach einem Bundesgesetz,

Die Kommune: Kommissionen als Beratungsorgane
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dem Jugendhilfegesetz, eingerichtet werden muss. Nach der Hes-
sischen Kommunalverfassung gilt er hier jedoch nicht als Ausschuss,
sondern als Kommission, als Beratungsorgan des Gemeindevor-
stands.

Das Jugendhilfegesetz schreibt vor, wer diesem Gremium mit
Stimmrecht angehören darf. Hierzu gehören nicht die Ausländer-
beiräte, sodass deren Vertreterinnen und Vertreter hier lediglich
beratende Funktion haben.

Satzungsrecht der Gemeinden

Gemäß § 5 HGO haben die Gemeinden das Recht, die Angelegen-
heiten der örtlichen Gemeinschaft durch Satzungen selbst zu re-
geln. Dies gilt allerdings nur in dem Rahmen, der den Gemeinden
zur eigenen Gestaltung offen steht und wenn diese nicht im Wider-
spruch zu Rechtsnormen des Landes oder Bundes stehen. Wäh-
rend der Bundestag oder die Landtage durch die Verabschiedung
von Gesetzen Recht schaffen, beschließen die Kommunen Satzun-
gen. Sie sind für die Bürgerinnen und Bürger der jeweiligen Ge-
meinden ebenso bindend wie Gesetze.

Die Bereiche, in denen Gemeinden Regelungen durch Satzungen
erlassen können, sind fest umrissen. Art. 28 Abs. 2 GG garantiert
den Gemeinden das Recht, alle Angelegenheiten der örtlichen
Gemeinschaft selbst zu regeln. Art. 137 HV präzisiert dies, indem
er den Gemeinden das Recht einräumt, jede öffentliche Aufgabe
zu übernehmen, sofern diese nicht durch Gesetz einer anderen
Stelle übertragen wurde. Das Recht der Selbstverwaltung wird auch
in der HV garantiert. Die Aufsicht des Staates beschränkt sich nur
darauf, dass die Verwaltung der Gemeinden im Einklang mit den
Gesetzen geführt wird.

Allerdings darf der Staat den Kommunen Aufgaben übertragen,
die eigentlich von ihm selbst übernommen werden müssten. Ein
Beispiel hierfür ist die Ausführung des Ausländergesetzes: Eigent-
lich Aufgabe des Landes, wird sie aus Vereinfachungsgründen den
Städten und Landkreisen zugewiesen. Man spricht von
Weisungsaufgaben. Weitere Beispiele sind das Personen-
standswesen (Standesamt) und die Gesundheitsaufsicht.

Verwaltung: Satzungsrecht der Gemeinden

Örtliche
Fragen
durch eigene
Satzung
regeln
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Der Staat muss allerdings dafür Sorge tragen, dass die Gemeinden
finanziell in der Lage sind, sowohl die eigenen als auch die Wei-
sungsaufgaben zu erfüllen.

Damit in allen Kommunen dieses Bundeslandes annähernd gleiche
Voraussetzungen für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben herrschen,
wurde vom Hessischen Landtag eine Kommunalverfassung verab-
schiedet, die als Hessische Gemeindeordnung (HGO) bzw. Hessi-
sche Landkreisordnung (HKO) allgemein bekannt ist.
Die Schaffung von Landkreisen erfüllt eigentlich nur den Zweck,
Gemeinschaftsaufgaben zu übernehmen, für deren Erfüllung klei-
nere Gemeinden finanziell überfordert wären oder die eine Zusam-
menlegung zweckmäßig erscheinen lassen. So könnte eine kleine
Gemeinde nicht oder nur unter schwierigen Bedingungen eine Be-
rufsschule oder ein Gymnasium unterhalten. Ebenfalls wäre sie
mit der gesamten Bauplanung bis hin zur Genehmigung und Bau-
überwachung überfordert. Gleiches gilt für die Unterhaltung eines
eigenen Rechnungsprüfungsamtes. Diese Aufgaben, die nur als Bei-
spiele dienen, können nur Gemeinden bzw. Städte ab einer bestimm-
ten Größe übernehmen.

In Hessen gibt es fünf größere Gemeinden, die als kreisfreie Städ-
te bezeichnet werden: Darmstadt, Frankfurt am Main, Kassel,
Offenbach und Wiesbaden.

Sie erbringen neben den Gemeindeaufgaben auch jene Leistungen,
die ansonsten zu den Aufgaben der Landkreise gehören. Gemein-
den mit mehr als 50.000 Einwohnerinnen und Einwohnern besit-
zen einen sogenannten Sonderstatus, weil sie verwaltungsmäßig
in der Lage sind, auch Aufgaben zu übernehmen, die sonst von den
Kreisen geleistet werden.

Die Bezeichnung „Stadt“ kann die Landesregierung nach § 13 HGO
verleihen, wenn eine Gemeinde nach Einwohnerzahl, Siedlungsform
und Wirtschaftsverhältnissen städtisches Gepräge aufweist. Al-
lerdings gelten für sie keine weiteren Sonderrechte, wenn man von
den Bezeichnungen der Gemeindeorgane einmal absieht.

Worin liegt die Aufgabe von Landkreisen?

Fünf kreisfreie
Städte in
Hessen

Landkreise: für
Gemeinschafts-
aufgaben
zuständig
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Bezeichnungen der kommunalen Organe

Gemeinden Städte Landkreise

Gemeindevertreter Stadtverordnete Kreistagsabgeordnete

Gemeindevertretung Stadtverordneten- Kreistag
versammlung

Vorsitzender der Stadtverordneten- Vorsitzender des
Gemeindevertretung vorsteher Kreistags

Gemeindevorstand Magistrat Kreisausschuss

Bürgermeister Bürgermeister bzw. Landrat
Oberbürgermeister

Beigeordneter Stadtrat Beigeordneter

In Gemeinden mit mehr als 50.000 Einwohnern tragen die Bürger-
meister die Bezeichnung Oberbürgermeister, während ihre
Stellvertreter den Titel Bürgermeister tragen.

In Städten führt der Stadtrat für die Finanzen die Bezeichnung
Stadtkämmerer. Andere Stadträte können mit dem Zusatz ihres
Arbeitsbereiches bezeichnet werden, z.B. Stadtbaurat, Stadt-
schulrat.

In den Landkreisen werden die gewählten Volksvertreter Kreistags-
abgeordnete genannt. Die Volksvertretung ist der Kreistag, wäh-
rend das Verwaltungsorgan als Kreisausschuss bezeichnet wird,
dem der Landrat vorsitzt. Die weiteren Mitglieder des Kreisaus-
schusses heißen Beigeordnete, analog der Bezeichnung in den
Gemeinden.

Ansonsten sind die Bestimmungen der HGO und der HKO weitge-
hend identisch. Sofern Unterschiede bestehen, werden sie im Fol-
genden näher erläutert.

Wie zu Beginn dieses Abschnitts bereits ausgeführt, können die
Gemeinden Satzungen beschließen, die das Zusammenleben in der
örtlichen Gemeinschaft regeln. Dies bedeutet, dass sie für alle Ge-
biete Regelungen treffen können, die nicht durch Gesetz dem Bund

Die Verwaltung - kommunale Organe im Überblick
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oder dem Land zugewiesen sind. Bei genauerem Hinsehen wird
man feststellen, dass es sich bei den Gestaltungsmöglichkeiten
der Gemeinden tatsächlich nur noch um die Regelung der Da-
seinsvorsorge handelt. Auch ist festzustellen, dass durch Bundes-
oder Landesgesetze in den letzten Jahren immer mehr in das
Selbstverwaltungsrecht der Kommunen eingegriffen wurde und
somit deren Gestaltungsspielraum beschnitten worden ist.

Es gibt den Satz, dass die Gemeinde ihre Bürgerinnen und Bürger
mit Regelungen von der Wiege bis zur Bahre begleitet. Dies be-
ginnt mit der Errichtung und der Unterhaltung von Krankenhäu-
sern, Kindergärten, dem Bau von Schulen, Sport- und Freizeitein-
richtungen, Schaffung und Förderung von Kulturangeboten, Ver-
sorgung mit Wasser, Strom und ggf. weiteren Energieträgern wie
Gas, Fernwärme, etc., Aufrechterhaltung des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs sowie des örtlichen Verkehrs durch Bau und
Unterhaltung von Straßen, Entsorgung von Müll und Abwasser, dem
Bau und der Unterhaltung von Alten- und Pflegeheimen bis hin
zum Betrieb von Friedhöfen.

Wie eine Gemeinde ihre Einwohnerinnen und Einwohner mit derar-
tigen Einrichtungen ausstattet, hängt immer auch von ihren finan-
ziellen Möglichkeiten ab. Nicht alle Steuern, die die Gemeinde-
bewohner zahlen müssen, fließen auch in den Gemeindehaushalt.
Die meisten Steuern gehen an den Bund und an das Land. Die
Haupteinnahmequelle der Gemeinden ist in der Regel die Gewer-
besteuer. Danach kommt die Grundsteuer. Darüber hinaus kann sie
weitere Steuern erheben – wie z.B. die Hundesteuer, Getränkesteu-
er oder die Spielautomatensteuer. Die Höhe dieser Steuern wird
von der Gemeindevertretung in Form einer Satzung selbst festge-
legt.

Aus den Steuereinnahmen des Landes erhalten die Kommunen zur
Finanzierung ihrer Vorhaben Zuweisungen vom Land, die nach ei-
nem bestimmten Schlüssel errechnet werden; aus diesem Grunde
bezeichnet man diese auch als „Schlüsselzuweisungen“. Des Wei-
teren können Zuschüsse bei Land oder Bund für bestimmte Pro-
jekte beantragt werden, wie beispielsweise für Innenstadtsanierun-
gen oder den Wohnungsbau. Weitere Einnahmen sind Gebühren
und Abgaben, die allerdings für ganz bestimmte Dienstleistungen

Die Kommune - das unbekannte Wesen?
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erhoben werden und ausgeglichen sein müssen. Dies trifft haupt-
sächlich auf die Bereiche Wasser, Abwasser, Müll und Straßenreini-
gung zu. Gebühren werden auch für die Benutzung anderer Einrich-
tungen erhoben. Während die Mieteinnahmen für einen Gemein-
schaftsraum möglicherweise noch kostendeckend sind, wird keine
Gemeinde die Kindergärten ohne eigene Zuschüsse betreiben kön-
nen. In der Regel wird jeder Kindergartenplatz mit mehreren Tau-
send EURO pro Jahr subventioniert, wenn die Investitionskosten
mitberücksichtigt werden.

So ist es kein Wunder, dass Kommunen, auf deren Gebiet sich viele
Gewerbebetriebe und Unternehmen angesiedelt haben, finanziell
besser ausgestattet sind als Gemeinden in überwiegend ländlichen
Gebieten oder in solchen, die in der Nähe einer Großstadt liegen
und hauptsächlich als Wohnort dienen. Daraus folgt, dass einige
Gemeinden breitere Angebote für ihre Bürger bereithalten bzw.
gleiche Angebote zu geringeren Gebühren anbieten können als
andere.

All dies erscheint an dieser Stelle durchaus wichtig, weil es zum
„Geschäft“ eines gewählten Vertreters gehört, sich auch mit den
Finanzen einer Gemeinde zu befassen. Die finanzielle Situation ei-
ner Kommune lässt sich am besten am jeweiligen Haushaltsplan
ablesen, der jedes Jahr als Haushaltssatzung verabschiedet wer-
den muss. Allerdings ist es für jemanden, der mit dem Lesen eines
Haushaltsplans nicht vertraut ist, fast unmöglich, ihn in allen Ein-
zelheiten zu verstehen. Wer sich mit dieser Materie intensiv
auseinandersetzen möchte, dem kann nur empfohlen werden, sich
mit einem Haushaltsexperten seiner Gemeinde zu-
sammenzusetzen und sich den Haushaltsplan erläutern zu lassen.
Dieses Handbuch kann eine derartige Unterweisung unmöglich er-
setzen.

Im Folgenden soll nun das Verfahren des Zustandekommens einer
Satzung beschrieben werden. Ähnlich wie bei dem
Gesetzgebungsverfahren des Bundes und der Länder können Sat-
zungsentwürfe nur von Mitgliedern der Gemeindevertretung oder
vom Gemeindevorstand eingebracht werden. Sofern ein Satzungs-
entwurf von einem Gemeindevertreter oder einer Fraktion vorge-
legt wird, ist regelmäßig damit zu rechnen, dass er zunächst einem

Die Kommune und ihre Finanzen
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Ausschuss zur vorbereitenden Behandlung überwiesen wird. In die-
sen Ausschüssen sitzen die Fachleute, die mit Sachverstand eine
Regelung finden sollen, die den Bürgerinnen und Bürgern gerecht
wird. Der Ausschuss kann auch zu dem Schluss kommen, dass eine
derartige Regelung nicht sinnvoll ist. In diesem Fall wird er dann der
Gemeindevertretung Ablehnung empfehlen.

Bürgerbegehren, Bürgerentscheid

§ 8b HGO gibt den wahlberechtigten Bürgern einer Gemeinde (ein-
schließlich Staatsangehörige der Mitgliedsstaaten der Europäi-
schen Union) das Recht, über wichtige Angelegenheiten in Form
eines Bürgerbegehrens mitzuentscheiden. Dieses Recht gilt aller-
dings nicht für

1. Weisungsaufgaben und Angelegenheiten, die kraft Gesetzes
dem Gemeindevorstand oder dem Bürgermeister obliegen,

2. Fragen der inneren Organisation der Gemeindeverwaltung,
3. die Rechtsverhältnisse der Gemeindevertreter, der Mitglieder

des Gemeindevorstandes und der sonstigen Gemeinde-
bediensteten,

4. die Haushaltssatzung (einschließlich der Wirtschaftspläne der
Eigenbetriebe), die Gemeindeabgaben und die Tarife der
Versorgungs- und Verkehrsbetriebe der Gemeinde,

5. die Feststellung der Jahresrechnung der Gemeinde und der
Jahresabschlüsse der Eigenbetriebe,

6. Entscheidungen im Rechtsmittelverfahren sowie über
7. Anträge, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen.

Schon die Begriffe „Bürgerbegehren“ und „Bürgerentscheid“ ma-
chen deutlich, dass sich die ausländischen Einwohnerinnen und Ein-
wohner hieran nicht beteiligen dürfen. Eine Sonderregelung gilt für
Angehörige der EU-Mitgliedsstaaten.

Ein Bürgerbegehren muss schriftlich beim Gemeindevorstand
eingereicht werden. Es muss die zu entscheidende Frage, eine Be-
gründung und einen Vorschlag zur Deckung etwaiger entstehender
Kosten enthalten. Dieser Antrag muss von drei Vertrauenspersonen
unterzeichnet sein, die im Zweifelsfall als Ansprechpartner zur Ver-
fügung stehen. Das gesamte Begehren muss von mindestens 10 %

Bürgerbegehren und Bürgerentscheid

Bürger können
mitentscheiden
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der bei der letzten Kommunalwahl wahlberechtigten Bürgerinnen
und Bürger unterzeichnet sein. Der Bürgerbegriff ist hier staats-
rechtlich eng auszulegen, weil von wahlberechtigten Bürgern ge-
sprochen wird. Ausländische Unterzeichnerinnen und Unterzeich-
ner aus Staaten außerhalb der EU zählen bei der Ermittlung der
erforderlichen Anzahl auch hier nicht mit. Dies gilt auch für Deut-
sche, die nicht mit erstem Wohnsitz in der Gemeinde gemeldet
sind. Wahlberechtigt ist für die Gemeindewahl nur, wer dort seinen
Hauptwohnsitz hat.

Ein Bürgerentscheid darf zur selben Angelegenheit erst nach drei
Jahren wiederholt werden.

Wenn mindestens 25 % der Wahlberechtigten an dem Bürgerbe-
gehren teilgenommen haben, und sich eine Mehrheit für dieses
Anliegen ausgesprochen hat, ist dieses einem Beschluss der Ge-
meindevertretung gleichzusetzen. Wird die Mehrheit nicht erreicht,
muss die Gemeindevertretung hierüber entscheiden.

Dies waren die Wege, wie in einer Kommune Entscheidungen
herbeigeführt werden können, die als Satzungen dann für alle Ein-
wohnerinnen und Einwohner bindend sind.

Die Verwaltung - Aufbau und Struktur
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Auf jeden Fall:
Die nächste landesweite
Ausländerbeiratswahl findet
im November 2005 statt

Die Wahlzeitverlängerung für kommunale Vertretungsorgane
auf fünf Jahre gilt noch nicht für die derzeit bestehenden
Ausländerbeiräte. Somit haben die am 4. November 2001
gewählten Ausländerbeiräte eine Wahlzeit von 4 Jahren, und
zwar bis zum 30. November 2005. Sofern Ausländerbeiräte
später - also in den Jahren 2002, 2003 und 2004 - gewählt
werden, endet deren Wahlzeit ebenfalls am 30. November
2005.
Dies geht aus Artikel 9 (Übergangsvorschriften) des Geset-
zes zur Stärkung der Bürgerbeteiligung und kommunalen
Selbstverwaltung vom 23. Dezember 1999 hervor.
Darin heißt es:
“(2) Die Wahlzeitverlängerung auf fünf Jahre nach Art. 1 Nr.
4 und 13 Buchst. a, Art. 2 Nr. 4 und Art. 3 Nr. 2 gilt nicht für die
Wahlzeiten der Vertretungskörperschaften, die im Zeitpunkt
des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes im Amt sind. Endet die
Wahlzeit eines gemeindlichen Ausländerbeirats im oder nach
dem November des Jahres 2001, läuft seine darauf folgende
Wahlzeit nur bis zum 30. November des Jahres 2005.“ (Quel-
le: Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I
– 4. Januar 2000, Seite 11).
Erst die nächste - am 1. Dezember 2005 beginnende - Wahl-
periode aller kommunalen Ausländerbeiräte wird über fünf
Jahre laufen.
Nähere Erläuterungen zur Vorbereitung und Durchführung
von Ausländerbeiratswahlen entnehmen Sie bitte unserem
Leitfaden für Kandidat/innen, der im Internet unter
www.auslaenderbeiratswahl.de gelesen werden kann.

Nächste Wahl: 2005
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Ausländerbeiräte haben:

• Informationsrechte
• Anhörungsrechte
• Vorschlagsrechte

Gesetzliche Grundlagen des Ausländerbeirats

Durch die Novellierung der Hessischen Gemeindeordnung (HGO)
zum 1. April 1993 ist der Ausländerbeirat ein zwingend vorgeschrie-
benes Gremium innerhalb der kommunalen Körperschaften, wenn
in der jeweiligen Gemeinde mehr als 1.000 ausländische
Einwohnerinnen und Einwohner gemeldet sind. Zu diesem Perso-
nenkreis zählen nach § 84 HGO auch Staatenlose. Angehörige von
Streitkräften der NATO oder das Personal von Botschaften und
Konsulaten gehören aber nicht dazu, weil diese nicht meldepflich-
tig sind und somit auch keiner Aufenthaltsgenehmigung bedürfen.
Ebenfalls sind Personen, die
im Rahmen eines Be-
suchsaufenthaltes länger als
drei Monate hier leben, vom
Wahlrecht ausgeschlossen,
weil diese hier keinen Haupt-
wohnsitz begründen.

Asylbewerber in einer Erstaufnahmeeinrichtung des Landes sind
ebenfalls keine ausländischen Einwohner der Gemeinde, weil sie
erst dann meldepflichtig werden, wenn sie in einer kommunalen
Gemeinschaftsunterkunft untergebracht sind.
Asylbewerber/innen, die seit mehr als drei Monaten in Gemein-
schaftsunterkünften untergebracht sind, können wählen, wenn sie
das 18. Lebensjahr vollendet haben, am Wahltag seit mindestens
drei Monaten am Ort bzw. im Kreis mit Hauptwohnsitz gemeldet
sind und ins Wählerverzeichnis eingetragen sind. Grundlagen sind
die vom Hessischen Statistischen Landesamt veröffentlichten Ein-
wohnerzahlen.

Kommunen mit weniger als 1.000 ausländischen Einwohnerinnen
und Einwohnern werden nicht daran gehindert, ebenfalls einen
Ausländerbeirat ins Leben zu rufen. Diese haben die Möglichkeit,
im Rahmen ihres Satzungsrechts (§ 5 HGO), einen Ausländerbeirat
auf freiwilliger Basis wählen zu lassen. In diesen Fällen gelten auch
die Vorschriften der §§ 84 bis 88 HGO.

Ziel ist es, allen Personen, die aufgrund ihrer Staatsbürgerschaft
vom Wahlrecht ausgeschlossen sind, die Möglichkeit zu geben, ein

Auf festem Fundament
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Gremium zu wählen, das ihre Interessen vertritt. Ebenso sollte un-
terhalb der Schwelle des Wahlrechts eine Mitsprachemöglichkeit
für Nichtwahlberechtigte geschaffen werden.

Zwar haben seit 22.12.1995 auch Unionsbürgerinnen und -bürger
die Möglichkeit, sich an Kommunalwahlen zu beteiligen, sie sind
aber dennoch weiterhin berechtigt, auch an den Ausländerbeirats-
wahlen teilzunehmen. Die hessischen Ausländerbeiräte traten
schon frühzeitig für eine weitere Beteiligungsmöglichkeit der EU-
Bürger in den Ausländerbeiräten ein, denn diese bleiben trotz Wahl-
recht Ausländer und unterliegen immer noch vielen ausländer-
rechtlichen Bestimmungen. Außerdem gibt es weitere Beispiele
dafür, dass sich verschiedene Gruppen von der Politik vernachläs-
sigt fühlen, obwohl sie über das Wahlrecht verfügen. Wie sonst
wäre die Einrichtung von demokratisch gewählten Senioren- oder
Behindertenbeiräten zu verstehen.

Durch § 85 HGO ist den Gemeinden ein Rahmen gegeben, in dem
sie festlegen können, wie viele Mitglieder der Ausländerbeirat ha-
ben soll: Der Ausländerbeirat hat mindestens drei, höchstens 37
Mitglieder. Die Anzahl ist in der Hauptsatzung, in der die wichtig-
sten Angelegenheiten der Gemeinde geregelt sind, zu verankern.
Die hier genannte Mindestzahl von drei Mitgliedern des Ausländer-
beirates ist sehr gering bemessen und für die praktische Arbeit
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eigentlich unrealistisch. Hiermit kann keine vernünftige Arbeit ge-
leistet werden, denn die Betätigungsfelder des Ausländerbeirates
umfassen alle Bereiche der gemeindlichen Zuständigkeit. Als Richt-
schnur für die Größe eines Ausländerbeirates könnte § 38 HGO
dienen, der die Anzahl der Gemeindevertreter festlegt (siehe Ab-
schnitt „Die Kommune – das unbekannte Wesen“ Seite 15).

Ebenfalls in der Hauptsatzung muss geregelt sein, ob eine Gemein-
de die Briefwahl zulässt. Diese ist nämlich nach den Bestimmungen
der HGO nicht zwingend vorgeschrieben.

Die Wahlen finden nach den Bestimmungen des Hessischen Kommu-
nalwahlgesetzes (KWG) und der hierzu ergangenen Verordnungen
statt. Das bedeutet, daß nun die Gemeinden, anders als in der Ver-
gangenheit, keine eigenen Wahlordnungen mehr beschließen kön-
nen. Die Ausländerbeiratswahlen finden also in Hessen nach den
gleichen Prinzipien wie die Wahlen zur Gemeindevertretung und zu
den Ortsbeiräten statt.

Aufgaben und Befugnisse

Die Aufgaben und Befugnisse des Ausländerbeirates sind in § 88
HGO beschrieben. Hier hat es in der Anlaufphase nach den Wahlen
die meisten Unstimmigkeiten zwischen den Beiräten einerseits und
der Aufsichtsbehörde (Regierungspräsident) und den Kommunen
andererseits gegeben.

§ 88 Abs. 1 Satz 1 lautet:
Der Ausländerbeirat vertritt die Interessen der aus-
ländischen Einwohner der Gemeinde.

Dies macht deutlich, dass der Ausländerbeirat die Interessen aller
Ausländer vertritt, auch wenn diese nicht im Zuständigkeitsbereich
der Gemeinde liegen. Dies war einer der Streitpunkte. Von einer
hessischen Kommune wurde dies so ausgelegt, dass der Ausländer-
beirat nur in den Bereichen tätig werden kann, für die sie selbst
zuständig ist. Hätte dies der Gesetzgeber so gewollt, wäre formu-
liert worden, dass „.... der Ausländerbeirat die Interessen der aus-
ländischen Einwohner gegenüber der Gemeinde vertritt.“
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Die Formulierung des § 88 HGO gibt den Ausländerbeiräten das
Recht, auch mit anderen Verwaltungen und Institutionen zu spre-
chen, wenn die Interessen der ausländischen Einwohner der Ge-
meinde tangiert sind. Gespräche mit der Arbeitsverwaltung, der
Kreisbehörde, der Handwerkskammer, Industrie- und Handelskam-
mer, oder dem Staatlichen Schulamt - um nur eine kleine Auswahl
zu nennen - sind bei den seit Jahren bestehenden Auslän-
derbeiräten gang und gäbe.

§ 88 Abs. 1 Satz 2 lautet:
Er berät die Organe der Gemeinde in allen Angelegen-
heiten, die ausländische Einwohner betreffen.

Hieran wird deutlich, dass er lediglich ein Beratungsorgan der Ge-
meinde darstellt. Der Ausländerbeirat kann - juristisch betrachtet
- lediglich mit Empfehlungen versuchen, seine Vorstellungen durch-
zusetzen. Er selbst kann keine Beschlüsse fassen, die in irgendeiner
Form Rechtskraft erlangen - mit Ausnahme seiner eigenen
Geschäftsordnung (siehe Abschnitt „Solide Geschäftsgrundla-
gen“).
Die Beratungstätigkeit umfasst alle Angelegenheiten, die auslän-
dische Einwohner betreffen. Da die Kommunen aber im Wesentli-
chen für die Daseinsvorsorge ihrer Bewohner zuständig sind, gibt
es kaum einen Beschluss, von dem nicht auch die ausländische
Bevölkerung betroffen ist.

§ 88 Abs. 2 Satz 1 und 2 lauten:
Der Gemeindevorstand hat den Ausländerbeirat recht-
zeitig über alle Angelegenheiten zu unterrichten, de-

ren Kenntnis zur Erledigung seiner Aufgaben erforderlich
ist. Der Ausländerbeirat hat ein Vorschlagsrecht in allen An-
gelegenheiten, die ausländische Einwohner betreffen.

Der Gemeindevorstand bzw. der Magistrat muss den Ausländer-
beirat rechtzeitig informieren. Die Information kann schriftlich oder
mündlich, auch durch einen Bediensteten der Gemeinde, erfolgen.
Was unter „rechtzeitig“ zu verstehen ist, wurde nicht festgelegt.
Es handelt sich hierbei um einen unbestimmten Rechtsbegriff, der
in jedem Einzelfall neu definiert werden muss. Für eine einfache
Angelegenheit kann eine Frist von wenigen Tagen als rechtzeitig
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angesehen werden, während für eine sehr umfangreiche und
schwierige Materie eine Frist von mehreren Wochen rechtzeitig
sein kann. Im Streitfall müsste das zuständige Verwaltungsgericht
entscheiden, ob eine Information so rechtzeitig erfolgte, dass sich
der Ausländerbeirat auch in einem angemessenen Zeitrahmen mit
der Angelegenheit beschäftigen und eine Stellungnahme abgeben
oder einen Vorschlag unterbreiten konnte, bevor das zuständige
Gemeindeorgan beschließt. Ähnlich wie bei § 88 Abs. 1 Satz 2 be-
zieht sich das Vorschlagsrecht auch auf fast alle Bereiche gemeindli-
cher Tätigkeit.

§ 88 Abs. 2 Satz 3 lautet:
Der Ausländerbeirat ist in allen wichtigen Angelegen-
heiten, die ausländische Einwohner betreffen, zu hören.

Entscheidende Bedeutung kommt hierbei dem Wort „wichtigen“
zu. Auch dies ist ein so genannter unbestimmter Rechtsbegriff, der
nirgends ausformuliert ist. Hier sollte der Ausländerbeirat in Ge-
sprächen mit dem Gemeindevorstand bzw. dem Magistrat und dem
Vorsitzenden der Gemeindevertretung bzw. Stadtverordnetenvor-
steher klare Regelungen vereinbaren, die auch wieder in die örtli-
che Ausländerbeiratssatzung aufgenommen werden sollten.
Kommt keine Einigung zustande, müsste letztlich auch wieder das
Verwaltungsgericht eine am Einzelfall orientierte Entscheidung
fällen. Eine gleichlautende Formulierung gibt es im § 82 Abs. 3 bei
der Aufgabenbeschreibung der Ortsbeiräte. Hier hat der Hessi-
sche Verwaltungsgerichtshof am 30.6.1977 in einem Streitfall
entschieden, dass der Begriff „wichtige Angelegenheit“ weit aus-
zulegen ist, damit dem Willen des Gesetzgebers, eine möglichst
umfassende Vertretung zu schaffen, auch entsprochen wird.

§ 88 Abs. 2 Satz 4 lautet:
Gemeindevertretung und Gemeindevorstand können,
Ausschüsse der Gemeindevertretung müssen in ihren

Sitzungen den Ausländerbeirat zu den Tagesordnungspunk-
ten hören, die Interessen der ausländischen Einwohner be-
rühren.

Für Gemeindevorstand und Gemeindevertretung besteht keine
Verpflichtung, den Ausländerbeirat zu hören. Wenn diese Gremien
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bzw. die Personen, die diesen vorsitzen, zu der Überzeugung gelan-
gen, dass es für ihre Entscheidungen hilfreich sein kann, den Aus-
länderbeirat zu hören, wird man dies auch tun. Hierzu müssen die
gewählten Ausländervertreter aber nachweisen, dass sie in der
Lage sind, eine kontinuierliche Arbeit zu leisten und einen vernünf-
tigen Umgang mit den Gemeindeorganen zu pflegen, ohne dass sie
die Interessenvertretung der ausländischen Bevölkerung aus den
Augen verlieren. Hierauf kommt es vor allem in der Anfangsphase
nach einer Wahl an. Wenn sich ein Vertrauen zwischen Ausländer-
beirat und anderen Gemeindeorganen aufgebaut hat, wird es der
Ausländerbeirat langfristig leichter haben, seine Vorstellungen zum
Wohle seiner Wählerinnen und Wähler durchzusetzen. Dies bedeu-
tet aber nicht, dass der Ausländerbeirat nur dann tätig werden
darf, wenn er von den Gemeindeorganen dazu aufgefordert wird.
Als die Interessenvertretung der ausländischen Bevölkerung in der
Gemeinde bzw. Stadt kann er auch in Eigeninitiative tätig werden
und von sich aus Vorschläge und Anregungen an das jeweilige
Gemeindeorgan richten.

Der Ausländerbeirat hat das Recht, die Organe der Gemeinde in
allen Angelegenheiten, die ausländische Einwohner betreffen, zu
beraten. Dies ist nicht auf wichtige Angelegenheiten beschränkt,
sondern es reicht aus, wenn sie von den Entscheidungen der Ge-
meinde betroffen sind. In diesem Fall muss die Gemeinde nicht auf
den Ausländerbeirat zugehen, hier ist seine Eigeninitiative gefragt.
Andererseits werden die Ausschüsse der Gemeindevertretung vom
Gesetzgeber verpflichtet den Ausländerbeirat anzuhören, wenn
Interessen der ausländischen Einwohner berührt werden. Hier ist
der Ausschuss verpflichtet, den Ausländerbeirat rechtzeitig zu
unterrichten. Versäumt es ein Ausschuss, den Ausländerbeirat zu
hören, kann ein entsprechender Beschluss - sowohl des Ausschus-
ses selbst als auch der Gemeindevertretung - unwirksam sein, wenn
der Ausländerbeirat den Klageweg bis zum Verwaltungsgericht be-
schreitet.

Allerdings muss der Ausländerbeirat die ihm gesetzlich eingeräumte
Möglichkeit der Anhörung auch tatsächlich wahrnehmen. Tut er
dies nicht, kann er auch später einen Beschluss nicht mehr an-
fechten. Ein Ausschuss kommt der Verpflichtung nach, wenn der
Ausschussvorsitzende die Tagesordnung rechtzeitig an den Aus-
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länderbeirat sendet. In einem Schreiben des Hessischen Innenmi-
nisteriums an die AGAH vom 20.6.1994 ist noch einmal darauf hinge-
wiesen worden, dass dem Vertreter des Ausländerbeirats in den
Ausschusssitzungen das Wort zu erteilen ist, wenn Angelegenhei-
ten beraten werden, die die ausländische Bevölkerung berühren.
Dies gilt auch für nichtöffentliche Sitzungen.
In der Praxis hat es sich als sinnvoll erwiesen, in jeden Ausschuss
ein Mitglied des Ausländerbeirates zu berufen. Es gehört diesem
Gremium mit beratender Stimme an und erhält sämtliche Tagungs-
unterlagen. Damit ist dann der jeweilige Ausschuss auch seiner
Verpflichtung nachgekommen, den Ausländerbeirat zu hören, was
für die Arbeit des Ausländerbeirates nicht ganz unproblematisch
ist. Es liegt nun an dem Mitglied im Ausschuss, den Beirat zu ver-
treten. Dies ist dann einfach, wenn der Ausländerbeirat sich schon
abschließend mit dem zur Beratung anstehenden Thema beschäf-
tigt hat. Schwierig wird es dann, wenn dies noch nicht geschehen ist
oder innerhalb des Ausländerbeirates große Meinungsunterschiede
zu bestimmten Punkten bestehen. In diesem Fall kann sich für das
ausländische Ausschussmitglied eine prekäre Situation ergeben.
Gibt es dann eine zustimmende Erklärung ab, so hat man zwar die
Sympathie der Gemeindevertreter, kann aber einen Vertrauens-
verlust des gesamten Ausländerbeirats erleiden. In solchen Fällen
ist es dann legitim, wenn der Vertreter des Ausländerbeirates den
Ausschuss um Vertagung bittet, um den gewählten Aus-
ländervertretern in einer angemessenen Frist die Möglichkeit zu
geben, sich eine einheitliche bzw. eine Mehrheitsmeinung zu bilden.
Im Laufe der Zeit sind viele schon seit Jahren bestehende Aus-
länderbeiräte dazu übergegangen, eigene Fachausschüsse oder
Arbeitsgruppen zu bestimmten Tätigkeitsbereichen zu bilden.
Beispiele hierfür: Arbeitsgruppen für die Themen Schule, Jugend
und Sport, Frauen, Kunst und Kultur oder Asyl. Die Leiter dieser
Gremien sind dann aufgrund des erworbenen Fachwissens sehr ge-
eignet, in den jeweiligen Ausschüssen oder - sofern diese Möglich-
keit von der Kommune eingeräumt wurde - in den Kommissionen
den Ausländerbeirat zu vertreten.

§ 88 Abs. 3 lautet:
Dem Ausländerbeirat sind die zur Erledigung seiner
Aufgaben erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen.
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Was „erforderliche Mittel“ sind, richtet sich zunächst nach dem
Ermessen des Gemeindevorstandes. Es gibt Gemeinden in Hes-
sen, die der Einrichtung eines Ausländerbeirates sehr skeptisch
gegenüberstanden und die gesetzliche Regelung der HGO als un-
angemessenen Zwang und einen Eingriff in die Kommunale
Selbstverwaltung angesehen haben. Hier ist es dann naturgemäß
sehr schwierig deutlich zu machen, dass erforderliche Mittel mehr
sind als nur ein Tagungsraum, Briefbögen, Umschläge, Porto und
Kugelschreiber. Auch hier muss der Ausländerbeirat erst durch sei-
ne Arbeit Vertrauen aufbauen, damit die Skepsis reduziert wird.

Erforderliche Mittel richten sich zum einen nach der Gemeinde-
größe und zum anderen nach der Ausstattung der anderen Büros.
In kleineren Gemeinden kann es genügen, dem Ausländerbeirat
einen Büroraum mit Mobiliar und Computer zur Verfügung zu stel-
len, darüber hinaus Teilzeitpersonal für eine Geschäftsführung und
die Erledigung des Schriftwechsels. In größeren Städten wird dies
nicht ausreichen. Hier ist festangestelltes Personal in einer sepa-
raten Geschäftsstelle notwendig, damit der Ausländerbeirat sei-
nen Aufgaben auch nachkommen kann. Je intensiver die Mitglie-
der des Ausländerbeirates ihre Aufgaben erfüllen, umso mehr
wächst der Arbeitsaufwand in einer Geschäftsstelle im Laufe der
Zeit. Je länger ein Ausländerbeirat besteht, desto vielfältiger wer-
den die Arbeitsbereiche. Dies bedeutet dann auch, dass die innere
Organisation der Geschäftsstelle laufend Veränderungen unter-
worfen ist (siehe auch Abschnitt „Solide Geschäftsgrundlagen“).

Die HGO stellt bezüglich der Aufgaben und Befugnisse der Aus-
länderbeiräte nur eine Basis dar. Jede Kommune kann im Rahmen
der gesetzlichen Möglichkeiten unterhalb der Schwelle des Wahl-
rechts ihrem Beirat größere Rechte einräumen. Sie kann ihm die
Möglichkeit geben, ausländische Bürger als sachkundige Einwoh-
ner in die Kommissionen nach § 72 HGO zu benennen oder auslän-
dische Einwohner in die Ortsbeiräte zu entsenden. Auch die Mit-
sprache in Aufsichtsgremien gemeindeeigener Betriebe (wie bei-
spielsweise Verkehrsbetriebe oder Wohnungsbaugesellschaften)
ist möglich. Dies kann die Gemeinde ebenfalls in der Satzung fest-
legen (siehe auch Satzungsrecht der Gemeinden). Eine Mu-
stersatzung ist auf den Seiten 83-85 abgedruckt.
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Im November 1993 erließ der Regierungspräsident Darmstadt eine
Rundverfügung, die die in seinem Zuständigkeitsbereich befindli-
chen Kommunen und Landkreise darüber unterrichtete, dass § 88
HGO die Aufgaben und Befugnisse der Ausländerbeiräte abschlie-
ßend regelt und dass Ausländerbeiräte keine eigene Öffentlich-
keitsarbeit leisten dürfen.
Dieser Rundverfügung ist mit Erlass des Hessischen Innenmini-
sters vom 24.3.1994 widersprochen worden. Hierin wird noch ein-
mal deutlich gemacht, dass die Gemeinden die Möglichkeit haben,
den Ausländerbeiräten weitergehende Rechte - wie oben beschrie-
ben - zuzugestehen und dies in Form einer Satzung festzulegen.

Auch die Möglichkeit einer eigenständigen Öffentlichkeitsarbeit
der Ausländerbeiräte wird in diesem Erlass geregelt. Sie sollen dies-
bezüglich die gleichen Rechte wie Ortsbeiräte oder Fraktionen ha-
ben. Wie dies umzusetzen ist, regelt sich nach den bestehenden
örtlichen Gegebenheiten. Da aber zumindest die Fraktionen über-
all eigene Öffentlichkeitsarbeit betreiben, muss dies letztlich auch
dem Ausländerbeirat zugestanden werden.

Arbeitsweise und Geschäftsgang

Die Beschlüsse des Ausländerbeirates werden in der Regel an den
Gemeindevorstand weitergeleitet. Es kommt also darauf an, schon
im Vorfeld dessen Meinung auszuloten, um dann ggf. Überzeugungs-
arbeit zu leisten. Gleiches gilt, wenn die Forderungen des Aus-
länderbeirates die Zuständigkeiten der Gemeindevertretung berüh-
ren. Auch hier muss mit den Gemeindevertretern oder den Fraktio-
nen regelmäßig persönlicher Kontakt gepflegt werden, damit die
Wünsche und Forderungen des Ausländerbeirates deutlich werden.
Es ist ein wesentlicher Unterschied, ob ein Gemeindevertreter die-
se in Form einer schriftlichen Mitteilung erhält, oder ob er in Ge-
sprächen von der Notwendigkeit der Umsetzung der Beschlüsse
im Vorfeld überzeugt wird.

Es hat sich als sinnvoll erwiesen, Gemeindevertreter als Gäste zu
den Sitzungen des Ausländerbeirates einzuladen. Hier können sie
am ehesten die Wichtigkeit bestimmter Wünsche und Anregungen
erkennen.
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Den mangelnden juristischen Möglichkeiten der Umsetzung von
Beschlüssen des Ausländerbeirates müssen politische Mittel
entgegengesetzt werden. Kluge politische Köpfe an der Spitze des
Beirates sind ein Garant dafür, dass sich viele Vorstellungen auch
verwirklichen lassen.

Sollte sich die Situation ergeben, dass berechtigte Forderungen
des Ausländerbeirats von den Gemeindeorganen nicht übernom-
men werden, so muss eine verstärkte Diskussion in der Öffent-
lichkeit beginnen. Auch die Inanspruchnahme der Presse hat sich
in vielen Fällen als hilfreich erwiesen.

Am Ende einer Wahlperiode wird auch der Ausländerbeirat daran
gemessen, was er erreicht hat. Dies sollte bei allem Widerstand,
der dem Gremium möglicherweise entgegengebracht wird, nicht
aus den Augen verloren werden.

In der Vergangenheit sind die Ausländerbeiräte von den Kommu-
nen eingerichtet worden, weil die Notwendigkeit erkannt wurde.
Die gewählten Vertreter konnten sich der Anerkennung durch die
Gemeindeorgane sicher sein, sodass viele Wünsche und Anregun-
gen auch umgesetzt werden konnten. Jetzt sind die Gemeinden
mit mehr als 1.000 ausländischen Einwohnerinnen und Einwohnern
verpflichtet, einen Ausländerbeirat wählen zu lassen. Es ist nicht
ausgeschlossen, dass dieser dann als ein „ungeliebtes Kind“ ange-
sehen wird, was die Durchsetzung von Beschlüssen sicherlich er-
schwert. Um so wichtiger ist daher eine gute Öffentlichkeitsarbeit.

Rechtsweg für eine Beanstandung durch den Ausländerbeirat

Wenn er meint, von den Gemeindeorganen in seinen Rechten be-
schnitten worden zu sein, kann der Ausländerbeirat notfalls das
Verwaltungsgericht anrufen. Sei es, dass er meint, nicht „rechtzei-
tig“ informiert worden zu sein oder dass es versäumt wurde, ihn in
einer „wichtigen Angelegenheit“ zu hören. Bevor allerdings das
Verwaltungsgericht angerufen werden kann, ist ein Rechtsweg
vorgeschrieben.

Zunächst muss der Ausländerbeirat als Gremium beschließen, dass
ein Fehlverhalten eines oder mehrerer Gemeindeorgane vorliegt.
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Dieser Beschluss wird dann dem Gemeindevorstand bzw. dem Ma-
gistrat übersandt. In Städten gibt es meist ein Rechtsamt oder
einen Juristen im Hauptamt, der dann vom Bürgermeister mit der
Prüfung der Angelegenheit beauftragt wird. Schließt sich der Ju-
rist der Meinung des Ausländerbeirates an, ist der Gemeindevor-
stand gut beraten, den Beschluss erst auszuführen, wenn der Aus-
länderbeirat Gelegenheit zur Stellungnahme hatte. Liegt aber
beispielsweise bereits ein Beschluss der Gemeindevertretung vor,
ist der Bürgermeister gehalten, diesem zu widersprechen (§ 63
HGO).

Schließt sich das Rechtsamt bzw. der prüfende Jurist der Auffas-
sung des Ausländerbeirates nicht an oder sieht der Bürgermeister
bzw. Gemeindevorstand keine Notwendigkeit, dem Ausländerbeirat
Gehör zu verschaffen, kann sich der Ausländerbeirat an die Auf-
sichtsbehörde wenden. Aufsichtsbehörde ist für alle hessischen
Kommunen und Kreise - mit Ausnahme der Städte Frankfurt und
Wiesbaden - der jeweilige Landrat bzw. Regierungspräsident. An
diesen wenden sich auch kleinere Gemeinden, wenn sie kein Rechts-
amt oder keinen Juristen haben. Die beiden genannten Städte un-
terliegen direkt der Aufsicht des Hessischen Innenministeriums.
Stellt die Aufsichtsbehörde fest, dass der Ausländerbeirat zu Un-
recht übergangen wurde, wird sie die Gemeinde anweisen, den Aus-
länderbeirat zu beteiligen.

Erst wenn auch die Aufsichtsbehörde die Beanstandung des Aus-
länderbeirats zurückweist, besteht die Möglichkeit der Klage beim
zuständigen Verwaltungsgericht. Man spricht in diesen Fällen von
einem Organstreit. Hierbei ist es aber wichtig, dass sich der Auslän-
derbeirat richtig beraten lässt und den Rechtsweg nur als aller-
letztes Mittel einschlägt.

Auf festem Fundament: gesetzliche Grundlagen des Ausländerbeirats
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HGO auf einen Blick

Auszug aus der Hessischen Gemeindeordnung
(HGO)
vom 25. Februar 1952 (GVBl. S. 11), in der ab 1. April 1993 geltenden Fassung
(GVBl. 1992 I S. 534), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Dezember
1999 (GVBl. 2000 I S. 2)

ZWEITER TITEL: Ausländerbeiräte

§ 84 - Einrichtung

In Gemeinden mit mehr als 1.000 gemeldeten ausländischen Einwoh-
nern ist ein Ausländerbeirat einzurichten; zu den ausländischen Ein-
wohnern zählen auch Staatenlose. In anderen Gemeinden kann ein
Ausländerbeirat eingerichtet werden; die Einrichtung ist in der Haupt-
satzung zu regeln. Maßgeblich sind die für den letzten Termin vor Be-
ginn der Wahlzeit vom Hessischen Statistischen Landesamt festgestell-
ten und veröffentlichten Einwohnerzahlen.

§ 85 - Zusammensetzung

Der Ausländerbeirat besteht aus mindestens drei, höchstens sieben-
unddreißig Mitgliedern. Die maßgebliche Zahl der Mitglieder wird in
der Hauptsatzung bestimmt.

§ 86 - Wahl und Rechtsstellung der Mitglieder

(1) Die Mitglieder des Ausländerbeirats werden von den ausländischen
Einwohnern in allgemeiner, freier, gleicher, geheimer und unmittelbarer
Wahl für fünf Jahre gewählt. Das Nähere des Wahlverfahrens regelt das
Hessische Kommunalwahlgesetz.
(2) Wahlberechtigt sind die ausländischen Einwohner, die am Wahltag
das achtzehnte Lebensjahr vollendet und seit mindestens drei Mona-
ten in der Gemeinde ihren Wohnsitz haben. Bei Inhabern von Haupt-
und Nebenwohnungen im Sinne des Melderechts gilt der Ort der Haupt-
wohnung als Wohnsitz.
(3) Wählbar als Mitglied des Ausländerbeirats sind die wahlberechtig-
ten ausländischen Einwohner, die am Wahltag das achtzehnte Lebens-
jahr vollendet und seit mindestens sechs Monaten in der Gemeinde
ihren Wohnsitz haben. Abs. 2 Satz 2 gilt für die Wählbarkeit entspre-
chend.

1.000
gemeldete
ausländische
Einwohner

Drei bis 37
Mitglieder

Wer darf
wählen?

Wer kann
gewählt
werden?
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(4) Wählbar als Mitglied des Ausländerbeirats sind unter den Voraus-
setzungen des Abs. 3 auch Deutsche im Sinne des Art. 116 Abs. 1 des
Grundgesetzes,
1. die diese Rechtsstellung als ausländische Einwohner im Inland er-
worben haben oder
2. die zugleich eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzen.
(5) § 31, § 32 Abs. 2 und die §§ 33, 37 und 65 Abs. 2 gelten entspre-
chend.
(6) Die Mitglieder des Ausländerbeirats sind ehrenamtlich Tätige im
Sinne der §§ 24 bis 26 und des § 27; Verwaltungsbehörde im Sinne
des § 36 Abs.  1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die
Aufsichtsbehörde. § 35 Abs. 1 und § 35 a gelten entsprechend.

§ 87 - Wahl des Vorsitzenden, Geschäftsgang

(1) Der Ausländerbeirat wählt in seiner ersten Sitzung nach der Wahl
aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen oder mehrere Stellver-
treter. Nach Ablauf der Wahlzeit führt der bisherige Vorsitzende seine
Tätigkeit bis zur Neuwahl des Vorsitzenden weiter.
(2) Der Ausländerbeirat tritt zum erstenmal binnen sechs Wochen nach
der Wahl zusammen; die Ladung erfolgt durch den bisherigen Vorsit-
zenden des Ausländerbeirats. Für die erste Sitzung nach der Einrich-
tung eines Ausländerbeirats gelten § 56 Abs.  2 und § 57 Abs. 1 Satz 3
entsprechend.
(3) Der Ausländerbeirat regelt seine inneren Angelegenheiten, insbe-
sondere die Aufrechterhaltung der Ordnung, die Form der Ladung und
die Sitz- und Abstimmungsordnung, durch eine Geschäftsordnung. Ist
eine Geschäftsordnung nicht vorhanden oder enthält diese keine er-
schöpfenden Regelungen, gelten die für den Geschäftsgang der Ge-
meindevertretung maßgeblichen Vorschriften dieses Gesetzes und die
Bestimmungen der Geschäftsordnung der Gemeindevertretung ent-
sprechend.

§ 88 - Aufgaben, Befugnisse

(1) Der Ausländerbeirat vertritt die Interessen der ausländischen Ein-
wohner der Gemeinde. Er berät die Organe der Gemeinde in allen Ange-
legenheiten, die ausländische Einwohner betreffen.
(2) Der Gemeindevorstand hat den Ausländerbeirat rechtzeitig über
alle Angelegenheiten zu unterrichten, deren Kenntnis zur Erledigung
seiner Aufgaben erforderlich ist. Der Ausländerbeirat hat ein Vorschlags-
recht in allen Angelegenheiten, die ausländische Einwohner betreffen.

Aus der Hessischen Gemeindeordnung (HGO)

Auch Deutsche
sind wählbar,
wenn ...

Nach der Wahl:
Konstituierung

Rechte und
Pflichten des
Ausländer-
beirats
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Der Ausländerbeirat ist in allen wichtigen Angelegenheiten, die auslän-
dische Einwohner betreffen, zu hören. Gemeindevertretung und
Gemeindevorstand können, Ausschüsse der Gemeindevertretung müs-
sen in ihren Sitzungen den Ausländerbeirat zu den Tagesordnungs-
punkten hören, die Interessen der ausländischen Einwohner berüh-
ren.
(3) Dem Ausländerbeirat sind die zur Erledigung seiner Aufgaben er-
forderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen

HGO auf einen Blick

Geschäftsordnungskompetenz:
Selbstbestimmung statt Bevormundung

Der Ausländerbeirat kann seine inneren Angelegenheiten selbst
regeln und seine eigene Geschäftsordnung beschließen. Dies legt
die Hessische Gemeindeordnung (§ 87 Ausländerbeiräte Absatz 3
Satz 2) eindeutig fest.
Damit ist klar: Die Geschäftsordnung ist nicht durch ein gemeind-
liches Gremium (Gemeindevorstand, Gemeindevertretung) zu prü-
fen oder zu verabschieden, und die alleinige Kompetenz liegt beim
Ausländerbeirat selbst. Die Geschäftsordnung regelt die formelle
Organisation: Verlauf der Sitzungen, Beschlussfähigkeit, Aufga-
benverteilung, geschäftsführende Organe.
Hierbei ist allerdings darauf zu achten, daß die Vorgaben der HGO
eingehalten werden müssen. Eine Geschäftsordnung, die gegen
geltendes Recht verstößt, ist unwirksam. Als Beispiele für Bestim-
mungen in der HGO seien genannt:

• Öffentlichkeit - § 52 HGO
• Beschlußfähigkeit - § 53 HGO
• Abstimmung - § 54 HGO
• Wahl des vorsitzenden Mitglieds und der stellvertretenden

vorsitzenden Mitglieder - § 55 HGO i.V. mit § 87 HGO
• Einberufung - § 56 HGO
• Ladungsfristen - § 58 HGO

Die Geschäftsordnung sollte regeln, wie oft der Vorstand oder das
Plenum tagt, wer die Sitzungsleitung inne hat, welche Aufgaben
das vorsitzende Mitglied übernimmt, welche es delegieren darf,
welche Aufgaben andere Mitglieder übernehmen können, wie die
Vertretung geregelt wird, wie die Aufrechterhaltung der Ordnung
während der Sitzungen geregelt wird, etc.

� Siehe auch: Muster-Geschäftsordnung auf Seite 86

Geschäfts-
ordnung selbst
regeln!

Erforderliche
Mittel
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Was ein Ausländerbeiratsmitglied tun soll und
tun darf

Wahl und Rechtsstellung der Mitglieder

Nach § 86 Abs. 5 sind Mitglieder des Ausländerbeirats ehrenamt-
lich tätige Personen im Sinne der §§ 24 bis 27 und §§ 35, 35 a HGO.
Sie sind damit Gemeindevertretern gleichgestellt. Dies bedeutet
eine wesentliche Verbesserung ihrer bisherigen Stellung. In der
Vergangenheit wurde es
von einzelnen Gemeinden
abgelehnt, Sitzungsgelder,
Verdienstausfall oder
notwendige Reisekosten
zu zahlen. Nun ist gesetz-
lich geregelt, dass Mitglie-
der von Ausländer-
beiräten auch diese Lei-
stungen in Anspruch neh-
men können. Welche
Vergünstigungen den Gewählten darüber hinaus noch zustehen,
wird im Folgenden beschrieben.

Entschädigung

Die Tätigkeit eines Ausländerbeiratsmitgliedes ist ehrenamtlich.
Dies bedeutet, dass damit keine Entlohnung verbunden ist. Aller-
dings wäre es ungerecht, wenn anfallende Kosten, die dieses Amt
verursacht, aus eigener Tasche gezahlt werden müssten. Da viele
Kosten nicht in jedem Fall nachgewiesen werden können, wird meist
eine pauschale Aufwandsentschädigung gezahlt. Diese soll
Mehraufwendungen, die durch die Übernahme dieses Mandats ent-
stehen, wie beispielsweise notwendige Telefongespräche vom pri-
vaten Telefon oder die Anschaffung von Aktenordnern, Bezug von
Zeitungen, etc., abgelten.

Die Gewährung von Entschädigungen muss in einer Satzung fest-
gelegt sein. Die Aufwandsentschädigung kann als monatlicher
Festbetrag, aber auch als Sitzungsgeld gewährt werden. Es ist
durchaus üblich, dass der/die Vorsitzende eines Gremiums eine

Rechte und Pflichten

§ 86 Abs. 5 HGO

Die Mitglieder des Ausländerbeirates
sind ehrenamtlich Tätige im Sinne der
§§ 24 bis 26 und des § 27; Verwaltungs-
behörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten
ist die Aufsichtsbehörde. § 35 Abs. 1 und
§ 35 a gelten entsprechend.

Ehrenamt

Keine
Entlohnung
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Was darf ich tun? Was soll ich tun?

§ 27 HGO

(1) Ehrenamtlich Tätige haben Anspruch auf Ersatz von Ver-
dienstausfall. Durch Satzung ist ein Durchschnittssatz festzu-
setzen, der nur denjenigen zu gewähren ist, denen nachweisbar
ein Verdienstausfall entstehen kann. Hausfrauen wird der
Durchschnittssatz ohne diesen Nachweis gewährt. Die Gewäh-
rung des Durchschnittssatzes kann durch Satzung auf Zeiten
beschränkt werden, in denen nach der allgemeinen Lebenser-
fahrung einer Erwerbstätigkeit nachgegangen wird. Anstelle des
Durchschnittssatzes kann der tatsächlich entstandene und
nachgewiesene Verdienstausfall verlangt werden; dies gilt auch
für erforderliche Aufwendungen, die wegen Inanspruchnahme
einer Ersatzkraft zur Betreuung von Kindern, Alten und Behin-
derten entstehen.

(2) Ehrenamtlich Tätige haben Anspruch auf Ersatz ihrer ent-
standenen und tatsächlich nachgewiesenen Fahrtkosten.

(3) Ehrenamtlich Tätigen kann neben dem Ersatz des Verdienst-
ausfalls und der Fahrtkosten durch Satzung eine Aufwandsent-
schädigung gewährt werden. Die Aufwandsentschädigung kann
ganz oder teilweise als Sitzungsgeld gezahlt werden. Dem Vor-
sitzenden der Gemeindevertretung, seinen Stellvertretern, den
Ausschussvorsitzenden, Fraktionsvorsitzenden, ehrenamtlichen
Beigeordneten und Ortsvorstehern kann eine höhere
Aufwandsentschädigung gewährt werden. Der Minister des
Innern kann durch Rechtsverordnung Höchstsätze bestimmen,
die nicht überschritten werden dürfen.

(4) Die Vorschriften der Abs. 1, 2 und 3 Satz 1 und 2 sind auch
auf Fraktionssitzungen anzuwenden. Fraktionssitzungen im
Sinne des Satz 1 sind auch Sitzungen von Teilen der Fraktion
(Fraktionsvorstand, Fraktionsarbeitsgruppen). Die Zahl der
ersatzpflichtigen Fraktionssitzungen pro Jahr ist durch Satzung
zu begrenzen.

(5) Die Ansprüche auf die in Abs. 1 bis 3 genannten Bezüge sind
nicht übertragbar. Auf die Aufwandsentschädigung kann weder
ganz noch teilweise verzichtet werden.

Schwarz auf
weiß:
so steht es in
der HGO über
ehrenamtliche
Tätigkeiten
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höhere Aufwandsentschädigung erhält, weil davon ausgegangen
wird, dass er/sie höhere Ausgaben als andere Mitglieder hat.
Die Höhe dieser Aufwandsentschädigung ist nicht festgelegt. Sie
kann von Gemeinde zu Gemeinde erhebliche Unterschiede aufwei-
sen. Sie richtet sich meist nach der Finanzkraft der jeweiligen Kom-
mune.
Sofern ein Mitglied des Ausländerbeirates auch einer Kommission,
einem Ausschuss oder dem Ortsbeirat angehört, kann die
Aufwandsentschädigung oder das Sitzungsgeld auch für diese Sit-
zungen gezahlt werden.
Auf die Aufwandsentschädigung kann weder ganz noch teilweise
verzichtet werden.

Verdienstausfall

Sofern ein Mitglied während der Arbeitszeit Tätigkeiten für den
Ausländerbeirat verrichten muss, steht ihm nach § 27 Abs. 1 HGO
Ersatz von Verdienstausfall zu. Arbeitnehmer können sich den Aus-
fall vom Arbeitgeber bescheinigen lassen und diesen dann von der
Gemeinde einfordern. Es gibt jedoch auch Regelungen, wonach die
Gemeinde die Teilnahme an Sitzungen, Veranstaltungen, etc. dem
Arbeitgeber bescheinigt. Später wird dann zwischen Gemeinde und
Arbeitgeber abgerechnet, sodass in der Verdienstabrechnung kein
Ausfall ausgewiesen wird.
Selbständige und Hausfrauen haben ebenfalls Anspruch auf Er-
satz von Verdienstausfall. Dieser kann nur pauschal abgerechnet
werden. Der Pauschalbetrag muss in der Satzung festgelegt sein.
Sofern Kosten für die Betreuung von Kindern, Alten, Kranken und
Behinderten entstehen, während das Ausländerbeiratsmitglied
seiner ehrenamtlichen Tätigkeit nachgeht, besteht auch hier ein
Anspruch auf Erstattung dieser Ausgaben.

Fahrtkostenerstattung

Alle ehrenamtlich Tätigen im Sinne dieses Gesetzes haben An-
spruch auf Ersatz ihrer tatsächlich entstandenen und nachgewie-
senen Fahrtkosten, sofern diese in Ausübung ihres Mandats ent-
stehen. In der Regel werden diese, wie vom Hessischen Minister
des Innern (HMdI) empfohlen, nach den Vorschriften des Hessi-
schen Reisekostengesetzes (HRKG) abgegolten. Der § 27 HGO sieht

Rechte und Pflichten
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jedoch keine
weiteren Reise-
kosten wie etwa
Tage- und Über-
nachtungsgeld
vor. Diese wer-
den nur bei Vor-
liegen einer
Dienstreise ge-
währt.
In einigen Ge-
meinden haben
Ausländerbei-
ratsmitglieder
bereits Rei-
sekosten für die
Teilnahme an Sitzungen der Arbeitsgemeinschaft der Ausländer-
beiräte Hessen - AGAH erhalten. Die Dienstreise muss jedoch vom
Bürgermeister, vom zuständigen Beigeordneten oder einem be-
auftragten Mitarbeiter der Verwaltung genehmigt werden. Dies
wird von Gemeinde zu Gemeinde unterschiedlich gehandhabt. Die
Genehmigung ist auch Voraussetzung dafür, dass Ehrenamtliche
während einer Dienstreise versichert sind und im Falle eines
Personenschadens einen Entschädigungsanspruch geltend machen
können.

Unabhängigkeit der Mandatsausübung

Gemeindevertre-
ter und damit
auch Ausländer-
beiratsmitglieder
dürfen nicht in ih-
rer Entscheidung
beeinflusst wer-
den. Sie üben ihr
Mandat unabhän-
gig aus und sind
bei ihren Ent-
scheidungen nur ihrem am Gemeinwohl orientierten Gewissen ver-

Ausländerbeiratsmitglieder haben
als Mandatsträger ...

... Rechtsanspruch auf
• Ersatz des Verdienstausfalls (§ 27 HGO)
• Aufwandsentschädigung (§ 27)
• Fahrtkosten (§ 27)
• Freistellung von der Arbeitsleistung (§ 35a)
• Kündigungsschutz (§ 35a)
• Fortbildungsschutz (§ 35a)
• Versicherungsschutz

... und Pflichten
• Verschwiegenheitspflicht (§ 24)
• Treuepflicht (§ 26)
• Widerstreit der Interessen (§ 25)
• Ordnungswidrigkeiten (§ 24a)

§ 35 HGO
(1) Die Gemeindevertreter üben ihre Tätigkeit
nach ihrer freien, nur durch Rücksicht auf
das Gemeinwohl bestimmten Überzeugung
aus und sind an Aufträge und Wünsche der
Wähler nicht gebunden.
(2) Gemeindevertreter sind ehrenamtlich Täti-
ge im Sinne der §§ 24 bis 26 und des § 27.
Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1
Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten
ist die Aufsichtsbehörde.

Was darf ich tun? Was soll ich tun?

Auf einen
Blick:
Rechte und
Pflichten

Nur für das
Gemeinwohl
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pflichtet. Damit sie nicht durch Druck von außen zu anderen Ent-
scheidungen gezwungen werden können, gelten diese besonderen
Schutzvorschriften.

Sicherung der Mandatsausübung

§ 35 a HGO beschreibt den Schutz von Kandidaten und gewählten
Mitgliedern von Ausländerbeiräten vor Maßnahmen durch den Ar-
beitgeber, die ihn von der Kandidatur, Annahme oder Ausübung
eines Mandats abhalten könnten.

§ 35 a HGO

(1) Niemand darf gehindert werden, sich um ein Mandat als Gemeinde-
vertreter zu bewerben, es anzunehmen oder auszuüben. Benachteiligun-
gen am Arbeitsplatz im Zusammenhang mit der Bewerbung um ein Man-
dat, der Annahme und Ausübung eines Mandats sind unzulässig. Entge-
genstehende Vereinbarungen sind nichtig. Die Bestimmungen der Abs. 2
bis 4 gelten nur für außerhalb des öffentlichen Dienstes beschäftigte
Gemeindevertreter.
(2) Die Arbeitsverhältnisse von Gemeindevertretern können vom Arbeit-
geber nur aus wichtigem Grund gekündigt werden; das gilt nicht für
Kündigungen während der Probezeit. Der Kündigungsschutz beginnt mit
der Aufstellung des Bewerbers durch das dafür zuständige Gremium. Er
gilt ein Jahr nach Beendigung des Mandats fort. Gehörte der
Gemeindevertreter weniger als ein Jahr der Gemeindevertretung an,
besteht Kündigungsschutz für sechs Monate nach Beendigung des Man-
dats.
(3) Der Gemeindevertreter ist auf dem bisherigen Arbeitsplatz zu belas-
sen. Die Umsetzung auf einen anderen gleichwertigen Arbeitsplatz oder
an einen anderen Beschäftigungsort ist nur zulässig, wenn der Gemein-
devertreter zustimmt oder dem Arbeitgeber eine Belassung auf dem
bisherigen Arbeitsplatz oder an dem bisherigen Beschäftigungsort bei
Abwägung aller Umstände nicht zugemutet werden kann. Die niedrigere
Eingruppierung des Gemeindevertreters auf dem bisherigen oder zu-
künftigen Arbeitsplatz nach Satz 2 ist ausgeschlossen. Abs. 2 Satz 2 gilt
entsprechend.
(4) Dem Gemeindevertreter ist die für die Mandatsausübung erforderli-
che Freistellung von der Arbeit zu gewähren. Dem Gemeindevertreter ist
unabhängig von der Freistellung jährlich bis zu zwei Wochen Urlaub für
die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen im Zusammenhang mit
dem Mandat zu gewähren. Die Entschädigung des Verdienstausfalls
richtet sich nach § 27.

Rechte und Pflichten
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Was darf ich tun? Was soll ich tun?

Freistellung von der Arbeitsleistung

Alle diese Vorschriften gelten auch für die Mitglieder eines Aus-
länderbeirats. Um die Unabhängigkeit zu gewährleisten, wurde fest-
gelegt, dass niemand daran gehindert werden darf, sich um ein
Mandat als Mitglied des Ausländerbeirates zu bewerben, es anzu-
nehmen oder auszuüben. Insbesondere Schutzvorschriften am Ar-
beitsplatz sind hier festgelegt. So ist der Arbeitgeber verpflichtet,
das Mitglied von der Arbeit freizustellen, um ihm die Mandatsaus-
übung zu ermöglichen. Selbstverständlich besteht nicht die Ver-
pflichtung der Lohnfortzahlung, sondern - wie bereits beschrieben
- ein Anspruch des Mitglieds auf Ersatz des Verdienstausfalls.

Der Anspruch auf Freistellung beinhaltet nicht nur Befreiung von
der Anwesenheitspflicht am Arbeitsplatz, sondern kann im Einzel-
fall auch Entlastung vom Arbeitsvolumen bedeuten.

Außerdem darf das Mitglied im Betrieb nicht benachteiligt werden
wie etwa durch Nichtberücksichtigung bei Höhergruppierungen
oder bei der Gewährung von Vergünstigungen, die alle anderen
Arbeitnehmer erhalten. Versetzungen an einen anderen Ar-
beitsplatz dürfen nur mit seiner Zustimmung erfolgen, es sei denn,
dem Arbeitgeber ist es nicht zuzumuten, das Mitglied auf dem glei-
chen Arbeitsplatz zu belassen. Dies muss er im Zweifel nachweisen
und notfalls vor Gericht begründen.

Diese Bestimmungen gelten nach § 35 a HGO nur für Arbeitneh-
mer außerhalb des öffentlichen Dienstes. Für Mitglieder, die im öf-
fentlichen Dienst beschäftigt sind, gelten diese Regelungen aber
entsprechend. Die Ausführungsbestimmungen erlässt der Hessi-
sche Innenminister (Erlass vom 30.9.1992 - veröffentlicht im
Staatsanzeiger des Landes Hessen Nr. 42/1992, Seite 2659).

Kündigungsschutz

Es besteht ein Kündigungsschutz für alle ehrenamtlich Tätigen in
der Kommune, somit auch für Mitglieder des Ausländerbeirats. Der
Kündigungsschutz beginnt bereits bei der Aufstellung als Kandi-
dat/in für den Ausländerbeirat und endet erst ein Jahr nach der
Beendigung der Tätigkeit. Sofern das Mitglied weniger als ein Jahr

Schutzvor-
schriften am
Arbeitsplatz
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dem Beirat angehörte, vermindert sich diese Schutzfrist auf sechs
Monate nach dem Ausscheiden.
Dieser Kündigungsschutz gilt allerdings nicht in der Probezeit. Au-
ßerdem können Arbeitsverhältnisse aus wichtigem Grund ge-
kündigt werden, wenn Tatsachen vorliegen, die eine Verlängerung
des Arbeitsverhältnisses für den Arbeitgeber nicht zumutbar
erscheinen lassen (§ 626 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)).

Der Kündigungsschutz eines nicht gewählten Bewerbers endet am
Wahltag, spätestens mit der Bekanntmachung des Wahlergebnisses
durch den Wahlleiter.

Bildungsurlaub

Ein Beiratsmitglied hat jährlich Anspruch auf zwei Wochen zusätz-
lichen Bildungsurlaub für die Teilnahme an Fortbildungsveran-
staltungen im Zusammenhang mit dem Mandat. Der Arbeitgeber
ist jedoch nicht verpflichtet, den Lohn weiterzuzahlen. Hierfür steht
dem Mitglied ebenfalls Ersatz von Verdienstausfall zu.

Pflichten

Neben den Rechten hat ein gewähltes Mitglied auch eine Reihe von
Pflichten. Diese sollten nicht unterschätzt werden und den Kandi-
datinnen und Kandidaten bewusst sein, ehe sie sich zur Wahl stel-
len. Denn: Wer gewählt wird, ist verpflichtet, dieses Mandat auch
auszuüben.

Verschwiegenheitspflicht

Alle ehrenamtlich Tätigen unterliegen der Amtsverschwiegenheit.
Sie dürfen nicht über Angelegenheiten sprechen, die ihnen nur in
ihrer Eigenschaft als Mandatsträger bekannt geworden sind. Da-
mit sollen die Bürgerinnen und Bürger geschützt werden, wenn sie
persönliche Daten nennen müssen, die für die Beurteilung eines
Sachstandes notwendig sind. Dies gilt grundsätzlich für alle auch
sonst geschützten Daten, z. B. Familienverhältnisse, Einkommens-
und Vermögensverhältnisse, Grundeigentum, Schulden, Krankhei-
ten, Straffälligkeit, etc. Darüber hinaus gibt es eine Reihe von Sach-
verhalten innerhalb gemeindlicher Gremien, die der Geheimhal-

Rechte und Pflichten
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§ 24 HGO

(1) Der ehrenamtlich Tätige hat, auch
nach Beendigung seiner Tätigkeit,
über die ihm dabei bekannt geworde-
nen Angelegenheiten Verschwiegen-
heit zu bewahren. Dies gilt nicht für
Mitteilungen im dienstlichen Verkehr
oder über Tatsachen, die offenkundig
sind oder ihrer Bedeutung nach kei-
ner Geheimhaltung bedürfen.
(2) Der ehrenamtlich Tätige darf ohne
Genehmigung des Bürgermeisters
über Angelegenheiten, über die er
Verschwiegenheit zu wahren hat,
weder vor Gericht noch außerge-
richtlich Aussagen oder Erklärungen
abgeben.
(3) Die Genehmigung, als Zeuge
auszusagen, darf nur versagt werden,
wenn die Aussage dem Wohle des
Bundes, eines Landes, der Gemeinde
oder eines anderen Trägers der öf-
fentlichen Verwaltung Nachteile
bereiten oder die Erfüllung öffentli-
cher Aufgaben ernstlich gefährden
oder erheblich erschweren würde.

tung unterliegen und die
dem Wohl der Gemeinde
nicht dienlich sind, wenn sie
öffentlich bekannt werden.
Ist eine Angelegenheit be-
reits allgemein bekannt, ver-
liert die Verschwiegenheits-
pflicht ihren Sinn.

Ein Beiratsmitglied darf sich
keine persönlichen Vorteile
verschaffen, wenn ihm Sach-
verhalte bekannt werden,
die er/sie nur durch die Aus-
übung seines Mandats er-
fährt. Ein Beispiel ist der Er-
werb eines Grundstückes in
einem Gebiet, das in einer
nichtöffentlichen Sitzung
zum künftigen Baugebiet
erklärt wurde und dadurch
später erheblich im Wert
steigt.

Die Verschwiegenheits-
pflicht gilt auch dann, wenn
in einem anderen Gemein-
degremium, in dem die Öf-
fentlichkeit zugelassen ist,
über diese Angelegenheit gesprochen wird.

Über Angelegenheiten, die der Verschwiegenheit unterliegen, darf
der ehrenamtlich Tätige nur dann aussagen, wenn die Genehmi-
gung des Bürgermeisters vorliegt. Dies gilt auch für Aussagen vor
Gericht. Die Aussagegenehmigung darf allerdings nur dann ver-
sagt werden, wenn ein zwingendes öffentliches Interesse dies erfor-
dert.

Die Verschwiegenheitspflicht endet nicht mit dem Ende der Man-
datsausübung, sondern gilt zeitlich unbefristet.

Was darf ich tun? Was soll ich tun?

Keine
persönlichen
Vorteile!

Verschwiegen-
heit
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Ordnungswidrigkeiten

Wer die Verschwiegenheits-
pflicht oder die Treupflicht
verletzt oder die Ausübung
des erlangten Mandats
verweigert, handelt ord-
nungswidrig.

Die Ordnungswidrigkeit
kann mit einer Geldbuße bis
zu 255,65 Euro geahndet
werden.

Da das Mandat eines Aus-
länderbeiratsmitgl ieds
ebenfalls ein Ehrenamt ist,
bedeutet dies auch, dass das Mitglied mit einer Geldbuße belegt
werden kann, wenn es ohne Grund nicht an den Sitzungen des Bei-
rates teilnimmt. Hiermit hatten die Ausländerbeiräte in der Ver-
gangenheit die meisten Probleme. Viele Sitzungen waren zumin-
dest in der zweiten Hälfte der ersten Wahlperiode nicht beschlussfä-
hig, weil die Gewählten sich vorher über die Tragweite ihres Ent-
schlusses zu kandidieren, nicht im Klaren waren. Nun hat der Aus-
länderbeirat die Möglichkeit, mehr Disziplin bei den gewählten Mit-
gliedern einzufordern.

Sollte ein gewähltes Mitglied zu dem Entschluss kommen, dass es
sich die Arbeit des Ausländerbeirates anders vorgestellt hat und
diese nun einstellen möchte, kann nur der Rücktritt von diesem
Amt empfohlen werden, damit das Gremium als Ganzes arbeitsfä-
hig bleibt.

Das Bußgeld selbst kann aber nicht vom Ausländerbeirat festge-
legt werden, dies ist Angelegenheit des Gemeindevorstandes.

§ 24 a HGO

(1) Ordnungswidrig handelt, wer
1. ohne wichtigen Grund die Übernah-
me einer ehrenamtlichen Tätigkeit
ablehnt oder ihre Ausübung verwei-
gert.
2. die Pflichten des § 24 oder des §
26 verletzt.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit
einer Geldbuße bis zu fünfhundert
Deutsche Mark geahndet werden.
(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des
§ 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über
Ordnungswidrigkeiten ist der
Gemeindevorstand.

Rechte und Pflichten

Wer gewählt
ist, muß auch
regelmäßig
an den
Sitzungen
teilnehmen ...

... oder
zurücktreten!

Bußgeld
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§ 25 HGO - Widerstreit der Interessen

(1) Niemand darf in haupt- oder ehrenamtlicher Tätigkeit in
einer Angelegenheit beratend oder entscheidend mitwirken,
wenn er

1. durch die Entscheidung in der Angelegenheit einen
unmittelbaren Vorteil oder Nachteil erlangen kann,
2. Angehöriger einer Person ist, die zu dem in Nr. 1 be
zeichneten Personenkreis gehört,
3. eine natürliche oder juristische Person nach Nr. 1 kraft
Gesetzes oder in der betreffenden Angelegenheit kraft Voll-
macht vertritt (Einzel- oder Gesamtvertretung),
4. bei einer natürlichen oder juristischen Person oder Verei-
nigung nach Nr. 1 gegen Entgelt beschäftigt ist, wenn Tatsa-
chen die Annahme rechtfertigen, dass dadurch Befangenheit
gegeben ist,
5. bei einer juristischen Person oder Vereinigung nach Nr. 1
als Mitglied des Vorstands, des Aufsichtsrats oder eines
gleichartigen Organs tätig ist, es sei denn, dass er diesem
Organ als Vertreter oder auf Vorschlag der Gemeinde ange-
hört,
6. in anderer als öffentlicher Eigenschaft in der Angelegen-
heit tätig geworden ist.

Satz 1 gilt nicht, wenn jemand an der Entscheidung lediglich als
Angehöriger einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe beteiligt
ist, deren gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit
berührt werden.

(2) Abs. 1 gilt nicht für die Stimmabgabe bei Wahlen und Abbe-
rufungen.

(3) Ob ein Widerstreit der Interessen vorliegt, entscheidet das
Organ oder Hilfsorgan, dem der Betroffene angehört oder für
das er die Tätigkeit ausübt.

(4) Wer annehmen muss, weder beratend noch entscheidend
mitwirken zu dürfen, hat dies vorher dem Vorsitzenden des
Organs oder Hilfsorgans, dem er angehört oder für das er die
Tätigkeit ausübt, mitzuteilen.

Rechte und Pflichten

Schwarz auf
weiß:
So steht es in
der HGO
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Rechte und Pflichten

Wer an der Beratung und Entscheidung nicht teilnehmen darf,
muss den Beratungsraum verlassen; dies gilt auch für die Ent-
scheidung nach Abs. 3.

(5) Angehörige im Sinne des Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 sind:
1. der Verlobte,
2. der Ehegatte,
3. Verwandte und Verschwägerte gerader Linie (§§ 1589 ff.
BGB),
4. Geschwister,
5. Kinder der Geschwister,
6. Ehegatten der Geschwister und Geschwister der Ehegatten,
7. Geschwister der Eltern,
8. Personen, die durch ein auf längere Dauer angelegtes
Pflegeverhältnis mit häuslicher Gemeinschaft wie Eltern und
Kind miteinander verbunden sind (Pflegeeltern und Pflege-
kinder).

Angehörige sind die in Satz 1 bezeichneten Personen auch
dann, wenn

1. in den Fällen der Nr. 2, 3 und 6 die die Beziehung begrün-
dete Ehe nicht mehr besteht,
2. in den Fällen der Nr. 3 bis 7 die Verwandtschaft oder
Schwägerschaft durch Annahme als Kind erloschen ist,
3. im Falle der Nr. 8 die häusliche Gemeinschaft nicht mehr
besteht, sofern die Personen weiterhin wie Eltern und Kind
miteinander verbunden sind.

(6) Beschlüsse, die unter Verletzung der Abs. 1 bis 4 gefasst
worden sind, sind unwirksam. Sie gelten jedoch sechs Monate
nach der Beschlussfassung oder, wenn eine öffentliche Be-
kanntmachung erforderlich ist, sechs Monate nach dieser als
von Anfang an wirksam zustande gekommen, wenn nicht vor-
her der Gemeindevorstand oder der Bürgermeister widerspro-
chen oder die Aufsichtsbehörde sie beanstandet hat; die
Widerspruchsfristen der §§ 63 und 74 bleiben unberührt. Die
Wirksamkeit tritt nicht gegenüber demjenigen ein, der vor Ab-
lauf des Sechsmonatsfrist ein Rechtsmittel eingelegt oder ein
gerichtliches Verfahren anhängig gemacht hat, wenn in dem
Verfahren der Mangel festgestellt wird.
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Widerstreit der Interessen

§ 25 HGO bezieht sich auf den Widerstreit der Interessen und ist auf
den Seiten 55 und 56 abgedruckt. Für die Arbeit des Ausländer-
beirates selbst hat dies wenig Bedeutung, da der Ausländerbeirat
keine rechtlich bindenden Beschlüsse fasst. Allerdings sollte ein
Mitglied den Saal verlassen, wenn der Ausländerbeirat über Dinge
berät und später Beschlüsse fasst, von dem das Mitglied oder An-
gehörige desselben betroffen sind.

Größere Bedeutung kommt diesem § zu, wenn Mitglieder des
Ausländerbeirates mit beratender Stimme an den Sitzungen der
Ausschüsse der Gemeindevertretung oder den Kommissionen des
Gemeindevorstandes teilnehmen und hier Dinge beraten werden,
die sie selbst oder ihre Angehörigen betreffen. In diesem Fall darf
das Mitglied nicht an der Beratung dieses Tagesordnungspunktes
teilnehmen.

Beispiel:

Es wird ein Flächennutzungsplan oder ein Bebauungsplan für einen
Bereich aufgestellt, in dem das Mitglied oder ein Angehöriger ein
Grundstück besitzt.

Gleiches gilt auch, wenn eine natürliche oder juristische Person von
Beschlüssen betroffen ist, bei dem das Mitglied entgeltlich beschäf-
tigt ist und „Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass dadurch
Befangenheit gegeben ist“. Dies bedeutet, dass das Mitglied nicht
an den Beratungen teilnehmen darf, wenn es seinem Arbeitgeber
so verbunden ist, dass eine unparteiische Ausübung des Mandates
in Frage gestellt werden kann.

Verstöße gegen diese Vorschrift können zur Folge haben, dass der
Beschluss später als ungültig erklärt wird. Sollte einem Einwohner
bzw. einer Einwohnerin im Vertrauen auf die Rechtmäßigkeit des
Beschlusses ein finanzieller Schaden entstanden sein, so kann er/
sie Schadensersatz wegen Amtspflichtverletzung gegen die Ge-
meinde geltend machen. Diese wiederum hat dann die Möglichkeit,
sich im Wege des Regresses den Schaden von dem/der Mandats-
träger/in ersetzen zu lassen.

Ausschluß
von einem
Tagesord-
nungspunkt

Beispiel:
Grundstück

Was darf ich tun? Was soll ich tun?
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Mit juristischen Personen werden Vereinigungen bezeichnet, die
gesetzlichen Vorschriften unterliegen. Die häufigste Form ist der
eingetragene Verein (e.V). Aber auch Firmen mit dem Zusatz AG
für Aktiengesellschaft, GmbH für Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung oder OHG für offene Handelsgesellschaft gehören dazu.
Selbstverständlich ist auch jede Behörde, Körperschaft und Stif-
tung eine juristische Person.

Treupfl ichtTreupfl ichtTreupfl ichtTreupfl ichtTreupfl icht

Auch der § 26 HGO wird für
die alltägliche Arbeit des
Ausländerbeirates in der Re-
gel kaum von Bedeutung
sein. Ausländerbeiratsmit-
glieder dürfen nur ihre eige-
nen Ansprüche oder die An-
sprüche von Personen, für
die sie gesetzliche Vertreter
sind (z.B. eigene minderjäh-
rige Kinder), gegenüber der
Gemeinde geltend machen.
Als Vertreter für Dritte dür-
fen sie nicht auftreten.

§ 26 HGO

Ehrenbeamte haben eine besondere
Treupflicht gegenüber der Gemeinde.
Sie dürfen Ansprüche Dritter gegen die
Gemeinde nicht geltend machen, es sei
denn, dass sie als gesetzliche Vertre-
ter handeln. Das gilt auch für ehren-
amtlich tätige Bürger, wenn der Auf-
trag mit den Aufgaben ihrer ehrenamt-
lichen Tätigkeit in Zusammenhang
steht. Ob die Voraussetzungen dieser
Vorschrift vorliegen, entscheidet das
Organ oder Hilfsorgan, dem der Be-
troffene angehört oder für das er die
Tätigkeit ausübt.

Was darf ich tun? Was soll ich tun?
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Ein Ausländerbeirat kann keine Wunder
vollbringen — aber vieles vorschlagen, anstoßen,
beeinflussen ...

Es geht los: Die konstituierende Sitzung

Wird ein Ausländerbeirat zum ersten Mal gewählt, muss der Wahl-
leiter die Ausländerbeiratsmitglieder innerhalb von sechs Wochen
zur konstituierenden Sitzung einladen. Wo bereits Ausländerbeiräte
vorhanden sind, muss die bzw. der Vorsitzende die neu gewählten
Mitglieder zur konstituierenden Sitzung einladen. Bis zur Wahl ei-
ner bzw. eines neuen  Vorsitzenden wird die Sitzungsleitung von
dem bisherigen Vorsitzenden wahrgenommen.

Im Falle der erstmaligen Wahl eines Ausländerbeirats leitet das an
Jahren älteste Mitglied die Sitzung, bis ein Vorsitzender bzw. eine
Vorsitzende gewählt wurde. Für den Vorsitz kandidieren kann je-
des gewählte Ausländerbeiratsmitglied. Die Wahl erfolgt nach dem
Prinzip der Stimmenmehrheit.  Gibt es mehrere Kandidatinnen und
Kandidaten, ist gewählt, wer die Mehrheit der abgegebenen gülti-
gen Stimmen erhalten hat. Stimmenthaltungen zählen bei der Er-
mittlung der gültigen Stimmen nicht mit, sie werden wie ungültige
Stimmen behandelt. Kommt die erforderliche Mehrheit im ersten
Wahlgang nicht zustande, gehen die beiden Kandidatinnen bzw.
Kandidaten in die Stichwahl, die die meisten Stimmen erhalten ha-
ben.  Bei Stimmengleichheit entscheidet das vom Versammlungs-
leiter zu ziehende Los, wer in die Stichwahl kommt. Nein-Stimmen
gelten als gültige Stimmen, Stimmenthaltungen als ungültige Stim-
men. Hat kein Bewerber bei der Stichwahl die erforderliche Mehr-
heit, wird gewählt, wer in einem dritten Wahlgang die meisten Stim-
men erhält. Bei Stimmengleichheit entscheidet das vom
Versammlungsleiter zu ziehende Los.

Sind mehrere stellvertretende Vorsitzende zu wählen, so wird nach
den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt. Gewählt wird schrift-
lich und geheim, aufgrund von Wahlvorschlägen aus der Mitte des
Ausländerbeirats.

Die Arbeitsweise des Ausländerbeirates muss am Anfang geklärt
werden!

Rat und Tat - Was kann der Ausländerbeirat bewirken?

Der/die
Vorsitzende
wird gewählt
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Wenn eine Geschäftsordnung oder Satzung vorhanden ist, müssen
diese den Mitgliedern schnellstens bekannt gegeben werden. Dann
ist die Arbeitsweise des Ausländerbeirates zu klären. Es ist rat-
sam, eine Kopie des Schreibens über die Berufung zum Ausländer-
beiratsmitglied dem Arbeitgeber vorzulegen. In diesem Schreiben
wird auf die ehrenamtliche Tätigkeit des Mitgliedes nach den Be-
stimmungen der HGO hingewiesen.

Ferner muss geklärt werden, welche Mitglieder den Ausländerbeirat
in den Ausschüssen und Kommissionen der Stadt vertreten.
Die Termine der Sitzungen sollten für das gesamte Jahr festge-
legt und bekannt gegeben werden.

Gibt es keine Geschäftsstelle für den Ausländerbeirat, muss schnell
geklärt werden, wer  in der Verwaltung für die Arbeit des Aus-
länderbeirates zuständig ist.
Die AGAH-LAB bietet zu Beginn einer Wahlperiode eine Reihe von
Seminaren an, um den Start in die neue Aufgabe und die künftige
Arbeit im Ausländerbeirat zu erleichtern.

Ein Organigramm der örtlichen Verwaltung sollte gleich zu Beginn
der Amtszeit allen Mitgliedern des Ausländerbeirats ausgehändigt
werden. Daraus geht hervor, wer die direkten Ansprechpartner sind.
Es ist auf jeden Fall für die Arbeit des Ausländerbeirats und den
allgemeinen Informationsfluss zweckmäßig, wenn der Ausländer-
beirat – ähnlich wie die Ortsbeiräte -  beim Hauptamt angesiedelt
ist.

Fachausschüsse oder Arbeitsgruppen im Ausländerbeirat

In vielen Ausländerbeiräten gibt es Fachausschüsse und Arbeits-
gruppen zu den Themen Schule, Jugend und Sport, Frauen, Kunst
und Kultur oder Asyl, etc. Der Arbeitsaufwand und Nutzen dieses
Gremiums muss von einzelnen Ausländerbeiräten selbst unter die
Lupe genommen werden. Es ist ratsam, Fachausschüsse oder Ar-
beitsgruppen erst dann zu bilden, wenn der Bedarf deutlich wird.
Diese Arbeitsgruppen sollten sich zuerst ein Ziel und einen Zeit-
rahmen setzen. Sie sind Fachgremien, die Beschlüsse des Plenums
vorbereiten.

Die Praxis im Ausländerbeirat

Arbeitsweise
klären

Ausschüsse
oder Arbeits-
gruppen erst
bei Bedarf
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Ein Beispiel:
Der Ausländerbeirat erfährt, dass der muttersprachliche Unter-
richt in einer bestimmten Sprache im kommenden Schuljahr nicht
mehr angeboten wird. Die Eltern sind besorgt und erwarten Hilfe,
die Kinder haben auch Nachteile, da sie das bisher Gelernte ver-
gessen werden und nicht weiter vertiefen können.
Der Ausländerbeirat bildet eine Arbeitsgruppe „Schule“ und lädt
zum Auftakt verschiedene Fachleute ein, um mehr über das Pro
und Kontra zu erfahren. Die AGAH könnte vielleicht auch Ausländer-
beiräte nennen, die ähnliche Probleme hatten. Nachdem alle Argu-
mente und Vorgehensweisen sorgfältig bewertet worden sind, kann
der Ausländerbeirat gezielt seiner politischen Verantwortung nach-
gehen. Während der Arbeit in dieser Arbeitsgruppe stellt sich her-
aus, welches Mitglied im Beirat das erworbene Fachwissen am be-
sten darlegen kann. Dieses soll dann in alle Gespräche eingebun-
den werden. Die Arbeitsgruppe kann ihre Arbeit abschließen oder,
falls notwendig, zu einem späteren Zeitpunkt wieder zusammen-
kommen, wenn erneut Schulfragen aufgeworfen werden.

Kontakte zu ausländischen und deutschen Vereinen, Verbän-
den und Institutionen

Der Ausländerbeirat ist auf die Kontakte zu ausländischen Verei-
nen angewiesen. Auch der Kontakt zu deutschen Vereinen kann
für eine bessere Zusammenarbeit hilfreich sein. Gegenseitige Ein-
ladungen und Besuche fördern den Austausch von Meinungen, be-
reichern die Handlungsfähigkeit und dienen einer besseren Ver-
ständigung.
Ein- bis zweimal im Jahr sollten Vertreter des Ausländerbeirats
den Vorständen verschiedener Organisationen – wie z. B. Gewerk-
schaften, Kirchen, Industrie- und Handelskammer, Handwerkskam-
mer, deutschen und ausländischen Vereinen – einen Besuch abstat-
ten und einen Gedankenaustausch bzw. eine Form der Kooperation
suchen. Der Ausländerbeirat kann Kontakte zwischen diesen Or-
ganisationen und den ausländischen Vereinen vermitteln. Viele aus-
ländische Vereine könnten von diesen Kontakten profitieren. Die
meisten ausländischen Vereine sind in kulturellen und sportlichen
Bereichen engagiert, sind selbstbewusst und gut organisiert. Es
könnte aber nicht schaden, sich ein wenig zu öffnen und andere
Aktivitäten in das Vereinsleben zu integrieren. Der Ausländerbeirat

Anleitungen für die alltägliche Arbeit

Auf die
Kontaktpflege
kommt es an

So könnte es
laufen ...
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kann nur der Vermittler sein; die Vereine müssen selbst Anstren-
gungen machen, ihre Position in der Gesellschaft zu stärken und
auszubauen. Die Ausländerbeiräte können wiederum auch von ih-
ren guten Beziehungen zu den Vereinen profitieren und bei (politi-
schen oder sonstigen) Aktivitäten auf Unterstützung seitens der
Vereine bauen.

Der gegenseitige Informationsaustausch innerhalb
des Ausländerbeirates

Alle Mitglieder im Ausländerbeirat sind ehrenamtlich tätig und ha-
ben in der Regel nicht den Überblick, was in der Gemeinde oder
Stadt passiert. Es ist daher wichtig, dass alle Mitglieder die Ge-
schäftsstelle des Ausländerbeirats oder den Vorsitzenden früh ge-
nug informieren, wenn wichtige Ereignisse vorkommen, bei denen
Handlungsbedarf besteht.
Wichtig ist auch hier zu erwähnen, dass der Vorsitzende zwar den
Beirat nach außen vertritt und in der Öffentlichkeit die Position
des Beirates darstellen muss, aber wichtige Gespräche mit den
Parteien, dem Gemeindevorstand oder der Gemeindevertretung
sollte er nicht allein, sondern immer gemeinsam mit anderen Vor-
standsmitgliedern oder Fachleuten vom Beirat führen. Auf jeden
Fall muss der Ausländerbeirat über die Inhalte dieser Gespräche
informiert werden. Deshalb wird empfohlen, über diese Gespräche
Protokolle anzufertigen, die dann allen Mitgliedern als Kopie aus-
gehändigt werden können.

Dialog mit den Parteien und Fraktionen

Der Ausländerbeirat sollte ständig im Dialog mit den Parteien und
den Fraktionen bleiben, und zwar nicht nur in Sitzungen, sondern
auch bei öffentlichen Diskussionen. Er sollte selbst die Initiative
ergreifen.

Beispiel: Öffentliche Diskussion zur Europawahl

Der Ausländerbeirat beschließt in seiner Plenarsitzung  einen „Dis-
kussionsabend“ zur Europawahl durchzuführen. Ein Termin wird
festgelegt. Dieser Beschluss sollte sofort der örtlichen Presse mit-
geteilt werden.

Alltag im Ausländerbeirat: Ohne Information keine gute Arbeit

Der/die
Vorsitzende
kann nicht
alles alleine
machen
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Der Ausländerbeirat informiert die Parteien und bittet sie ihre Re-
ferenten/Diskussionsteilnehmer rechtzeitig zu benennen.
Der Ausländerbeirat fängt sofort mit der organisatorischen Vor-
bereitung an. Bei der Gemeinde muss ein Saal reserviert werden,
falls möglich mit Mikrofonanlage. Nachdem die Diskussionsteilneh-
mer bekannt sind, werden Einladungen und Plakate entworfen, ver-
vielfältigt und zur Verteilung gegeben. Eine Einladung sollte immer
auch an die Presse gehen.

Ausländerbeiräte in Hessen haben
schon vieles erreicht ...

...sei es die Einrichtung einer Beratungsstelle für ausländi-
sche Frauen, oder die Bereitstellung von Friedhofsplätzen, auf
denen nach den Richtlinien des Islam bestattet werden kann,
oder die verbindliche Festschreibung einer Quote, damit ein
Teil von Ausbildungsplätzen in der öffentlichen Verwaltung
mit nichtdeutschen Bewerbern besetzt wird. Überall dort, wo
Ausländerbeiräte aktiv sind, funktioniert das Zusammenle-
ben zwischen Deutschen und Ausländern besser und gibt es
weniger Benachteiligungen und Diskriminierungen. Was an-
dere erreicht haben, können auch Sie verwirklichen!

Praktische  Vorschläge

Veranstaltung
durchführen
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Hohe Erwartungen – aber natürlich kann ein Ausländerbeirat
nicht alles regeln ...

Ein Ausländerbeirat – als rein beratendes Gremium – kann zum Beispiel
keinen neuen Wohnraum, Arbeits- oder Ausbildungsplatz schaffen. Er
kann sich aber in besonders dringenden Fällen mit einschalten, Druck
ausüben und grundsätzlich für eine gerechtere Verteilung vorhande-
nen Wohnraumes sorgen. Das bestehende Ausländergesetz kann er
nicht ändern.
Dennoch kann er
dazu beitragen,
dass die Spielräu-
me zugunsten der
Betroffenen ge-
nutzt werden.

Ein gut funktionie-
render und in der
Öffentlichkeit be-
kannter Auslän-
derbeirat wird
sich nie über einen
Mangel an Aufga-
ben und an ihn
herangetragenen
Anfragen bekla-
gen können. Viele
Menschen sehen
in ihm einen vor-
rangigen An-
sprechpartner,
wenn es um die
Lösung dringen-
der Einzelproble-
me geht. Ob über
(ehrenamtlich abgehaltene) Sprechstunden, über (hauptamtlich besetz-
te) Geschäftsstellen oder direkte Ansprache im Alltag: es gibt in allen
Orten eine Fülle von Problemen, bei denen der Ausländerbeirat um
konkrete Hilfe gebeten wird: Wohnungssuche, Arbeit, Schulprobleme,
Ausbildungsplätze, Aufenthaltsprobleme, interkulturelle Konflikte, am
eigenen Leib erfahrene Diskriminierung im Alltag (Arbeitsplatz, Behör-
den, Ärzte, Arbeitgeber, Freizeiteinrichtungen ...).

Aus dem Vertrag von Amsterdam (1997)

Artikel 13
Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen dieses Ver-
trags kann der Rat im Rahmen der durch den Vertrag
auf die Gemeinschaft übertragenen Zuständigkeiten
auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung
des Europäischen Parlaments einstimmig geeignete
Vorkehrungen treffen, um Diskriminierungen aus Grün-
den des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Her-
kunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer
Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrich-
tung zu bekämpfen.

Artikel 29
Unbeschadet der Befugnisse der Europäischen Ge-
meinschaft verfolgt die Union das Ziel, den Bürgern
in einem Raum der Freiheit, der Sicherheit und des
Rechts ein hohes Maß an Sicherheit zu bieten, indem
sie ein gemeinsames Vorgehen der Mitgliedstaaten
im Bereich der polizeilichen und justitiellen Zusam-
menarbeit in Strafsachen entwickelt sowie Rassis-
mus und Fremdenfeindlichkeit verhütet und be-
kämpft.

Ein Ausländerbeirat kann keine Wunder vollbringen ...

Es gibt mehr
als genug zu
tun ..
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Konkrete und sofortige individuelle Hilfestellung gehört zum täglichen
Brot des Ausländerbeirats und seiner Mitglieder und Mitarbeiter. Auch
wenn der Ausländerbeirat fehlende Wohnungen, Arbeitsplätze oder
Horteinrichtungen nicht aus dem Hut zaubern kann: Er kann die Anlie-
gen der Hilfe- und Ratsuchenden aufgreifen, ggf. Kontakte zu den ent-
sprechenden Stellen herstellen und in einzelnen Fällen auch durchaus
ganz konkret erfolgreich vermitteln bzw. helfen und menschliche Tra-
gödien abzuwenden helfen. Er kann Menschen, die sich aus sprachli-
chen oder anderen Gründen hilflos oder ausgegrenzt fühlen, Hilfestel-
lung leisten und Selbstbewusstsein vermitteln. Bei (interkulturellen oder
sonstigen an ihn herangetragenen) Konflikten sollte er schlichtend
einwirken und stets für Toleranz und ein friedliches Zusammenleben
eintreten.

Oftmals verbergen sich hinter (vermeintlichen) Einzelproblemen aber
auch Gruppenprobleme, die viele Migrantinnen und Migranten betref-
fen und sich letzten Endes nur durch übergreifende Maßnahmen lösen
lassen: muttersprachlicher Unterricht in den Schulen, Schaffung von
Ausbildungs- und Arbeitsplätzen, Sprachkurse, sprachliche Förderung
im Kindergarten. Hier sollte der Ausländerbeirat aus den an ihn heran-
getragenen und von ihm wahrgenommen Problemen heraus Vorschlä-
ge erarbeiten und Initiativen für die Umsetzung ergreifen bzw. anre-
gen.

Viele der an den Ausländerbeirat herangetragenen Probleme sind aber
auch nur individueller Ausdruck übergreifender Probleme. Sie haben
ihre Wurzeln in politischen Entscheidungen auf der Bundesebene und
gesellschaftlichen Verhältnissen, die kommunal oder kurzfristig nicht
geändert werden können – etwa Ausländerrecht, Einwanderungs- und
Integrationspolitik. Hier sind die Mittel des Ausländerbeirats zur kon-
kreten und erfolgreichen Hilfeleistung noch begrenzter. Doch selbst in
— manchmal als aussichtslos erscheinenden — Fällen kann durch Rük-
kendeckung und Druck des Ausländerbeirats auf Entscheidungsträ-
ger dazu beigetragen werden, dass bestehende Gesetze zugunsten
der hilfesuchenden und hilfebedürftigen Menschen ausgelegt werden.
Außerdem sollte der Ausländerbeirat bei offensichtlichen Missständen
auch die Initiative ergreifen und politische Forderungen — etwa für Ge-
setzesänderungen — formulieren, die dann als Antrag über die AGAH
auf die Landes- und Bundesebene gebracht werden können. Steter
Tropfen höhlt den Stein.

Konkrete Hilfestellung bei Problemen aller Art

Hilfestellung

Einzelprobleme
sind oft auch
Gruppen-
probleme ...

 ... und
übergreifende
politische oder
wirtschaftliche
Probleme
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Antidiskriminierung und Ungleichbehandlung

Ein zunehmend wichtiges Betätigungsfeld der Ausländerbeiräte
wird künftig im Sinne von  Art. 13 des Amsterdamer Vertrages
(siehe Seite 64) das Engagement gegen Diskriminierung und
Ungleichbehandlung sein. In zahlreichen Vorschriften, Verträgen,
Satzungen, etc. finden sich Passagen, die Personen von Leistun-
gen, Mitgliedschaften, Vergünstigungen usw. ausschließen, weil sie
nicht die deutsche Staatsbürgerschaft besitzen.

Sofern ein Ausländerbeirat einen solchen Hinweis erhält oder die
Ungleichbehandlung selbst erkennt, muss er prüfen, ob die jeweili-
ge Passage mit dem Grundgesetz (GG) in Einklang steht. Artikel 6
Absatz 1 „Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich“ oder Artikel 6
Absatz 3 „Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Ab-
stammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Her-
kunft, seines Glaubens, seiner religiösen oder politischen Anschau-
ungen benachteiligt oder bevorzugt werden, niemand darf wegen
seiner Behinderung benachteiligt werden.“

Dennoch gibt es Rechte, die lediglich deutschen Staatsbürgern zu-
stehen und die vom Bundesverfassungsgericht (BVG) schon auf
ihre Rechtmäßigkeit überprüft wurden. Hier ist an erster Stelle das
Wahlrecht zu nennen. Für eine Änderung können die Ausländer-
beiräte nur auf dem politischen Weg eintreten, indem sie immer
wieder die Öffentlichkeit und die Politiker über die Ungleich-
behandlung informieren und Änderungen fordern.

Sollten die Prüfungen des Ausländerbeirates aber zu dem Ergeb-
nis kommen, dass die Diskriminierungen in Vorschriften, Verträ-
gen, Satzungen, etc. nicht mit dem GG und den Urteilen des BVG
übereinstimmen können, sollte man nach einer Veränderung su-
chen.

Es gibt viele Möglichkeiten gegen diese diskriminierenden Formu-
lierungen vorzugehen. Eine Möglichkeit wäre, eine Arbeitsgruppe
zu bilden (zuerst intern und nicht öffentlich).

Gegen Diskriminierung und Ungleichbehandlung vorgehen ...

Vertrag von
Amsterdam:
Rassismus
und Fremden-
feindlichkeit
bekämpfen!
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� Nachdem der Ausländerbeirat in einer Arbeitsgruppe (Fach-
leute und Anwälte integrieren) einige Argumente pro und kon-
tra gesammelt hat, könnte der Vorstand einen Brief mit allen
Argumenten an diese Einrichtung schreiben. Eine Kopie des
Dokumentes, in dem die diskriminierenden Formulierungen ge-
funden wurden, sollte beigelegt und eine Änderung der For-
mulierung gefordert werden. Der Vorstand macht gleichzeitig
ein Gesprächsangebot, um die Meinung der anderen Seite zu
erfahren.

� Sollte der Vorstand eine positive Antwort erhalten, wäre die
Sache erledigt und der Ausländerbeirat müsste etwas Geduld
aufbringen bis die Formulierung geändert ist.

� Sollte die Einrichtung uneinsichtig sein und auf ihrer Formulie-
rung beharren, ja sogar Argumente liefern, warum diese For-
mulierung gewollt ist, sollte die Arbeitsgruppe erneut die Fach-
leute zum Austausch ihrer Meinungen bitten.

� Sollten die Fachleute und die Arbeitsgruppe weiterhin der An-
sicht sein, dass die Argumente der Gegenseite gesellschaft-
lich nicht tragfähig sind, sollte der Vorstand erneut einen Brief
schreiben, eventuell mit neuen Argumenten oder auch Vor-
schlägen. In diesem Brief könnte auch erwähnt werden, das
Thema öffentlich diskutieren zu wollen, falls keine Änderung
vorgenommen wird.

� Sollte die Gegenseite nicht bereit sein, ihre Formulierung zu
ändern, muss das Thema an die Öffentlichkeit gebracht wer-
den. Die öffentliche Diskussion muss gut vorbereitet sein. Es
wird empfohlen, die Gegenseite auch einzuladen, um ihre An-
sicht öffentlich vertreten zu können. Die Presse sollte natür-
lich auch eingeladen werden, am besten mit einer beigefügten
kurzen Dokumentation der bisherigen Abläufe und Kopien der
Briefwechsel, damit die Presse den Hintergrund und bisherige
Unternehmungen betrachten kann.

� Am Ende wird Bilanz gezogen. Der Vorgang sollte auf jeden
Fall dokumentiert und zu den Akten gelegt werden. Eine Kopie
sollte an die AGAH gesandt werden, um anderen Ausländer-
beiräten als Hilfe für ähnliche Fälle dienen zu können.

 ... so könnte es konkret aussehen

Konkrete
Schritte
einleiten
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Reagieren, aber auch Agieren ....

Neben der Bearbeitung und Verfolgung der an ihn heran-

getragenen Einzelfälle, Missstände und Probleme sollte

jeder Ausländerbeirat – natürlich im Rahmen seiner Kräf-

te - eigene (politische) Schwerpunkte setzen und Veran-

staltungen und Informationskampagnen initiieren.

� So ergriffen nach dem 11. September 2001 viele Aus-

länderbeiräte vor Ort die Initiative und führten – teil-

weise auch gemeinsam mit anderen Trägern – kurz-

fristig öffentliche Veranstaltungen gegen eine neue

Welle von Fremdenhass und Hetze gegen Menschen

aus islamischen Ländern durch.

� Veranstaltungen mit kulturellem, politischem und in-

formativem Charakter sollten in der Jahresplanung

jedes Ausländerbeirats einen festen Platz einnehmen.

Dabei können mehrere Fliegen mit einer Klappe ge-

schlagen werden: Ausländische Vereine am Ort wer-

den zusammengebracht und können sich austau-

schen,  Informationen und wichtige aktuelle Tipps

können weitergegeben werden, in der Auseinander-

setzung mit Diskriminierung und Rassismus kann öf-

fentlich Flagge gezeigt werden.

� Angesichts der aufreibenden Kleinarbeit im Alltag ist

es immer wieder wichtig, durch Fachvorträge „den

Horizont“ zu erweitern. Dazu bieten sich – je nach

Interesse und Aktualität – eine Fülle von Themen an:

Rentenrecht, Einbürgerung, Begräbnisse nach islami-

schen Richtlinien, Podiumsdiskussionen mit „deut-

schen“ Kommunalpolitikern ...

Selbst die Initiative ergreifen und Veranstaltungen durchführen ...
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Die Arbeit des Ausländerbeirates Musterstadt

Der Ausländerbeirat Musterstadt arbeitet vorbildlich. Das Gremi-
um tagt regelmäßig, beteiligt sich aktiv bei den Ausschusssitzungen
der Gemeinde und wird von allen Parteien in der Gemeinde als
angesehener Gesprächspartner geschätzt.

� Schauen wir uns die systematische Arbeit dieses
Ausländerbeirates an:

Der Ausländerbeirat hat eine Geschäftsstelle, und der Geschäfts-
führer hat schon am Ende des letzten Jahres die Termine der
Ausschusssitzungen, der Stadtverordnetenversammlungen und
des Magistrats besorgt. Aus langjährigen Erfahrungen haben die
Mitglieder des Ausländerbeirates festgestellt: Wenn sie ihre
Plenarsitzungstermine einen oder zwei Tage vor den
Ausschusssitzungen einplanen, können sie sich rechtzeitig und op-
timal auf die Arbeit in den Ausschüssen vorbereiten. Bevor es dazu
kommen kann, müssen die Anträge intern diskutiert und eventuell
um eigene Zusatzanträge ergänzt werden. Um eine ordentliche
Diskussion und einen breiten Informationsaustausch zwischen al-
len Mitgliedern zu ermöglichen, werden von dem Geschäftsführer
alle notwendigen Maßnahmen getroffen.

� Der Ausländerbeirat Musterstadt hat seine Arbeit wie
folgt organisiert:

Alle Plenarsitzungen werden einen oder zwei Tage vor den
Ausschusssitzungen abgehalten.

Die Beschlüsse des Beirates zu Anträgen in den Ausschüssen sind
mehrheitlich gefasst und ermöglichen dem Vertreter des Ausländer-
beirats, in den Ausschüssen der Gemeinde die Entscheidung des
Beirates eindeutig abzugeben. Ist er selbst jedoch anderer Auffas-
sung, muss er dennoch den Mehrheitsbeschluss vertreten. Es ist
ihm bewusst, dass die Zustimmung oder Ablehnung eines Antra-
ges keinen Einfluss im Ausschuss hat, aber es ist ihm wichtig, den
Parlamentariern darzulegen, wie die derzeitige Haltung im Aus-
länderbeirat zu dem aktuellen diskutierten Thema aussieht.

Ein Vorbild: Ausländerbeirat Musterstadt  -  Schwerpunkte setzen!

Geschäfts-
stelle
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Die (internen) Arbeitskreise des Ausländerbeirats tagen ca.
eine Woche vor der Sitzung des Ausländerbeirats (Plenum),
und anschließend trifft sich der Vorstand des Ausländer-
beirats.

Der Ausländerbeirat hat alle Termine auf einen Wochentag (Diens-
tag) gelegt, um seinen Mitgliedern eine verlässliche Planung ihrer
Termine zu ermöglichen. Bei den (internen) Arbeitskreis-Sitzun-
gen werden die Anträge von den nächsten Plenarsitzungen disku-
tiert. Über die Anträge kann in den Arbeitskreis-Sitzungen abge-
stimmt werden (Annahme, Ablehnung oder Ergänzungen). Wenn
notwendig, werden Mitarbeiter vom Stadtplanungsamt, Schulamt,
Sozialamt oder Umweltamt eingeladen, um Hintergrundinforma-
tionen zu bekommen. Auch die Industrie- und Handelskammer und
die Handwerkskammer schicken gern ihre Vertreter zu den Sitzun-
gen des Ausländerbeirats, wenn  sie eingeladen werden.
Die Anträge der Fraktionen im Gemeindeparlament werden vom
Ausländerbeirat offen und sachlich diskutiert. Bei den internen
Arbeitskreissitzungen werden nicht nur die Anträge für die
Ausschusssitzungen behandelt, sondern auch eigene programma-
tische Fragen und für Ausländer relevante Themen diskutiert. Aus
der Diskussion heraus ergeben sich oft Handlungsmöglichkeiten,
doch nicht selten sind Wünsche geäußert worden, die in der Ge-
meinde nicht gelöst werden können. Natürlich wissen die Mitglie-
der, dass ein Antrag an den AGAH-Vorstand bzw. die AGAH-Dele-
giertenversammlung zum Erfolg führen könnte, weil die AGAH im
Rahmen ihrer Einflussmöglichkeiten auf Landesebene und über
die Landesregierung (und den Bundesrat) auch Einfluss auf Bun-
destag und Bundesregierung ausüben kann.

Im Anschluss an die Arbeitskreissitzungen tagt der Vor-
stand.

Der Vorstand hat die Aufgabe, die Plenarsitzung vorzubereiten.
Neben eigenen Tagesordnungspunkten bringt er auch die Anträge
der Arbeitskreise zur Abstimmung, um sie der Öffentlichkeit kund
zu tun. Die Vorstandssitzung dauert nicht lang, weil im Prinzip alles
vorher in der internen Sitzung besprochen wurde. Die Vorstands-
sitzung ist eine formelle Sitzung, um den Ablauf der Plenarsitzung
besprechen und die Tagesordnung festlegen zu können. Auch lang-

Ausländerbeirat Musterstadt: so sieht erfolgreiche Arbeit aus

Verlässliche
Termin-
planung

Sitzungen
des
Vorstands:
kurz und
konkret
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fristige Strategien werden hier eingebracht, diskutiert und festge-
halten.

Die Plenarsitzung ist die wichtigste Sitzung des Ausländer-
beirats.

Die Plenarsitzungen sind mittlerweile Routine geworden, und an-
gesichts der Tatsache, dass alle Tagesordnungspunkte schon in
der Arbeitskreissitzung diskutiert und Unklarheiten beseitigt wor-
den sind, werden ziemlich zügig Beschlüsse gefasst. Da alle Argu-
mente bereits in der Arbeitskreissitzung ausgetauscht worden sind,
gibt es auch bei großen Meinungsunterschieden nur eine kürzere
Aussprache. Natürlich kommen Befürworter und Gegner eines
Antrages zu Wort, aber die Begründungen sind gut vorbereitet,
und die Öffentlichkeit kann sich in kürzester Zeit ein Bild von den
unterschiedlichen Standpunkten machen. Die Plenarsitzungen dau-
ern deshalb nie über zwei Stunden, und viele ausländische und deut-
sche Staatsbürger kommen regelmäßig zu den Sitzungen. Manche
von ihnen besuchen sogar auch die Arbeitskreissitzungen regel-
mäßig, und der Ausländerbeirat profitiert von den vielfältigen Er-
fahrungen, die dieser Personenkreis mit sich bringt. Die Lokalpres-
se ist froh, wenn sie schon vor der Ausschusssitzung weiß, wie der
Ausländerbeirat zu bestimmten Sachfragen steht. Die Presse, und
das hat es auch schon gegeben, erwähnt in ihrer Berichterstattung
gerne, dass der Ausländerbeirat in bestimmten Fragen eine ande-
re Meinung hatte als die Mehrheit der Stadtpolitiker.

Der Vertreter des Ausländerbeirates in den Ausschüssen
des Gemeindeparlaments.

Der Vertreter des Ausländerbeirates im Ausschuss gibt die Mei-
nung des Beirates bekannt. Er muss die Sachlage aus Sicht des
Beirates mündlich oder schriftlich darlegen. Er kann auch alterna-
tive Vorschläge machen. Um mit eigenen Anliegen ein Echo zu fin-
den und auch eine Mehrheit im Ausschuss zu bekommen, muss der
Ausländerbeirat bei den Kommunalpolitikern geduldig und kompe-
tent Überzeugungsarbeit leisten.

Die Plenarsitzung des Ausländerbeirats Musterstadt

Nie über zwei
Stunden!

Geduldige
Überzeugungs-
arbeit
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Der Vorstand trifft sich regelmäßig mit Vertretern der Frak-
tionen.

Der Vorstand trifft sich regelmäßig mit Vertretern der (demokrati-
schen) Fraktionen im Gemeindeparlament, und aus diesen zahlrei-
chen Begegnungen heraus weiß der Vorstand ziemlich genau, was
durchzusetzen ist. Notfalls wird in den Gesprächen ausgelotet, was
machbar wäre. Natürlich ist dem Vorstand klar, dass ein Antrag
oder eine geforderte Maßnahme nur selten glatt über die Bühne
geht. Den möglichen Kompromiss kann er aber nur einschätzen,
wenn er (einmal oder mehrmals) mit den Fraktionen gesprochen
hat. Wichtig ist hier zu erwähnen, dass die Vertreter der Fraktionen
oft nicht sofort sagen können, wie ihre Partei/Wählergruppe zu
bestimmten Maßnahmen stehen würde, weil die innerparteiliche
Diskussion noch nicht stattgefunden hat. Die innerparteiliche Ab-
stimmung hat in der Demokratie einen hohen Stellenwert. Deshalb
sollte der Vorstand bei wichtigen oder eiligen Themen, schon bei
der Terminierung des Gesprächs, einen kürzeren Hinweis auf sein
Anliegen geben, sodass die Vertreter auch eventuell einen mitein-
ander abgestimmten Vorschlag einbringen können. Es ist schon
vorgekommen, dass Parlamentarier einer Fraktion einen Vorschlag
so gut fanden, dass sie angeboten haben, den Antrag selbst im
Ausschuss und Parlament einzubringen, und siehe da, der Antrag
ging schnellstens über die Bühne. Der Ausländerbeirat war froh
darüber, dass die von ihm eingebrachte Sache aufgegriffen wurde
und vielen zugute kam.

Der Vorstand pflegt regelmäßige Kontakte mit ausländischen
und deutschen Vereinen und Organisationen.

Der Vorstand weiß, dass er ohne regelmäßige Basiskontakte keine
gute und kompetente Arbeit leisten kann. Er pflegt daher regel-
mäßige Kontakte zu vielen Ausländern an der „Basis“, zu Vereinen
und anderen gesellschaftlichen Organisationen. Wer Vorschläge
macht und Forderungen aufstellt, muss die Lebensbedingungen,
Sorgen und Nöte der Menschen vor Ort kennen – und zwar direkt
und nicht nur aus zweiter oder dritter Hand.

Ausländerbeirat Musterstadt: Kontaktpflege

Ausloten, was
machbar ist

Basiskontakte
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Der Vorstand erstellt regelmäßige Jahresberichte.

Der Vorstand weiß, dass es nicht ausreicht, nur Gutes zu tun und
darüber zu schweigen. Er fertigt im ersten Quartal eines jeden Jah-
res einen Tätigkeitsbericht über das abgelaufene Jahr an und stellt
darin seine Arbeit im abgelaufenen Jahr dar. Dabei werden alle
Sitzungen, Veranstaltungen, Termine und vom Ausländerbeirat
angestoßenen Initiativen aufgelistet und ggf. näher erläutert. Die-
sem Bericht können auch statistische Angaben über die ausländi-
sche Bevölkerung am Ort, die Lage in Schulen und Kindergärten,
muttersprachlichen Unterricht und sonstige nützliche Informatio-
nen beigefügt werden.
Der Jahresbericht wird allen Interessierten, insbesondere den Ge-
sprächspartnern in Verwaltung und Kommunalpolitik, Vereinen und
Presse zur Verfügung gestellt.

Fazit: Die Arbeit des Ausländerbeirates Musterstadt kann
man aus gutem Grund als erfolgreich bezeichnen.

Ausländerbeirat Musterstadt: in der Öffentlichkeit präsent

Gutes tun -
und darüber
reden!
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Der Vorsitzende und die Geschäftsstelle.
Geschäftsordnung und Satzung.

Die/der Vorsitzende eines Ausländerbeirates ist mit der Mehrheit
der Stimmen der Ausländerbeirats-Mitglieder gewählt worden. Sie/
er ist der/die Repräsentant/in des Ausländerbeirates nach innen
und nach außen.

Nachfolgend eine Auflistung der Rechte und Pflichten eines
vorsitzenden Mitglieds

• Das vorsitzende Mitglied lädt zu den Sitzungen des Ausländer-
beirates und seines Vorstandes ein. Es legt die Tagesordnung
der Vorstandssitzung fest. Die Vorstandssitzungen sind nicht
öffentlich, es sei denn, dies wäre in der Geschäftsordnung an-
ders vorgesehen.

• Es leitet die Sitzungen beider Gremien und erteilt das Wort.
• Es kann Sachverständige zu einzelnen Tagesordnungspunk-

ten einladen.
• Es kann ein stellvertretendes Mitglied beauftragen, eine Red-

nerliste zu führen.
• In den Sitzungen übt es das Hausrecht aus.
• Bei ungebührlichem oder ordnungswidrigem Verhalten von

Mitgliedern kann es diesen Ordnungsrufe erteilen.
• Nach wiederholtem ordnungswidrigem Verhalten von Mitglie-

dern innerhalb einer Sitzung ist das Wort zu entziehen. In be-
sonders schwerwiegenden Fällen kann es das Mitglied für den
Fortgang dieser Sitzung ausschließen. Anderen Sitzungsteil-
nehmern kann in vergleichbaren Fällen sofort die weitere An-
wesenheit an dieser Sitzung untersagt werden.

• Das vorsitzende Mitglied vertritt den Ausländerbeirat nach
außen. Es kann auch ein stellvertretendes oder ein anderes
Mitglied beauftragen dies zu tun.

• In der Öffentlichkeit und in den Medien kann das vorsitzende
Mitglied seine Ansichten kundtun ohne den Ausländerbeirat
zu fragen. Ist jedoch über eine Maßnahme ein Beschluss des
Beirates gefallen, muss es dies als Beschluss des Beirates wei-
tergeben (unser Beirat hat beschlossen........).

Solide Geschäftsgrundlagen: Planung ist das halbe Leben

Einladen und
die Sitzung
leiten

Vertretung
nach außen
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• Im Verhinderungsfall gehen diese Aufgaben auf die stellver-
tretenden vorsitzenden Mitglieder nach deren Reihenfolge
über.

• Weiteres regelt die Geschäftsordnung des Ausländerbeirats.

Die Geschäftsstelle eines Ausländerbeirats

Jedes gewählte Gremium, dem ehrenamtliche Mitglieder angehö-
ren, benötigt eine Anlaufstelle, wo die Post eingeht, Informationen
zusammenlaufen und der laufende Schriftwechsel erledigt wird.
Dies gilt für die Mitglieder der Gemeindevertretung in gleichem
Maße wie für die gewählten Ausländervertreter/innen. Der Regelfall
ist, dass ehrenamtlich Tätige während der üblichen Geschäftszeiten
ihrer Erwerbstätigkeit nachgehen und nicht immer in der Lage sind,
tagsüber das Ehrenamt auszuüben.

Am Anfang eines neu gewählten Ausländerbeirates ist es indes
bedeutsam, dass das Gremium innerhalb der Verwaltung anerkannt
und über Vorhaben, die die ausländische Bevölkerung betreffen,
auch rechtzeitig unterrichtet wird. Es hat sich gezeigt, dass an-
fangs sehr penibel darauf geachtet werden muss, dass die Verwal-
tung dieser Verpflichtung auch nachkommt. Dies kann von den
ehrenamtlichen Mitgliedern allein nicht bewältigt werden. Hier ist
ein/e engagierte/r Geschäftsführer/in gefragt. Wenn sich dies erst
durchgesetzt hat, kann die Geschäftsstelle eine wichtige Auskunfts-
und Anlaufstelle für die Verwaltung bei der Durchführung ihrer
täglichen Arbeit sein. Auch die Fraktionen der Gemeindevertretung
werden sich regelmäßig an die Geschäftsstelle wenden, wenn es
der Meinungsbildung der Gemeindevertreter dient.

Es ist jedoch bekannt, dass viele Gemeinden eine Schuldenlast
drückt, die Einsparungen in allen Bereichen erfordert. Aus diesem
Grunde stehen viele Gemeindeverwaltungen der Einrichtung einer
Geschäftsstelle mit einer entsprechenden personellen Ausstattung
skeptisch gegenüber. Die Erfahrungen der vergangenen Jahre zei-
gen jedoch, dass die Arbeit eines Ausländerbeirates ohne eine Ge-
schäftsstelle nicht effizient erfolgen kann.

Geschäftsstelle

Stellvertreter

Anlaufstelle

Ohne Ge-
schäftsstelle
keine effizien-
te Arbeit
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Es hat sich bewährt, innerhalb der Verwaltung ein Büro einzurich-
ten, das mit hauptamtlichem Personal besetzt und direkt einem
Gemeindevorstandsmitglied - in Städten einem Dezernat - unter-
stellt ist. Vielfach wurde bzw. wird die Geschäftsstelle eines Auslän-
derbeirates dem Sozialdezernat zugeordnet. Da der Ausländer-
beirat in erster Linie ein politisches Gremium sein soll und sein
Tätigkeitsfeld alle Bereiche der kommunalen Selbstverwaltung
umfasst, erscheint diese Zuordnung wenig praktikabel.

Empfehlenswert ist es, die Geschäftsstelle direkt beim Bür-
germeister bzw. Oberbürgermeister anzusiedeln. Denn hier laufen
alle politischen Entscheidungen zusammen, die der Geschäftsstel-
le in der Regel dann auch zugänglich sind. Das bedeutet, dass der/
die Geschäftsführer/in regelmäßig an den Dienstbesprechungen
des Dezernates oder des Bürgermeisters teilnimmt und Informa-
tionen erhält, die für die Arbeit des Ausländerbeirates wichtig sind.
Diese müssen dann an den Ausländerbeirat weitergegeben wer-
den, damit er seine Rechte, die ihm die HGO einräumt, auch umfas-
send wahrnehmen kann. Im Gegenzug besteht die Möglichkeit, dass
in den regelmäßig stattfindenden Dienstbesprechungen über den/
die Geschäftsführer/in die Meinung des Ausländerbeirates einfließt.
Dies natürlich nur dann, wenn hier Themen besprochen werden, zu
denen der Ausländerbeirat bereits Beschlüsse gefasst hat. Dies ist
für eine kontinuierliche Arbeit sowohl des Beirates als auch der
Verwaltung von großer Bedeutung.

Mit der Ansiedlung der Geschäftsstelle beim Bürgermeister bzw.
Oberbürgermeister ist des Weiteren gewährleistet, dass Informa-
tionen, die innerhalb der Verwaltung im Umlaufverfahren weiter-
gegeben werden, auch die Geschäftsstelle erreichen. Dies trifft für
die verwaltungsinternen Mitteilungen in gleichem Maße zu wie für
die öffentlichen Bekanntmachungen der Landes- und Bundes-
regierung (Staatsanzeiger des Landes Hessen, Gesetz- und Verord-
nungsblatt, Bundesgesetzblatt, etc.).

Eine weitere wichtige Aufgabe einer Geschäftsstelle ist das Vorbe-
reiten der Sitzungen des Ausländerbeirates und ggf. seiner Unter-
gremien. Es ist nicht damit getan, die Einladungen vorzubereiten
und zu versenden. Zum täglichen Geschäft gehört ferner das Ein-
holen von Informationen und Erstellen von Vorlagen zu Themen,

Ohne Geschäftsstelle keine effiziente Arbeit
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die in der Tagesordnung behandelt werden sollen. Des Weiteren
müssen die Beschlüsse des Ausländerbeirates zusammen mit dem/
der Vorsitzenden bzw. dem Vorstand auch ausgeführt oder auf den
Weg gebracht werden. Das Führen des Protokolls in Plenar- und
Vorstandssitzungen wird in der Regel ebenfalls durch das Personal
der Geschäftsstelle erledigt. Auch das Erarbeiten von Stellungnah-
men oder Pressemitteilungen in Zusammenarbeit mit dem Beirat
sind bedeutsame Betätigungsfelder.

Kein Mitglied eines Ausländerbeirates kann alle Rechtsgrundlagen
kennen. Daher hat ein/e Geschäftsführer/in die Aufgabe, die Mit-
glieder des Ausländerbeirats zu beraten. So z.B. dann, wenn Be-
schlüsse vorbereitet werden, die Gefahr laufen, gegen geltendes
Recht zu verstoßen. Dies kann die HGO ebenso berühren wie örtli-
che Satzungen oder ministerielle Erlasse. Eine entsprechende Be-
ratung soll auch verhindern, dass sich Beschlüsse des Ausländer-
beirates an den falschen Adressaten richten und deshalb abge-
lehnt werden könnten.

Nicht zuletzt wird eine Geschäftsstelle zwangsläufig auch zur An-
laufstelle für Einwohnerinnen und Einwohner aller Nationalitäten -
auch für Deutsche. Hier muss allerdings streng darauf geachtet
werden, dass der Ausländerbeirat bzw. seine Geschäftsstelle nicht
zur Ausländerberatungsstelle wird. Diese Aufgaben - z.B. Hilfestel-
lung beim Ausfüllen von Wohngeld-, Kindergeld- oder Rentenan-
trägen - sollen auch künftig die Beratungsstellen der Wohlfahrts-
verbände oder anderer Institutionen wahrnehmen. Gibt es keine
derartigen Einrichtungen im Zuständigkeitsbereich des Ausländer-
beirates, sollte er sich auf allen Ebenen dafür einsetzen, dass diese
geschaffen werden. Selbstverständlich ist es jedem Mitglied unbe-
nommen, hier engagiert für seine Wählerinnen und Wähler zu wir-
ken. Dies sollte aber nicht die Arbeit der Geschäftsstelle belasten.

Es ist nicht immer leicht sich abzugrenzen, denn einerseits ist der
Ausländerbeirat darauf angewiesen, dass er von den Einwohnerin-
nen und Einwohnern auf Missstände im Alltag sowie auf Probleme
mit der Kommunalverwaltung aufmerksam gemacht wird. Ande-
rerseits darf der Ausländerbeirat bzw. seine Geschäftsstelle die-
ser Beratung keinen zu großen Raum geben, weil sonst seine politi-
sche Arbeit zu kurz kommt.

Wofür ist die Geschäftsstelle zuständig?
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Allerdings sollte es selbstverständlich sein, dass ratsuchende Aus-
länderinnen und Ausländer sich bei Schwierigkeiten und Proble-
men mit der Kommunalverwaltung an die Geschäftsstelle des Aus-
länderbeirates wenden können. Im Rahmen seiner/ihrer Möglich-
keiten sollte der/die Geschäftsführer/in verwaltungsintern zur Lö-
sung der Probleme und Schwierigkeiten beitragen. Für eine/n Ge-
schäftsführer/in als Mitarbeiter/in der Verwaltung ist es in der Re-
gel einfacher, Sachverhalte mit den Bediensteten des Hauses zu
besprechen, als dies für Sozialberater/innen der Wohlfahrtsver-
bände möglich wäre. Sollte sich aber herausstellen, dass sich meh-
rere Ratsuchende über die gleichen Angelegenheiten (das Alltags-
leben oder die Verwaltung betreffend) beschweren oder sich dar-
gestellte Sachverhalte als globales Problem erweisen, ist der
Ausländerbeirat gefordert, auf politischem Weg für eine Verbes-
serung einzutreten.

Eine gut funktionierende Geschäftsstelle ist immer ein Bindeglied
zwischen Ausländerbeirat und Gemeindevorstand, zwischen Aus-
länderbeirat und Verwaltung und nicht zuletzt zwischen Auslän-
derbeirat und Gemeindevertretung. Dies bedeutet jedoch nicht,
dass der/die Geschäftsführer/in allein diese Mittlerfunktion wahr-
nimmt. Bei bedeutsamen und politisch brisanten Themen sollte
das vorsitzende Mitglied des Ausländerbeirates entscheiden, ob es
selbst die entsprechenden Termine wahrnimmt, hiermit ein ande-
res Ausländerbeiratsmitglied beauftragt oder die Teilnahme an die
Geschäftsstelle delegiert.

Die geschilderten Aufgaben machen deutlich, dass zwischen Ge-
schäftsstelle und Ausländerbeirat ein Höchstmaß an Vertrauen er-
forderlich ist. Insofern muss der Ausländerbeirat auch bei der Be-
setzung dieser Position eine Mitsprache haben. Die erste Ge-
schäftsführerin des Ausländerbeirates Kassel wurde auf Vorschlag
des Ausländerbeirates mit dieser Aufgabe betraut. Als sie nach
einiger Zeit aus familiären Gründen ausgeschieden ist, hat der Aus-
länderbeirat erfolgreich eine Ausschreibung dieser Stelle gefor-
dert. An den Vorstellungsgesprächen der Bewerberinnen und Be-
werber haben neben dem zuständigen Amt, der Personalverwal-
tung und dem Personalrat auch Mitglieder des Ausländerbeirates
teilgenommen. Nachdem man sich dann gemeinsam auf eine Per-
son einigte, wurde eine dreimonatige Probezeit vereinbart. Der
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Beirat konnte in diesem Zeitraum feststellen, ob diese Person das
Vertrauen des Gremiums genießt. Erst durch die Zustimmung des
Beirats nach Ablauf der Probezeit wurde die Position des Ge-
schäftsführers endgültig besetzt.

Wenn diese Voraussetzungen gegeben sind, kann eine vertrau-
ensvolle und kontinuierliche Arbeit geleistet werden. Hierzu ist es
erforderlich, dass sich Geschäftsführung und Vorstand bzw. Vorsit-
zende/r regelmäßig, mehrmals wöchentlich zusammensetzen, um
den Gang der laufenden Arbeit zu beraten. Hierzu gehört unter
anderem

� die eingegangene Post zu besprechen,
� abzustimmen, welche Informationen in Kopie oder als Bericht

den anderen Mitgliedern weitergegeben werden,
� die Antworten vorzubereiten,
� Presseerklärungen abzustimmen,
� Inhalte für die Sitzungen des Vorstandes, des Plenums oder der

Ausschüsse zu besprechen,
� Termine zu koordinieren,
� Informationen auszutauschen.

Es hat sich als hilfreich erwiesen, dass diese Gespräche während
den in der Verwaltung üblichen Dienstzeiten stattfinden. Dann kön-
nen beispielsweise Gesprächstermine zwischen Beirat und Verwal-
tung, Dezernenten, Fraktionen ohne Zeitverluste vereinbart wer-
den. In Kassel war und ist man in der glücklichen Lage, dass sich der
Vorsitzende des Ausländerbeirates zu diesen Zeiten beruflich frei-
machen kann. Sollte dies in anderen Beiräten nicht möglich sein,
muss ein anderer Modus gefunden werden. Die Sitzungen des
Vorstandes, des Plenums und der Ausschüsse des Ausländer-
beirates beginnen in der Regel spät nachmittags, sodass die Teil-
nahme den Berufstätigen möglich ist. Dies obwohl für die Sitzun-
gen des Vorstandes und des Plenums Verdienstausfall gewährt
wird, sofern sie zu Zeiten stattfinden, in denen einzelne Mitglieder
ihrer beruflichen Beschäftigung nachgehen, z.B. Schichtarbeiter.

Zusätzlich kann der/die Geschäftsführer/in, wenn es die Zeit er-
laubt, sich um die allgemeine politische und gesellschaftliche
Einflussnahme dieses Gremiums kümmern. Dies muss allerdings
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dem Beirat bzw. der/dem Vorsitzenden/Vorstand bekannt gemacht
werden. Hier einige Beispiele:

� Mitsprache und Beteiligung bei Entscheidungen in der Kom-
mune, die Migranten und Flüchtlinge betreffen

� Unterstützung innerhalb der Verwaltung bei allen die Integra-
tionspolitik berührenden Fragen

� Einberufung von und Teilnahme an ämter- und ressortüber-
greifenden Arbeitsberatungen

� Antidiskriminierungsarbeit, insbesondere Vermittlung zwi-
schen Betroffenen und Behörden/Institutionen

� Entwicklung von Maßnahmen zum Abbau „struktureller Dis-
kriminierung“ (Formulare, Verfahrensweisen, Umgang mit
Klienten usw.)

� Ombuds- und Vermittlungsfunktion bei Konflikten in den Be-
reichen Schule, Polizei und bei anderen Behörden etc.

� Durchführung der Öffentlichkeitsarbeit des politischen Gre-
miums Ausländerbeirat

� Kooperation mit gesellschaftlichen und institutionellen Grup-
pen in der Migrations- und Flüchtlingsarbeit und Koordination
und Fortentwicklung von Einzelaktivitäten

� Unterstützung von Initiativen mit Modellcharakter
� Bearbeitung von Eingaben/Anfragen sowie Beratung von Ein-

zelpersonen, Familien und Vereinen
� Vermittlung von Übersetzungs-, Dolmetscher- und Verwal-

tungshilfen
� Initiierung von Fortbildungsmaßnahmen für alle Zielgruppen
� Unterstützung der Entwicklung von interkultureller Stadtteil-

arbeit
� Förderung des Selbsthilfepotentials und der Partizipations-

möglichkeiten von Ausländern
� Unterstützung der Eigeninitiative von Migranten im Kultur-

und Sportbereich
� Unterstützung der Eigeninitiative von Migranten bei Gewer-

begründungen
� Bekämpfung von Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und Ge-

walt
� Zusammenarbeit mit der Arbeitsgemeinschaft der Auslän-

derbeiräte Hessen, dem Bundesausländerbeirat und den an-
deren Ausländerbeiräten im Kreis bzw. in der Umgebung.

Die Geschäftsstelle kann vielfältige Initiativen ergeifen

Welche
Initiativen
könnten
ergriffen
werden?



81

Zu guter Letzt soll noch einmal verdeutlicht werden, dass es auch
für den/die Geschäftsführer/in nicht immer leicht ist, die vielfälti-
ge Arbeit so auszuüben, wie das von vielen erwartet wird. Er/sie
muss zum einen als Bedienstete/r der Kommune und zum anderen
als Geschäftsführer/in des Ausländerbeirates „zwei Herren“ die-
nen. Dass es hier zu Konflikten kommen kann, liegt auf der Hand,
weil die Interessenlagen durchaus unterschiedlich sein können. Al-
lerdings muss er/sie so viel Zivilcourage besitzen, dass im Kon-
fliktfall immer der Ausländerbeirat Priorität genießt, wenngleich
er/sie der Dienstaufsicht des Gemeindevorstands unterliegt. Dies
ist manchmal ein schwieriger Balanceakt. Hier kommt es ent-
scheidend darauf an, welchen politischen Stellenwert die Gemeinde
ihren Ausländerinnen und Ausländern zumisst und welches Maß an
Eigenständigkeit sie der Geschäftsstelle des Ausländerbeirates
zubilligt.

Dies sollte auch der Ausländerbeirat berücksichtigen, wenn er Kri-
tik an der Amtsführung der Geschäftsstelle übt. Schon im Vorfeld
sollte dann ein Gespräch zwischen Ausländerbeirat und dem/der
Dienstaufsichtsführenden des/der Geschäftsführers/in gesucht
werden. Bei aller Kritik, die oftmals gegen das Personal der Ge-
schäftsstelle laut wird, weil sie nicht gegenüber dem Ausländer-
beirat, sondern gegenüber der Verwaltung weisungsgebunden ist,
soll aber darüber nachgedacht werden, welche Alternativen sich
bieten. Ein Modell, das schon oft diskutiert wurde, ist die Ansied-
lung der Geschäftsstelle außerhalb der Verwaltung. Dies ist durch
die Bestimmungen der HGO problematisch und zudem auch nicht
praktikabel. Denn eine Geschäftsstelle, die außerhalb der Verwal-
tung angesiedelt ist, ist auch von den verwaltungsinternen
Informationssträngen abgeschnitten, so dass auch der
Ausländerbeirat in seiner Arbeit stark behindert wird.

Zu den verwaltungsinternen Informationen gehören auch all jene,
die dem Datenschutz unterliegen. Da ein/e Geschäftsführer/in in-
nerhalb der Verwaltung in der Regel auf den Datenschutz vereidigt
wurde, besteht hier die Möglichkeit an Informationen zu gelangen,
die sonst für den Ausländerbeirat nicht zu erhalten wären (Akten-
einsicht). Er/sie muss diese Daten selbstverständlich auch gegen-
über den Ausländerbeiratsmitgliedern geheim halten, aber gerade
bei der Aufklärung von Sachverhalten, die ausländische

„Die Geschäftsstelle im Spannungsverhältnis“
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Einwohnerinnen und Einwohner der Geschäftsstelle gegenüber
schildern, sind diese Kenntnisse unverzichtbar.

Die immer wieder gestellte Frage, ob der/die Geschäftsführer/in
die deutsche oder eine ausländische Staatsbürgerschaft besitzen
sollte, ist eigentlich unerheblich. Wichtig ist, dass er/sie das Ver-
trauen des Gremiums genießt. Jede/r kann sich in eine Aufgabe
einarbeiten. Bei neu gewählten Beiräten erscheint es aber sinnvoll,
dass diese Tätigkeit von einer Person ausgeübt wird, die die Struk-
turen der Verwaltung kennt. Wenn sowohl Ausländerbeirat als auch
Geschäftsführer/in ganz neu beginnen, ist es ungleich schwerer,
sich innerhalb der Verwaltung Gehör zu verschaffen.

Die Geschäftsstelle des Ausländerbeirats

Einarbeitung
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Mustersatzung für einen Ausländerbeirat

Präambel

Die Stadt/Gemeinde ................ bekennt sich zur Gleichbehandlung aller
Einwohnerinnen und Einwohner in der örtlichen Gemeinschaft. Sie
bejaht die Teilnahme der ausländischen Einwohnerinnen und Einwoh-
ner an der politischen Willensbildung und setzt sich dafür ein, die akti-
ve Beteiligung am politischen Geschehen des demokratischen Ge-
meinwesens durch die Gewährung des Wahlrechts auch für die auslän-
dischen Bürgerinnen und Bürger zu ermöglichen.
Die ausländische Bevölkerung wirkt im Rahmen der rechtlich gegebe-
nen Möglichkeiten durch einen von ihnen demokratisch gewählten
Ausländerbeirat an der politischen Willensbildung der Stadt/Gemeinde
................ mit.

§ 1
Aufgaben

1. Der Ausländerbeirat vertritt die Interessen der ausländischen Ein-
wohnerinnen und Einwohner in der Gemeinde, insbesondere in
bzw. gegenüber deren Organen.

2. Er berät diese in allen Angelegenheiten. Darüber hinaus trägt er
durch seine Arbeit zur Pflege und Verbesserung der Verbindung
und Verständigung zwischen allen Bevölkerungsteilen in ..................
bei.

3. Zu seinen Aufgaben gehört auch, Informations- und kulturelle Ver-
anstaltungen in Zusammenarbeit mit den zuständigen Stellen der
Gemeinde zu fördern und durchzuführen.

§ 2
Rechte und Pflichten

1. Der Gemeindevorstand und die Gemeindevertretung unterrichten
den Ausländerbeirat rechtzeitig über alle Angelegenheiten, deren
Kenntnisse zur Erledigung seiner Aufgaben erforderlich sind. Das
Informationsrecht des Ausländerbeirates wird insbesondere da-
durch gewährleistet, dass alle in der Gemeindevertretung zu
behandelnden Vorlagen an den Ausländerbeirat übersandt wer-
den. Der Gemeindevorstand hat Vorlagen zu allen wichtigen Ange-
legenheiten, die ausländische Einwohnerinnen und Einwohner be-
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treffen, dem Ausländerbeirat rechtzeitig zu übersenden. Ihm ist
außerdem die Tagesordnung zu jeder Sitzung des Gemeinde-
vorstandes rechtzeitig zuzuleiten.

2. Der Ausländerbeirat kann Vorschläge einreichen und Stellungnah-
men abgeben. Die Vorschläge sind als Anträge zu behandeln. Das
zuständige kommunale Organ hat die Vorschläge zu prüfen und
von seiner Entscheidung den Ausländerbeirat unverzüglich zu un-
terrichten.

3. In den Organen der Gemeinde, ihren Ausschüssen und den Orts-
beiräten hat der Ausländerbeirat, in der Regel vertreten durch sein
vorsitzendes Mitglied oder ein stellvertretendes vorsitzendes Mit-
glied, ein Anhörungsrecht. Ihm ist auf Verlangen das Wort zu ertei-
len.

4. Der Ausländerbeirat hat das Recht, mindestens einmal jährlich vor
der Gemeindevertretung einen Bericht über die Lage der ausländi-
schen Bevölkerung abzugeben.

5. Der Ausländerbeirat hat das Recht, die ausländischen sachkundi-
gen Einwohnerinnen und Einwohner für die Kommissionen gemäß
§ 72 Abs. 2 HGO und andere kommunale Einrichtungen zu benen-
nen. Diese sind mit Stimmrecht vertreten.

6. Der Ausländerbeirat kann Wünsche, Anregungen und Fragen über
laufende Angelegenheiten der Verwaltung an den Gemeindevor-
stand herantragen. Der Gemeindevorstand wird solche Wünsche,
Anregungen und Anfragen, die über seine Zuständigkeitsbereiche
hinausgehen, an die zuständigen Behörden und sonstigen Stellen
weiterleiten. Die Verwaltung unterstützt die Arbeit des Ausländer-
beirates.

7. Der Ausländerbeirat hat das Recht, der Arbeitsgemeinschaft der
Ausländerbeiräte Hessen (AGAH) und gegebenenfalls einer Bundes-
organisation beizutreten.

§ 3
Zusammensetzung

Die Zahl der Mitglieder des Ausländerbeirats ist in der Hauptsatzung
bestimmt.

§ 4
Wahlen

Der Wahltag der Ausländerbeiratswahl wird durch Verordnung der
Landesregierung bestimmt.
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§ 5
Sachliche Ausstattung und Geschäftsführung

1. Dem Ausländerbeirat sind die zur Erledigung seiner Aufgaben er-
forderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen, über die er im Rahmen
der haushaltsrechtlichen Vorschriften eigenständig verfügt. Es wird
eine Geschäftsstelle eingerichtet, die mit ausreichendem, qualifi-
ziertem Personal ausgestattet wird. Über die Besetzung bzw. Ein-
stellung des für die Geschäftsstelle tätigen Personals ist im
Einvernehmen mit dem Ausländerbeirat zu entscheiden. Die Ge-
schäftsstelle ist eine selbständige Verwaltungseinheit, die direkt
dem Bürgermeister/Oberbürgermeister unterstellt wird. Weisun-
gen des Dienstvorgesetzten an das Personal der Geschäftsstelle,
die den Aufgabenbereich des Ausländerbeirats betreffen, müssen
vorher mit dem Ausländerbeirat abgesprochen werden.

2. Die Geschäftsstelle des Ausländerbeirates ist berechtigt, mit Zu-
stimmung der Betroffenen und im Einvernehmen mit dem/der zu-
ständigen Dezernent bzw. Dezernentin alle für die Erfüllung der
satzungsmäßigen Aufgaben und Rechte notwendigen Informationen
von den Ämtern einzuholen und Akten einzusehen. Die Ak-
teneinsicht kann nur verweigert werden, wenn rechtliche Be-
stimmungen entgegenstehen. Die Verweigerung ist schriftlich zu
begründen.

§ 6
Anwendung anderer Vorschriften

Im übrigen gelten die Vorschriften der Hessischen Gemeindeordnung
und des Hessischen Kommunalwahlgesetzes in ihrer jeweils gültigen
Fassung.

§ 7
Inkrafttreten

Die Satzung tritt am Tage ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Musterstadt, den....................

....................................
(Unterschrift Bürgermeister)
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Muster-Geschäftsordnung für den Ausländerbeirat

§ 1
Vorstand

Der Ausländerbeirat wählt in seiner ersten Sitzung nach der Wahl aus
seiner Mitte ein vorsitzendes Mitglied und .... stellvertretende vorsit-
zende Mitglieder, deren Reihenfolge festzulegen ist. Dieses Gremium
bildet den Vorstand. Nach Ablauf der Wahlzeit führt das vorsitzende
Mitglied diese Tätigkeit bis zur Neuwahl weiter.

§ 2
Aufgaben des vorsitzenden Mitglieds

1. Das vorsitzende Mitglied lädt zu den Sitzungen des Ausländer-
beirates und seines Vorstandes ein. Es legt die Tagesordnung der
Vorstandssitzungen fest, leitet die Sitzungen beider Gremien und
erteilt das Wort. Zur Führung einer Rednerliste kann es ein stellver-
tretendes Mitglied beauftragen. Will es sich selbst an der Beratung
beteiligen, muss es den Vorsitz zu diesem Tagesordnungspunkt
abgeben.

2. In den Sitzungen übt es das Hausrecht aus. Bei ungebührlichem
oder wiederholtem ordnungswidrigen Verhalten von Mitgliedern
kann es diesen Ordnungsrufe erteilen. Nach dem dritten Ordnungs-
ruf innerhalb einer Sitzung ist das Wort zu entziehen. In besonders
schwerwiegenden Fällen kann es das Mitglied für den Fortgang
dieser Sitzung ausschließen. Anderen Sitzungsteilnehmern kann
in vergleichbaren Fällen sofort die weitere Anwesenheit an dieser
Sitzung untersagt werden.

3. Das vorsitzende Mitglied vertritt den Ausländerbeirat nach außen.
Es kann hiermit auch ein anderes Mitglied beauftragen.

4. Im Verhinderungsfall gehen diese Aufgaben auf die stellvertreten-
den vorsitzenden Mitglieder nach deren Reihenfolge über.

§ 3
Aufgaben des Vorstandes

1. Der Vorstand führt die Beschlüsse des Plenums aus und legt die
Tagesordnung der Plenarsitzungen fest. Der Vorstand kann Aufga-
ben auf einzelne Mitglieder übertragen.

2. Der Vorstand koordiniert die Arbeit des Ausländerbeirates und sei-
ner Fachausschüsse.

Muster-Geschäftsordnung
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3. Er bedient sich für die Wahrnehmung seiner Aufgaben der Ge-
schäftsstelle.

§ 4
Einladungen

1. Das vorsitzende Mitglied oder das nachfolgende stellvertretende
vorsitzende Mitglied lädt zu den Sitzungen des Ausländerbeirates
unter Angabe der Tagesordnung schriftlich ein. Zwischen dem
Zugang der Ladung und dem Sitzungstag müssen mindestens drei
Tage liegen. In eiligen Fällen kann das vorsitzende Mitglied die La-
dungsfrist abkürzen, jedoch muss die Ladung spätestens am Tage
vor der Sitzung zugehen. Hierauf muss in der Einladung ausdrücklich
hingewiesen werden.

2. Für Einladungen zu Vorstands- oder Fachausschusssitzungen gel-
ten die in Absatz 1 genannten Regelungen entsprechend.

§ 5
Sitzungen des Plenums

1. Die Sitzungen des Plenums sind öffentlich. Bei einzelnen
Tagesordnungspunkten ist der Ausschluss der Öffentlichkeit mög-
lich, wenn dies aus der Tagesordnung hervorgeht oder wenn dies
vom Plenum in nichtöffentlicher Sitzung beschlossen wird.

2. Die Sitzungen erfolgen nach Bedarf, mindestens jedoch vier mal im
Kalenderjahr. Die Termine werden vom Vorstand am Ende eines
Jahres für das kommende Jahr festgelegt. Der Ausländerbeirat
muss unverzüglich einberufen werden, wenn dies von einem Vier-
tel der gewählten Mitglieder schriftlich unter Angabe der zur Ver-
handlung anstehenden Gegenstände verlangt wird. Die Sitzungen
sollen im Rathaus stattfinden.

3. Mit Mehrheit der anwesenden Mitglieder kann die Tagesordnung zu
Beginn der Sitzung mit Ausnahme der Gegenstände nach §§ 9, 10
und 13 dieser Geschäftsordnung verkürzt werden. Die Aufnahme
weiterer Tagesordnungspunkte, über die verhandelt und entschie-
den werden soll, bedarf der Zustimmung von Zweidritteln der
gesetzlichen Zahl der Ausländerbeiratsmitglieder.

4. Zu einzelnen Tagesordnungspunkten können Sachverständige ein-
geladen werden.

5. Der/Die Geschäftsführer/in und hauptamtliche Magistratsmitglieder
können mit Zustimmung des Ausländerbeirates auch an nichtöf-
fentlichen Sitzungen teilnehmen.

Muster-Geschäftsordnung
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6. Die Sitzungssprache ist deutsch.
7. Rederecht in den Plenar- und Vorstandssitzungen haben grund-

sätzlich nur Ausländerbeiratsmitglieder, der/die Geschäftsführer/
in und eingeladene Sachverständige. Anderen kann vom vorsitzen-
den Mitglied Rederecht gewährt werden.

8. Die Redezeit soll in Diskussionsreden höchstens fünf Minuten be-
tragen. Jedem/r Redner/in ist zu einem Tagesordnungspunkt nur
einmal das Wort zu erteilen. Ein/e Antragsteller/in hat zur Begrün-
dung des Antrags eine Redezeit von maximal zehn Minuten. Ihm/
ihr ist nach dem Ende der Diskussion, vor der Abstimmung auf
Verlangen noch einmal das Wort zu erteilen. Die Redezeit ist dann
aber nur noch auf fünf Minuten begrenzt. Der Vorstand kann zu
wesentlichen Tagesordnungspunkten die Redezeitbegrenzung auf-
heben.

§ 6
Sitzungen des Vorstandes

1. Der Vorstand tritt bei Bedarf, mindestens jedoch sechsmal im Ka-
lenderjahr zusammen. Die Sitzungen sind nichtöffentlich. Jedes
gewählte Mitglied und der/die Geschäftsführer/in haben das Recht,
an den Sitzungen mit beratender Stimme teilzunehmen. Die
Sitzungstermine sind allen Ausländerbeiratsmitgliedern bekannt-
zugeben.

2. Zu einzelnen Tagesordnungspunkten können weitere Personen ein-
geladen werden, die beratend mitwirken.

3. Die Sitzungstermine werden vom Vorstand festgelegt.
4. § 5 Abs. 6 gilt entsprechend.

§ 7
Beschlussfähigkeit

1. Die Sitzungen des Ausländerbeirates und des Vorstandes sind
beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend
sind. Der Sitzungsleiter stellt die Beschlussfähigkeit zu Beginn der
Sitzung fest. Sie gilt solange als gegeben, bis auf Antrag das Ge-
genteil festgestellt wird.

2. Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfähigkeit zurückgestellt
worden und tritt der Ausländerbeirat über den selben Gegenstand
zum zweiten Mal zusammen, ist er ohne Rücksicht auf die Zahl der
Erschienenen beschlussfähig. Dies gilt nicht bei Wahlen, Abwahlen
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und Änderungen dieser Geschäftsordnung. Zwischen den beiden
Sitzungen müssen mindestens drei Tage liegen. In der Einladung
zur zweiten Sitzung muss auf diese Bestimmung ausdrücklich hin-
gewiesen werden.

3. Die Sitzungen der Fachausschüsse sind ungeachtet der Anzahl der
Anwesenden beschlussfähig.

§ 8
Anträge

1. Jedes gewählte Mitglied des Ausländerbeirates und die Fachaus-
schüsse haben das Recht, Anträge an das Plenum zu stellen. Anträ-
ge auf finanzielle Unterstützung können auch von den ausländi-
schen Vereinen, Initiativen, etc. gestellt werden.

2. Die Anträge sind schriftlich zu stellen und mit der Einladung zu
versenden. In eiligen Fällen sind Dringlichkeitsanträge möglich. Ob
Dringlichkeit vorliegt, entscheidet der Ausländerbeirat vor der Bera-
tung über diesen Antrag.

3. Geschäftsordnungsanträge sind innerhalb der Sitzungen jederzeit
mündlich möglich. In diesem Fall ist dem antragstellenden Mitglied
außerhalb der Rednerliste das Wort zu erteilen.

4. Anträge auf Schluss der Debatte oder Abschluss der Rednerliste
können nur von Mitgliedern gestellt werden, die sich nicht an der
Diskussion beteiligt haben.

§ 9
Abstimmungen, Wahlen

1. Soweit nichts anderes bestimmt ist, werden Beschlüsse mit der
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Bei Stimmengleich-
heit ist ein Antrag abgelehnt. Stimmenthaltungen und ungültige
Stimmen zählen zur Berechnung der Mehrheit nicht mit.

2. Für die Wahl des vorsitzenden Mitglieds und der stellvertretenden
vorsitzenden Mitglieder ist aus der Mitte des Ausländerbeirates ein
Wahlvorstand aus mindestens drei Personen zu bilden. Bewerber
können dem Wahlvorstand nicht angehören.

3. Die Wahl des vorsitzenden Mitglieds ist geheim, getrennt von der
Wahl der stellvertretenden vorsitzenden Mitglieder und nach den
Grundsätzen der Mehrheitswahl durchzuführen. Die stellvertreten-
den vorsitzenden Mitglieder werden in einer gemeinsamen, gehei-
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men Wahl nach den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt. Für
die Wahl der stellvertretenden vorsitzenden Mitglieder kann auch
ein gemeinsamer Wahlvorschlag eingereicht werden.

4. Für die Wahl des vorsitzenden Mitglieds ist die Mehrheit der abge-
gebenen gültigen Stimmen erforderlich. Wird diese im ersten Wahl-
gang nicht erreicht, erfolgt eine Stichwahl zwischen den beiden
Bewerber/innen, die die meisten Stimmen auf sich vereinigen konn-
ten. Besteht im zweiten Wahlgang Stimmengleichheit, ist ein erneu-
ter Wahlgang erforderlich. Besteht wiederum Stimmengleichheit,
entscheidet das Los.

5. Wahlen müssen in jedem Fall in der Einladung angekündigt werden.
Sie dürfen nicht nachträglich in die Tagesordnung aufgenommen
werden und auch nicht in einer Eilsitzung (§ 4 Abs. 1, Satz 3) erfol-
gen.

6. Gewählt werden kann nur, wer während des Wahlganges anwesend
ist oder wer schriftlich seine Bereitschaft für die Kandidatur erklärt
hat.

§ 10
Rücktritt, Abwahl

1. Jedes Mitglied des Vorstandes hat das Recht, jederzeit von seinem
Amt zurückzutreten. Der Rücktritt ist dem Ausländerbeirat schrift-
lich zu erklären.

2. Treten innerhalb von zwei Wochen mehr als die Hälfte der Vor-
standsmitglieder zurück, muss der gesamte Vorstand neu gewählt
werden. In diesem Fall bleibt das vorsitzende Mitglied solange im
Amt, bis ein neues vorsitzendes Mitglied gewählt wurde.

3. Einzelne Vorstandsmitglieder können mit einer Mehrheit von drei
Vierteln der anwesenden Ausländerbeiratsmitglieder abgewählt
werden. Die Abwahl muss in der Einladung angekündigt werden.
Sie darf nicht nachträglich in die Tagesordnung aufgenommen
werden und auch nicht in einer Eilsitzung (§ 4 Abs. 1, Satz 3) erfol-
gen.

§ 11
Ausschüsse

1. Der Ausländerbeirat kann für vorbereitende Arbeiten Fachausschüs-
se bilden. Dies können ständige oder sachlich bzw. zeitlich begrenzte
Ausschüsse sein.

Muster-Geschäftsordnung
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2. Die Ausschussmitglieder wählen aus ihrer Mitte ein vorsitzendes
Mitglied und ein stellvertretendes vorsitzendes Mitglied, die gewählte
Mitglieder des Ausländerbeirates sein sollen. Des Weiteren wird ein
schriftführendes Mitglied gewählt. Dem Ausschuss können auch
fachlich qualifizierte Personen außerhalb des Ausländerbeirates
angehören. Alle ständigen Ausschussmitglieder sind stimmberech-
tigt. Wer ständiges Ausschussmitglied ist, legt der Ausschuss selbst
fest. Fehlt ein ständiges Mitglied dreimal in Folge unentschuldigt,
verliert es sein Stimmrecht.

3. Die Außenvertretung der Ausschüsse erfolgt durch das vorsitzen-
de Mitglied des Ausländerbeirates oder eines beauftragten stellver-
tretenden Mitglieds.

4. Die Ausschüsse tagen nach Bedarf. Die Sitzungstermine und die
Tagesordnung werden vom vorsitzenden Ausschussmitglied fest-
gelegt und auch den Ausländerbeiratsmitgliedern bekanntgegeben.
Es lädt auch zu den Sitzungen ein. Im Verhinderungsfall gehen
diese Aufgaben auf das stellvertretende vorsitzende Aus-
schussmitglied über.

5. Für die Form und Frist der Einladung, die Sitzungssprache, den
Inhalt der Niederschrift und die Leitung der Sitzung gelten die Be-
stimmungen der Plenar- und Vorstandssitzungen entsprechend.

6. Jeder Ausschuss hat am Jahresende oder nach Beendigung seiner
ihm übertragenen Arbeit einen schriftlichen Tätigkeitsbericht ab-
zugeben.

§ 12
Niederschriften

1. Von allen Sitzungen sind Niederschriften anzufertigen. In Plenar-
und Vorstandssitzungen werden diese in der Regel vom Personal
der Geschäftsstelle angefertigt. Sie müssen enthalten:
♦ Tag, Ort, Beginn und Ende der Sitzung,
♦ die zur Verhandlung anstehenden Gegenstände,
♦ die gestellten Anträge und die gefassten Beschlüsse mit ihrem

Abstimmungsergebnis,
♦ eine Anwesenheitsliste. Bei abwesenden Mitgliedern ist zu ver-

merken, ob sie entschuldigt oder unentschuldigt gefehlt ha-
ben.

2. Die Niederschrift ist vom Protokollführer bzw. der Protokollführe-
rin und dem sitzungsleitenden Mitglied zu unterschreiben. Sie ist in
der folgenden Sitzung vom jeweiligen Gremium zu genehmigen.
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3. Niederschriften der Plenar-, Vorstands- und Ausschusssitzungen
sind allen Ausländerbeiratsmitgliedern rechtzeitig vor der folgen-
den Sitzung zuzuleiten.

4. Niederschriften des Vorstandes und der Fachausschüsse sind
grundsätzlich nicht zu veröffentlichen oder an Dritte weiterzuge-
ben. Genehmigte Niederschriften des Plenums können veröffent-
licht und Interessierten zugänglich gemacht werden. Ausgenommen
sind Gegenstände die in nichtöffentlicher Sitzung behandelt wur-
den.

§ 13
Änderung der Geschäftsordnung

Diese Geschäftsordnung kann mit der Mehrheit von Zweidritteln der
gesetzlichen Zahl der Ausländerbeiratsmitglieder geändert werden.
Die Änderung muss in der Einladung angekündigt sein. Sie darf nicht
nachträglich in die Tagesordnung aufgenommen werden und auch nicht
in einer Eilsitzung (§ 4 Abs. 1, Satz 3) erfolgen.

§ 14
Inkrafttreten

Diese Geschäftsordnung tritt am Tage der Beschlussfassung durch
den Ausländerbeirat in Kraft.

Musterstadt, den  .....................................................
(Datum der Beschlussfassung)

Stadt Musterstadt
- Der Ausländerbeirat -

Unterschrift

......................................
vorsitzendes Mitglied

Muster-Geschäftsordnung
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Hauptsatzung

Jede Gemeinde hat eine Hauptsatzung. Sie ist eine Pflichtsatzung nach
§ 6 HGO. Hier sind Grundsätzlichkeiten festgelegt. Beispielsweise wird
hier geregelt, wie viele hauptamtliche Magistratsmitglieder bzw. Beige-
ordnete die Gemeinde haben soll, in welcher Form öffentliche Bekannt-
machungen erscheinen müssen, welches Wappen eine Gemeinde hat,
wie die Ortsbezirksgrenzen für die Ortsbeiräte festgelegt sind.

Nach § 84 HGO muss die Hauptsatzung auch regeln, wie viele Mitglie-
der dem Ausländerbeirat angehören sollen. Darüber hinaus muss sie
auch festlegen, wenn eine Briefwahl für die Ausländerbeiratswahl zuge-
lassen wird (§ 58 KWG).

Nachfolgend ist ein Muster einer Hauptsatzung, den Bereich des Aus-
länderbeirats betreffend, abgedruckt.

Muster eines Auszugs der HauptsatzungMuster eines Auszugs der HauptsatzungMuster eines Auszugs der HauptsatzungMuster eines Auszugs der HauptsatzungMuster eines Auszugs der Hauptsatzung

§ ...

1. In der Stadt/Gemeinde .............. wird gemäß §§ 84 ff der
HGO ein Ausländerbeirat eingerichtet.

2. Der Ausländerbeirat besteht aus ... Mitgliedern.
3. Eine Briefwahl findet statt.
4. Näheres regelt die Satzung über den Ausländerbeirat.

Musterstadt, den ...........

Hauptsatzung

Briefwahl
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Die AGAH-LAB: Alles hat mal klein angefangen

Die AGAH-LAB ist der seit 1983 bestehende Landesverband der
kommunalen Ausländerbeiräte in Hessen. Mittlerweile gehören ihr
Ausländerbeiräte aus weit über 100 Gemeinden und Kreisen an.

Die AGAH-LAB ist die politische Interessenvertretung der Migrant/
innen auf Landesebene und beschäftigt sich mit allen Themen, die
die ausländischen Einwohnerinnen und Einwohner Hessens betref-
fen. Dazu gehören u.a. Fragen der politischen Partizipation, der
rechtlichen, wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und kulturellen Si-
tuation der Einwanderer/innen. Weitere Themen sind Flüchtlinge
und Asyl, Frauen, die Schul- und Ausbildungssituation, ausländi-
sche Senioren und vieles mehr. Als Dachorganisation vertritt sie
zudem die Belange ihrer Mitglieder, der demokratisch gewählten
Ausländerbeiräte.

Zielsetzung der AGAH-LAB ist die rechtliche, politische, soziale und
gesellschaftliche Gleichstellung von Nichtdeutschen und Deutschen
sowie die Beseitigung von Missständen und Benachteiligungen. Be-
sondere Bedeutung misst sie dem Wahlrecht für Ausländer/innen
und der Bekämpfung von Vorurteilen und Rassismus bei.

Koordinierung der Arbeit der Aus-

länderbeiräte und Förderung des

Erfahrungs- und Informations-

austausches durch

� Arbeitsgruppen

� Seminare

� Beiratsbesuche

� Regionaltreffen

� Landestreffen

Gemeinsame Aktionen aufLandes- und Regionalebene,z.B. durch
� Plakataktion (1999 zur Land-tagswahl gegen die KampagneDoppelte Staatsangehörigkeit)� Ausländerbeiratswahlen� Muttersprachlicher Unterricht� Landesweite Aktionen(„Toleranzmeile Hessen“ – 1999zur Landtagswahl gegen dieKampagne zur doppeltenStaatsbürgerschaft)

Ziele:
� Rechtliche Gleichstellung

� Politische Gleichberechtigung

� Soziale Gleichstellung

� Wirtschaftliche Gleichstellung

� Beseitigung von institutionel-

ler und gesellschaftlicher

Diskriminierung

� Abbau von Rassismus

Was will die AGAH? Was macht die AGAH?
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Interessenvertretung

Interessenvertretung

Interessenvertretung

Interessenvertretung

Interessenvertretung
gegenüber Landtag / Landesregierung
• Beschluss des Kabinetts: Informationspflicht gegenüber der AGAH

• Anhörung bei Gesetzes- und Verordnungsentwürfen

• Stellungnahmen zu allen Sachthemen in der Ausländerpolitik

• Regelmäßige Gespräche mit allen Fraktionen im Landtag

• Regelmäßige Gespräche mit Minister/innen und dem Ministerpräsi-

denten und zusätzliche Fachgespräche

• Schriftliche Anfragen

Was will die AGAH? Was macht die AGAH?

Beratung und Hilfestellung
z.B. in kommunalrechtlichen
Fragen
• bei beiratsinternen Problemen
• bei Problemen mit der

Verwaltung
• bei konkreten Themen

Handwerkszeug für
Ausländerbeiräte
� Kommunale Selbstverwaltung

� Kommunalpolitik
� Kommunalrecht
� Finanz und Haushaltsrecht

� Kommunikationstraining

� Rhetorik / Verhandlungsführung

� Öffentlichkeitsarbeit

� Arbeit der Ausländerbeiräte

� Selbstverständnis der Ausländerbeiräte

Politische Themen

� Rassismus und Antidiskriminierungsarbeit

� Politische Mitbestimmung

� Arbeitsmarkt, Arbeitsrecht, Arbeitsförderungsgesetz

� Ausländerrecht und Ausländerbehörden, Justiz und Polizei

� Einwanderung, Einbürgerung, Doppelte Staatsangehörigkeit

� Kinder und Jugendliche, Frauen und Senior/innen

� Melderecht, Datenschutz, Wahlrecht, Kommunalrecht

� Europa, Europäische Union

� Sozialrecht und Soziales

� Integration
� Medien, Schule, Bildung, Religion

� Landesentwicklung und Städtebau

� Asyl und Flüchtlinge
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Zur Erreichung dieser Ziele stehen der AGAH im wesentlichen vier
Wege zur Verfügung:

1. Die Zusammenarbeit und der Dialog mit den Parteien, Fraktionen im
Hessischen Landtag und der Landesregierung. Durch Eingaben,
Stellungnahmen, Beratung und Gespräche wird versucht,
Einflussnahme auf Gesetzgebung und Regierung zugunsten der aus-
ländischen Bevölkerung und der Ausländerbeiräte zu nehmen. Die
AGAH ist seit 1993 offiziell als Gesprächspartnerin der Landesregie-
rung anerkannt, sie wird zunehmend in Gesetzes- und Verordnungs-
verfahren einbezogen und ist mit Sitz in verschiedenen Gremien
vertreten.

2. Zusammenarbeit mit gesellschaftlich relevanten Organisationen auf
Landesebene, Verbänden und Initiativen in der Ausländerarbeit so-
wie gleichgearteten Organisationen in anderen Bundesländern.

3. Unterstützung der Ausländerbeiräte durch Beratung, Erfahrungs-
austausch, Fortbildungsangebote und Koordinierung gemeinsamer
Aktivitäten.

4. Öffentlichkeitsarbeit durch Veranstaltungen, Tagungen, Presse-
informationen, Veröffentlichungen.

Die Organe der AGAH sind die Mitgliederversammlung und der Vor-
stand. Für die Meinungsbildung in Fachfragen hat der Verband Fach-
ausschüsse gebildet. Die Mitgliederversammlung tritt sechsmal jähr-
lich zusammen, die Fachausschüsse treffen sich nach Bedarf.

Fazit:
� Demokratische Interessenvertretung ist wichtig, aber kein Ersatz

für das volle Wahlrecht.
� Zugang zur ausländischen Bevölkerung durch Anbindung an Ver-

eine, brauchen aber Unterstützung.
� Vermittlerrolle bei Konflikten, aber keine Sozialarbeit oder Dolmet-

schertätigkeit – wie von manchen gewünscht wird.
� Herausstellung von Problemen und Verhandlung über Lösungen.
� Die AGAH wirkt integrationsfördernd, fördert Verständnis für die

Situation der Nichtdeutschen.

Wo und wie wirkt die AGAH mit?
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Im Überblick: Wo wirkt die AGAH mit?
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Die Delegiertenversammlung (Plenum)

Das höchste Organ der AGAH ist das Plenum. Seine Zusammen-
setzung und Kompetenz ist durch die Satzung der AGAH geregelt.
Das Plenum der AGAH wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden
und mehrere stellvertretende Vorsitzende. Sie repräsentieren die
AGAH nach außen, sind ihre Sprecher und führen die offiziellen
Verhandlungen. Der Vorstand ist an die Weisungen des Plenums
gebunden und muss seine Beschlüsse durchführen. Eine wichtige
Aufgabe des Vorstandes ist die der Koordination, um die Zusam-
menarbeit zwischen den Ausländerbeiräten zu gewährleisten.

Die Delegierten werden aus der Mitte der demokratisch gewählten
Ausländerbeiräte gewählt und zum Plenum entsandt. Sie treffen
fünf- bis sechsmal jährlich zusammen, um alle anfallenden inhaltli-
chen Fragen und politischen Themen, die durch die Beiräte oder die
Arbeitsgruppen aufgeworfen und angeregt wurden, zu diskutieren
sowie organisatorische Maßnahmen zur Erleichterung der Arbeit
zu treffen. Alle Delegierten und Mitgliedsbeiräte haben im Plenum
ein Antrags- und Rederecht. Dadurch werden Themen und Schwer-
punkte der einzelnen Beiräte an die AGAH herangetragen und dis-
kutiert. Das Plenum regelt
sein Verfahren, seine Ar-
beitsweise und seine innere
Struktur in einer von ihm
selbst verabschiedeten Sat-
zung sowie einer Geschäfts-
ordnung, die anschließend ebenfalls dokumentiert wird. Das Ple-
num ist das höchste Entscheidungs- und Kontrollorgan der AGAH
und seine Beschlüsse sind bindend und bilden die Grundlage der
Aktivitäten.
Infolge eines langjährigen Engagements und Einsatzes des dama-
ligen Vorstandes und der Geschäftsführung der AGAH fasste die
damalige Landesregierung aus CDU und FDP den Beschluss, der
AGAH für das Jahr 1990 finanzielle Unterstützung in Höhe von
200.000 DM zur Bewältigung ihrer umfangreichen Aufgaben zu
gewähren. Mitte 1990 wurden sodann auf Beschluss des AGAH-
Plenums eine Geschäftsführerin und eine Sachbearbeiterin einge-
stellt und die materiellen Voraussetzungen (Büroräume in Wiesba-
den, Büromöbel, Kopierer etc.) geschaffen.

Wir verweisen hier auf die Satzung
und Geschäftsordnung der AGAH, die
auf den nachfolgenden Seiten  doku-
mentiert werden.

Die AGAH näher betrachtet: das Plenum

Delegierte

Antrags- und
Rederecht

Professionell
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1991 wurde der Haushalt der AGAH von der zwischenzeitlich ins
Amt gekommenen Landesregierung aus SPD und GRÜNEN aufge-
stockt, sodass zwei weitere Mitarbeiter/innen (Referent und zu-
sätzliche Sachbearbeiterin) eingestellt werden konnten. Ausge-
hend von den gewachsenen Aufgaben der AGAH seit der Veranke-
rung der Beiräte in der HGO wurden die Mittel für Personal noch
weitere Male – zuletzt im Jahre 2002 – erhöht, um weitere Mitar-
beiter/innen für die Geschäftsstelle einstellen zu können.

Die AGAH-Geschäftsstelle

Finanzielle
Ausstattung
erhöht

Schwarz auf weiß:
Aktivitäten und Initiativen

von Vorstand und
Geschäftsstelle der AGAH

zusammengefaßt im

Jahresbericht
2000/2001

Auf über 300 Seiten
bietet der Jahresbericht

einen detaillierten Überblick der
vielfältigen Aufgabenpalette und

geleisteten Arbeit im Berichtszeitraum.

Anzufordern von der
AGAH-Geschäftsstelle.
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Satzung und Geschäftsordnung der AGAH/LAB

Satzung der Arbeitsgemeinschaft der Ausländerbeiräte Hessen -
Landesausländer/innenbeirat (AGAH-LAB)

Stand: 08. April 2000

§ 1
Name und Sitz

1. Der Verein führt den Namen „Arbeitsgemeinschaft der Ausländer-
beiräte Hessen (AGAH) - Landesausländer/innenbeirat e.V.“, im fol-
genden AGAH-LAB     genannt.

2. Die AGAH-LAB ist in das Vereinsregister beim Amtsgericht einge-
tragen.

3. Die AGAH-LAB hat ihren Sitz in Wiesbaden.
4. Das Geschäftsjahr der AGAH-LAB ist das Kalenderjahr.

§ 2
AUFGABEN, ZWECK, ZIELE

1. Die AGAH-LAB ist das Vertretungsorgan der ausländischen Bevöl-
kerung Hessens auf Landesebene.

2. Sie dient der politischen Meinungsbildung und Willensartikulation
der ausländischen Einwohner/innen in Hessen, mit dem Ziel, die
politische, rechtliche und gesellschaftliche Gleichstellung von deut-
schen Staatsangehörigen und Ausländer/innen herzustellen.

3. Sie versteht sich als legitimierte Gesprächspartnerin gegenüber
dem Landtag, der Landesregierung, allen relevanten Organisatio-
nen auf Landesebene sowie ähnlichen Ausländergremien in ande-
ren Bundesländern.

4. Sie dient dem Erfahrungs- und Informationsaustausch unter den
Ausländerbeiräten und koordiniert deren Arbeit.

5. Sie fördert die Fortbildung der Mitglieder der Ausländerbeiräte.
6. Sie leistet Hilfe bei der Bildung neuer demokratisch gewählter Aus-

länderbeiräte.
7. Sie setzt sich ein für die konstruktive Zusammenarbeit und Ver-

ständigung zwischen hessischen Einwohner/innen unterschiedli-
cher Herkunft.

§ 3
GEMEINNÜTZIGKEIT

1. Die AGAH-LAB ist selbstlos tätig. Sie verfolgt nicht in erster Linie
eigenwirtschaftliche Zwecke, sondern ausschließlich und unmit-

Schwarz auf weiß: die Satzung der AGAH
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telbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbe-
günstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.

2. Mittel der AGAH-LAB dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke
verwendet werden. Die Mitglieder dürfen keine Gewinnanteile und
in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine sonstigen Zuwen-
dungen aus Mitteln der AGAH-LAB erhalten.

3. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körper-
schaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütun-
gen begünstigt werden.

§ 4
MITGLIEDSCHAFT

1. Mitglied kann jeder demokratisch gewählte Ausländerbeirat in Hes-
sen werden.

2. Kreisausländerbeiräte, die sich nach dem Delegationsprinzip aus
direkt gewählten gemeindlichen Ausländerbeiräten bilden, können
Mitglieder der AGAH-LAB werden.

3. Kreisausländerbeiräte, die weder demokratisch und direkt gewählt
sind, noch nach dem Delegationsprinzip aus direkt gewählten
gemeindlichen Ausländerbeiräten gebildet wurden, sowie
gemeindliche Ausländerbeiräte, die nicht aus einer demokratischen
Direktwahl hervorgegangen sind, können auf Antrag als Gäste an
den Sitzungen der AGAH-LAB teilnehmen.

4. Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftli-
cher Aufnahmeantrag, unter Angabe, dass der Ausländerbeirat nach
den Vorschriften der Hessischen Gemeindeordnung und des Hes-
sischen Kommunalwahlgesetzes gewählt wurde oder begleitet
durch die Satzung und Wahlordnung des antragstellenden Aus-
länderbeirates.

5. Auf Empfehlung des Vorstandes entscheidet das Plenum der AGAH-
LAB mit einfacher Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten
Delegierten über den Aufnahmeantrag.

6. Vor Aufnahme eines neuen Ausländerbeirates in die AGAH-LAB
sind die Geschäftsordnung und die Satzung der AGAH-LAB dem
neuen Mitgliedsbeirat zur Verfügung zu stellen.

§ 5
BEENDIGUNG DER MITGLIEDSCHAFT

1. Die Mitgliedschaft eines Ausländerbeirates endet durch Austritt oder
Ausschluss.

2. Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung an den Vorstand.
3. Ein Mitgliedsausländerbeirat kann auf Empfehlung des Vorstandes

durch einen Beschluss des Plenums ausgeschlossen werden, wenn

Satzung der AGAH
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der Ausländerbeirat schuldhaft oder in grober Weise die Interes-
sen der AGAH-LAB verletzt oder gegen deren Ziele verstoßen hat.

4. Der Ausschluss eines Mitgliedsausländerbeirates muss in der Ein-
ladung zwei Wochen vor der Sitzung der AGAH-LAB in der Tages-
ordnung angekündigt werden.

5. Der auszuschließende Ausländerbeirat soll die Gelegenheit erhal-
ten, vor dem Ausschluß in der Mitgliederversammlung zu den Vor-
würfen Stellung zu nehmen.

6. Der Beschluss des Plenums über den Ausschluss bedarf einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der Gesamtheit der anwesenden stimmbe-
rechtigten Delegierten.
Mit der Einladung muss der Antrag auf Ausschluss als Tagesord-
nungspunkt bekannt gemacht und auf dieses Verfahren hingewie-
sen werden.

§ 6
MITGLIEDSBEITRÄGE

1. Bei Aufnahme in die AGAH-LAB verpflichtet sich der Ausländer-
beirat, einen Jahresbeitrag zu entrichten.

2. Der Jahresbeitrag wird von der Delegiertenversammlung (Plenum)
festgesetzt. Beitragsjahr ist das Kalenderjahr.

3. Der Jahresbeitrag wird zum 01. Januar eines jeden Jahres fällig.

§ 7
ORGANE DES VEREINS

Organe des Vereins sind:
1. Die Mitgliederversammlung (Plenum)
2. Der Vorstand

§ 8
DIE MITGLIEDERVERSAMMLUNG (PLENUM)

1. Die Mitgliederversammlung setzt sich aus stimmberechtigten Dele-
gierten der Mitgliedsbeiräte zusammen.

2. Zur Mitgliederversammlung können mit Stimmrecht entsenden:
Mitgliedsbeiräte aus Kommunen/Landkreisen
bis 20.000 ausländische Einwohner/innen 1 Delegierte/n
20.001 bis 100.000 ausländische Einw. 2 Delegierte
über 100.000 ausländische Einw. 3 Delegierte
Maßgeblich für die Feststellung der Delegiertenzahl sind die jeweils
vom Hessischen Statistischen Landesamt zuletzt zum 31. Dezem-
ber festgestellten und veröffentlichten Einwohnerzahlen.
Die stimmberechtigten Delegierten  müssen stimmberechtigte Mit-
glieder eines gemeindlichen Ausländerbeirates oder eines direkt
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gewählten Kreisausländerbeirates sein.
3. Die Sitzungen der AGAH-LAB finden je nach Bedarf - mindestens

jedoch viermal im Jahr - statt. Bei Bedarf werden Sitzungstermine
und Ort jeweils vom Plenum der vorausgehenden Sitzung festge-
legt.

4. Die Sitzungstermine werden im Oktober des vorausgehenden Ge-
schäftsjahres vom Vorstand festgelegt.

5. Zu jeder Sitzung ist die Einladung mit Tagesordnung schriftlich
zwei Wochen vor dem Sitzungstermin durch die Geschäftsstelle
zu verschicken. In dringenden Fällen ist die Ladungsfrist auf eine
Woche zu verkürzen. Bei Wahlen, Satzungsänderung oder Antrag
auf Ausschluss ist die verkürzte Ladungsfrist nicht zulässig.

6. Die Sitzungen der AGAH-LAB sind öffentlich. Aus besonderen Grün-
den kann mit der Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten
Delegierten der Ausschluss der Öffentlichkeit beschlossen werden.
Die Begründung und Abstimmung erfolgt in nichtöffentlicher Sit-
zung.

7. Nicht stimmberechtigte Mitglieder von Ausländerbeiräten, die Mit-
glied der AGAH-LAB sind, können an den Delegiertenversammlun-
gen mit Rederecht teilnehmen. Organisationen und sachkundige
Personen können auf Einladung des Vorstandes als Gäste an den
Sitzungen beratend teilnehmen. Die Zusammenarbeit mit Dachor-
ganisationen der Migrant/innen ist erstrebenswert.

8. Die Sitzungen werden vom Vorstand einberufen. Eine außerordent-
liche Sitzung ist einzuberufen, wenn ein Drittel der Mitgliedsaus-
länderbeiräte dies schriftlich unter Angabe von Zweck und Grün-
den beantragt.

9. Die Sitzungssprache ist Deutsch.
10. Die Durchführung der Sitzungen regelt die Geschäftsordnung der

AGAH-LAB.
11. Über den Verlauf der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu

führen, das von einem Vorstandsmitglied der AGAH-LAB, dem/der
Geschäftsführer/in der AGAH-LAB und dem/der Protokollführer/in
zu unterschreiben ist.

§ 9
DER VORSTAND

1. Das Plenum der AGAH-LAB wählt mit einfacher Mehrheit aller an-
wesenden Delegierten für die Dauer von zwei Jahren eine/n Vorsit-
zende/n und sechs Stellvertreter/innen. Die Wahl zum/r Vorsitzen-
den erfolgt durch Einzelwahl in geheimer Abstimmung. Die Wahl
der Stellvertreter/innen erfolgt nach den Grundsätzen der Mehrheits-
wahl.
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2. Die sieben Vorstandsmitglieder müssen mindestens fünf verschie-
denen Ausländerbeiräten angehören.

3. In den Vorstand der AGAH-LAB können nur Mitglieder von Aus-
länderbeiräten gewählt werden, die Mitglied der AGAH-LAB sind.
Eine Zustimmung des Ausländerbeirats, dem der Kandidat ange-
hört, ist nicht erforderlich.
Ein Drittel der stellvertretenden Vorsitzenden müssen dem weibli-
chen Geschlecht angehören. Kann diese Quote aufgrund fehlender
Kandidatinnen nicht erreicht werden, rücken die Männer mit den
meisten Stimmen nach.
Beim Ausscheiden aus dem kommunalen Ausländerbeirat endet
auch das Amt eines Vorstandsmitgliedes der AGAH-LAB.

4. Scheidet ein Vorstandsmitglied vorzeitig aus, so wählt das Plenum
für die restliche Amtsdauer eine/n Nachfolger/in mit der einfachen
Mehrheit der anwesenden Stimmberechtigten.

5. Wenn mehr als die Hälfte der Vorstandsmitglieder gleichzeitig zu-
rücktritt, muss der gesamte Vorstand neu gewählt werden.

6. Der Vorstand kann mit einfacher Mehrheit der möglichen Gesamt-
zahl der stimmberechtigten Delegierten der AGAH-LAB abgewählt
werden.

§ 10
ZUSTÄNDIGKEIT DES VORSTANDES

1. Der Vorstand vertritt die AGAH-LAB nach außen, wobei jeweils zwei
Vorstandsmitglieder gemeinsam vertretungsberechtigt sind.

2. Der Vorstand hat insbesondere folgende Aufgaben:
• Vorbereitung und Einberufung des Plenums sowie Aufstellung

der Tagesordnung
• Ausführen von Beschlüssen des Plenums

3. Der Vorstand kann dem Plenum Kommissionen und Arbeitskreise
empfehlen; das Plenum entscheidet mit einfacher Mehrheit der an-
wesenden stimmberechtigten Delegierten.

4. Mitglieder des Vorstandes, die in Ausübung ihres Amtes während
der Arbeitszeit tätig werden müssen, haben Anspruch auf Ersatz
des tatsächlich entstandenen und nachgewiesenen Verdienstaus-
falles.
Im übrigen stehen den Vorstandsmitgliedern bzw. den vom Vor-
stand beauftragten Personen eine Reisekostenvergütung bestehend
aus Fahrtkostenerstattung, Nebenkostenersatz sowie Tages- und
Übernachtungsgeld nach den Vorschriften des Gesetzes über die
Reisekostenvergütung für die Beamten und Richter im Land Hes-
sen in der jeweils gültigen Fassung zu.

Satzung der AGAH
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§ 11
GESCHÄFTSORDNUNG

1. Die AGAH-LAB gibt sich eine Geschäftsordnung, die nicht Bestand-
teil der Satzung ist und mit Beschluss des Plenums in Kraft tritt.

2. Eine Änderung der Geschäftsordnung muss auf der Tagesordnung
angekündigt werden und als Vorlage mit der Einladung zu der be-
absichtigten Sitzung verschickt werden.

3. Zur Änderung der Geschäftsordnung ist die einfache Mehrheit der
anwesenden stimmberechtigten Delegierten notwendig.

§ 12
SATZUNGSÄNDERUNG

1. Eine Änderung der Satzung muss auf der Tagesordnung angekün-
digt und als Vorlage mit der Einladung zu der beabsichtigten Sit-
zung verschickt werden.

2. Eine Satzungsänderung erfolgt nur mit Zustimmung von zwei Drit-
tel der anwesenden stimmberechtigten Delegierten der AGAH-LAB.

§ 13
GESCHÄFTSFÜHRUNG

1. Für die Führung der laufenden Geschäfte kann auch ein/e Ge-
schäftsführer/in eingestellt werden, der/die für seinen/ihren Ge-
schäftsbereich als besondere/r Vertreter/in nach § 30 BGB bestellt
werden kann. Nähere Befugnisse regelt eine Dienstanweisung.

§ 14
AUFLÖSUNG DES VEREINS

1. Der Verein kann mit den Stimmen von 3/4 der auf der Auflösungs-
versammlung erschienenen Delegierten aufgelöst werden. Die be-
absichtigte Auflösung muss in der Einladung angekündigt sein.

2. Bei Auflösung des Vereins ist das Vermögen zu steuerbegünstig-
ten Zwecken unter Berücksichtigung der §§ 2 und 3 zu verwen-
den. Beschlüsse über die künftige Verwendung des Vermögens
dürfen erst nach Einwilligung des Finanzamtes ausgeführt werden.

3. Wird mit der Auflösung des Vereins nur eine Änderung der Rechts-
form oder eine Verschmelzung mit einem anderen gleichartigen
Verein angestrebt, sodass die unmittelbare und ausschließliche Ver-
folgung des bisherigen Vereinszwecks durch den neuen Rechts-
träger gewährleistet wird, geht das Vereinsvermögen nach Einwil-
ligung des Finanzamtes auf den neuen Rechtsträger über.

Satzung der AGAH
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Inkrafttreten/Übergangsregelung
Diese Satzung tritt am Tage der Eintragung der Satzungsänderung im
Vereinsregister in Kraft. Bis dahin gelten die Bestimmungen der zu-
letzt gültigen Satzung. Die Zahl der Vorstandsmitglieder bleibt bis zur
Neuwahl im September 2000 bestehen. Beim Ausscheiden einzelner
Vorstandsmitglieder bis zur Neuwahl werden keine Vorstandsmitglie-
der nachgewählt, es sei denn, die Zahl der im Amt verbliebenen Mitglie-
der beträgt weniger als sieben.

Verabschiedet am 27. Mai 1989 in Frankfurt
in der Fassung vom  08. April 2000

Aus der Geschäftsordnung der AGAH-LAB
Stand: 08. April 2000

3.Die Vorstandsmitglieder sind verpflich-
tet, die Geschäftsstelle der AGAH-LAB
sowie das AGAH-LAB-Plenum über alle
die AGAH-LAB betreffenden Aktivitäten
zu informieren.
4.Die Protokolle der Vorstandssitzun-
gen sind allen Beiräten zuzustellen.

§ 3
Die Sitzungen

1.Die Plenumsitzungen der AGAH-LAB
finden rotierend in den Mitglieds-
städten der AGAH-LAB statt.
2.Die Sitzungen werden vom/von der
Vorsitzenden des jeweils ausstattenden
Ausländerbeirates eröffnet. Die
Sitzungsleitung obliegt dem/r Vorsit-
zenden der AGAH-LAB bzw. seinem/r
Stellvertreter/in.
3.Über jede Sitzung wird ein Protokoll
von der Geschäftsstelle der AGAH-LAB
angefertigt, das von einem
Vorstandsmitglied der AGAH-LAB und
dem/der Geschäftsführer/in der AGAH-
LAB unterschrieben wird.
Das Protokoll muss innerhalb von 4
Wochen nach den Sitzungen allen
AGAH-LAB-Beiräten zugestellt werden.
4.Antragsberechtigt für die Sitzungen
der AGAH-LAB sind alle Mitgliedsaus-
länderbeiräte, der Vorstand, die Dele-

§ 1
Mitglieder

1.Voraussetzung für den Erwerb der Mit-
gliedschaft ist ein schriftlicher
Aufnahmeantrag, begleitet durch die
Satzung und Wahlordnung des antrag-
stellenden Ausländerbeirates oder die
Versicherung, dass der Ausländerbeirat
nach den Vorschriften der Hessischen
Gemeindeordnung und des Hessischen
Kommunalwahlgesetzes gewählt wurde.
2.Auf Empfehlung des Vorstandes ent-
scheidet das Plenum der AGAH-LAB mit
einfacher Mehrheit der anwesenden
stimmberechtigten Delegierten über
den Aufnahmeantrag.
3.Vor Aufnahme eines neuen Ausländer-
beirates in die AGAH-LAB sind die Ge-
schäftsordnung und die Satzung der
AGAH-LAB dem neuen Mitgliedsbeirat
zur Verfügung zu stellen.

§ 2
Vorstand

1.Der Vorstand kann bestimmte inhalt-
liche Tätigkeitsbereiche an die einzel-
nen Vorstandsmitglieder delegieren.

2.Die Vorstandssitzungen finden nach
Bedarf statt, mindestens aber in zwei-
monatlichen Abständen.

Satzung und Geschäftsordnung
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gierten sowie die Arbeitskreise und Kom-
m i s s i o n e n .
Die Anträge müssen schriftlich drei
Wochen vor den Sitzungen in der Ge-
schäftsstelle der AGAH-LAB eingehen,
um in die Tagesordnung aufgenommen
zu werden.
Dringlichkeitsanträge zu wichtigen ak-
tuellen Themen können auf jeder Sit-
zung vor Eintritt in die Tagesordnung
ohne Einhaltung der o.g. Fristen von
der 2/3 Mehrheit der anwesenden De-
legierten in die Tagesordnung aufge-
nommen werden.
5.Anträge, über die die Delegierten ab-
gestimmt haben, können erst nach ei-
nem Jahr erneut zur Beratung und
Abstimmung vorgelegt werden, außer,
wenn sich die objektiven, grundsätzli-
chen Voraussetzungen verändert haben.

§ 4
Beschlussfähigkeit

1.Das Plenum der AGAH-LAB ist
beschlussfähig, wenn mehr als ein Drit-
tel der möglichen Gesamtzahl der
stimmberechtigten Delegierten anwe-
send sind.
2.Die Beschlussfähigkeit kann von den
stimmberechtigten Anwesenden auf
Antrag festgestellt werden.
3.Ist eine Angelegenheit wegen
Beschlussunfähigkeit zurückgestellt
worden und tritt das Plenum der AGAH-
LAB zur Verhandlung über denselben
Gegenstand zum zweiten Male zusam-
men, so ist es ohne Rücksicht auf die
Zahl der Erschienenen beschlussfähig.
In der Ladung zur zweiten Sitzung ist
hierauf ausdrücklich hinzuweisen. Dies
gilt nicht bei Wahlen, Abwahlen,
Ausschlussverfahren sowie bei Ände-
rungen der Satzung und Geschäftsord-
nung.
4.Beschlüsse werden mit der einfachen
Mehrheit der abgegebenen Stimmen
gefasst, bei Stimmengleichheit ist ein
Antrag abgelehnt, Stimmenthaltungen
werden nicht zur Errechnung der Mehr-
heit mitgezählt.
5.Beschlüsse können in geheimer oder

offener Abstimmung gefasst werden.
Geheime Abstimmungen erfolgen, wenn
ein/e einzige/r Delegierte/r des AGAH-
LAB-Plenums dieses Verfahren bean-
tragt.

§ 5
Arbeitsgruppen

1.Die AGAH-LAB kann aus ihrer Mitte
Arbeitsgruppen bilden, die sich mit
speziellen Problemen beschäftigen und
Vorlagen für die Plenumsitzungen er-
arbeiten. (Vergleiche Satzung, § 9, 3)
2.Die Arbeitsgruppen sind für alle AB-
Mitglieder offen. Jede Arbeitsgruppe
wählt einen Sprecher/eine Sprecherin.
Der/die Sprecher/in bzw. der/die Vorsit-
zende der Arbeitsgruppe wird aus sei-
ner Mitte gewählt. Dieser/diese infor-
miert den Vorstand der AGAH-LAB um-
gehend und regelmäßig über die Vor-
haben der Arbeitsgruppe. Jeder Ar-
beitsgruppe muss mindestens ein Vor-
standsmitglied angehören.
3.Die Arbeitsgruppen sind an die An-
weisungen der AGAH-LAB gebunden,
bei wichtigen aktuellen Ereignissen
müssen Entscheidungen der Arbeits-
gruppen mit dem Vorstand der AGAH-
LAB abgestimmt werden.

§ 6
Änderung der Geschäftsordnung

1.Die Geschäftsordnung der AGAH-LAB
kann von der einfachen Mehrheit der
anwesenden stimmberechtigten Dele-
gierten der AGAH-LAB geändert wer-
den. (Vergleiche § 11, 3 und 2 der Sat-
zung der AGAH-LAB)

§ 7
Inkrafttreten

Diese Geschäftsordnung tritt mit
Beschlussfassung einer Plenumsitzung
in Kraft. Sollten parallel dazu Änderun-
gen der Satzung vorgenommen worden
sein, tritt die Änderung der Geschäfts-
ordnung erst mit Inkrafttreten der Sat-
zungsänderung in Kraft.

Verabschiedet am 27. Mai 1989 in Frank-
furt. In der Fassung vom 08.April 2000

Geschäftsordnung der AGAH
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Die Gesetzgebung in Bund und Ländern

Zuständigkeiten auf Bundes-, Landes- und Gemeindeebene

Die Arbeit der demokratisch gewählten Ausländerbeiräte ist sehr
vielschichtig. Oft werden Probleme an die gewählten Vertreter
herangetragen, die von den Gemeinden nicht direkt zu beeinflus-
sen oder gar zu lösen sind, weil die Gesetzgebung in den Händen
von Land oder Bund liegt. Deshalb empfiehlt es sich, vor der
Beschlussfassung eines Antrages oder einer Resolution durch den
Ausländerbeirat zu prüfen, wie die Zuständigkeiten geregelt sind.
Ein Beschluss kann wertlos werden, wenn er an den falschen Adres-
saten gerichtet ist. Aus der Vergangenheit gibt es hierfür viele
Beispiele. Deshalb ist es wichtig zu wissen, wie die Verteilung der
Zuständigkeiten zwischen Bund und Ländern geregelt ist. Nachfol-
gend ein Einblick in die Gesetzgebung.

Die Bundesrepublik Deutschland

Eine wesentliche Passage des Grundgesetzes ist im Artikel 20 GG
niedergeschrieben und hat folgenden Wortlaut:

Im Wortlaut: Artikel 20 GG
(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und
sozialer Bundesstaat.
(2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in
Wahlen und Abstimmungen und durch besondere Organe der Ge-
setzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung
ausgeübt.
(3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die
vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung sind an Gesetz und
Recht gebunden.
(4) Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen,
haben alle Deutschen das Recht zum Widerstand, wenn andere
Abhilfe nicht möglich ist.

Absatz 1 ist hier für uns von zentraler Bedeutung:
Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und so-
zialer Bundesstaat.

Ein demokra-
tischer und
sozialer
Bundesstaat
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Hier wird festgelegt, dass die Bundesrepublik eine Demokratie ist,
in der das Volk durch Wahlen entscheidet, wer Gesetze beschließen
und regieren soll. Das Volk ist somit Träger aller staatlichen Gewalt
- wie der Demokratiebegriff in der Theorie umschrieben wird.
Der Sozialstaat     hat das große Ziel, in der Gesellschaft mehr so-
ziale Gerechtigkeit herzustellen. Dazu gehören die Absicherung
vor Armut und Not und der Schutz der Menschen bei Krankheit,
Erwerbslosigkeit und Alter sowie die Sicherung eines angemesse-
nen Lebensstandards. In Deutschland bekam dieses Prinzip mit
dem Grundgesetz-Artikel 20 erstmals Verfassungsrang.
Für die Arbeit der Ausländerbeiräte ist es wichtig zu wissen, was
der Begriff „Bundesstaat“ besagt. In Europa finden wir meist den
Zentralstaat. Das bedeutet, dass der Staat als Gesamtheit von der
Staatsregierung zentral regiert wird. Beispiele sind Frankreich, die
Niederlande oder Polen.
In Deutschland existierten nach der Auflösung des Deutschen Rei-
ches im Jahre 1945 zuerst die Länder, die durch ein Abkommen der
Alliierten gebildet wurden. Die Länderregierungen wurden ab Spät-
herbst des Jahres 1945 gebildet. Erst danach gab es die Bestre-
bungen der Länder, sich zu einem gemeinsamen Staat zusammen-
zuschließen, ohne auf alle Rechte zu verzichten. Es wurde ein Par-
lamentarischer Rat gegründet, in dem Politikerinnen und Politiker
aller damaligen westdeutschen Länder einen Entwurf des Grund-
gesetzes erarbeiteten. Dieser Entwurf musste erst durch die Alli-
ierten genehmigt werden, ehe er als Gesetz in Kraft treten konnte.
Die Bundesrepublik Deutschland wurde 1949 gegründet.

An der Gesetzgebung des Bundes sind neben dem Bundestag auch
der Bundesrat – er wird auch „Länderkammer“ genannt - und der
Bundespräsident beteiligt. Die Abgrenzung der Gesetzgebungs-
kompetenz zwischen dem Bund und den Ländern ist in den Artikeln
70 bis 74 GG genau festgelegt.
Die Bundesrepublik Deutschland ist ein föderales System. Das
heißt, dass ein innerstaatliches Regelwerk - nämlich das Grundge-
setz - die Teilung der Macht zwischen den Ländern und dem Bund
regelt.

Gesetzgebung in Bund und Ländern
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Ausschließliche Gesetzgebung des Bundes

Die ausschließliche Gesetzgebung des Bundes liegt unter anderem
in folgenden Bereichen:

1. Auswärtige Angelegenheiten sowie die Verteidigung einschließ-
lich des Schutzes der Zivilbevölkerung;

2. Staatsangehörigkeit im Bunde;
3. Freizügigkeit, das Passwesen, die Ein- und Auswanderung und

die Auslieferung;
4. Währungs-, Geld- und Münzwesen, Masse und Gewichte sowie

die Zeitbestimmung;
5. Einheit des Zoll- und Handelsgebietes, die Handels- und

Schifffahrtsverträge, die Freizügigkeit des Warenverkehrs und
den Waren- und Zahlungsverkehr mit dem Auslande einschließ-
lich des Zoll- und Grenzschutzes;

6. Luftverkehr;
6a. Verkehr von Eisenbahnen, die ganz oder mehrheitlich im
Eigentum des Bundes stehen (Eisenbahnen des Bundes), Bau,
Unterhaltung und Betreiben von Schienenwegen der Eisenbah-
nen des Bundes sowie Erhebung von Entgelten für die Benut-
zung dieser Schienenwege;

7. Postwesen und Telekommunikation;
8. Rechtsverhältnisse der im Dienste des Bundes und der bundes-

unmittelbaren Körperschaften des öffentlichen Rechtes ste-
henden Personen;

9. gewerblicher Rechtsschutz, Urheberrecht und Verlagsrecht;
10. Zusammenarbeit des Bundes und der Länder

a) in der Kriminalpolizei,
b) zum Schutze der freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung, des Bestandes und der Sicherheit des Bundes oder eines
Landes (Verfassungsschutz) und

c) zum Schutze gegen Bestrebungen im Bundesgebiet, die
durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vor-
bereitungshandlungen auswärtige Belange der Bundesrepublik
Deutschland gefährden,
sowie die Einrichtung eines Bundeskriminalpolizeiamtes und die
internationale Verbrechensbekämpfung;

11. Statistik für Bundeszwecke.

Ausflug in die große Politik
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Konkurrierende Gesetzgebung

Darüber hinaus gibt es die sogenannte konkurrierende Gesetzge-
bung. Das bedeutet, dass in einigen Bereichen sowohl der Bund als
auch die Länder Gesetze erlassen können. Allerdings dürfen diese
nicht gegenteilige Inhalte haben, denn dann gilt der Grundsatz „Bun-
desrecht bricht Landesrecht“ (Art. 31 GG). Beispiele sind die Ver-
hängung der Todesstrafe, die nach Art. 21 der Verfassung des Lan-
des Hessen (HV) zulässig ist, aber durch Art. 102 GG in der ge-
samten Bundesrepublik abgeschafft wurde und das Verbot der Aus-
sperrung in einem Arbeitskampf (Streik). Nach Art. 29 HV ist die
Aussperrung rechtswidrig, aber durch Bundesrecht doch möglich.

Die Gebiete der konkurrierenden Gesetzgebung legt Art. 74 GG
fest. Sie alle aufzuführen, würde den Rahmen dieses Handbuches
sprengen. Deshalb werden hier nur die für die Arbeit der gewählten
Ausländerbeiratsmitglieder wichtigsten Felder genannt.
• bürgerliches Recht, Strafrecht und Strafvollzug, Gerichts-

verfassung, gerichtliche Verfahren, Rechtsanwaltschaft, Nota-
riat und Rechtsberatung;

• das Personenstandswesen;
• das Vereins- und Versammlungsrecht;
• das Aufenthalts- und Niederlassungsrecht der Ausländer;
• das Waffen- und Sprengstoffrecht;
• die Angelegenheiten der Flüchtlinge und Vertriebenen;
• die öffentliche Fürsorge;
• die Staatsangehörigkeit in den Ländern;
• das Recht der Wirtschaft (Bergbau, Industrie, Energiewirtschaft,

Handwerk, Gewerbe, Handel, Bank- und Börsenwesen, privat-
rechtliches Versicherungswesen);

• die Erzeugung und Nutzung der Kernenergie und die Abwehr
von Gefahren, die hiervon ausgehen können sowie die Beseiti-
gung radioaktiven Abfalls;

• das Arbeitsrecht einschließlich der Betriebsverfassung, der
Arbeitsschutz und die Arbeitsvermittlung sowie die Sozialver-
sicherung einschließlich der Arbeitslosenversicherung;

• die Regelung der Ausbildungsbeihilfen;
• das Recht der Enteignung;
• den Grundstücksverkehr, das Bodenrecht, das Wohnungswesen

und das Siedlungs- und Heimstättenwesen;

Gesetzgebung in Bund und Ländern
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• die Maßnahmen gegen gemeingefährliche und übertragbare
Krankheiten sowie die Zulassung zu ärztlichen und anderen
Heilberufen, der Verkehr mit Arzneien, Betäubungsmitteln und
Giften;

• die wirtschaftliche Sicherung der Krankenhäuser;
• der Straßenverkehr, das Kraftfahrwesen, der Bau und die Un-

terhaltung überregionaler Straßen;
• die Abfallbeseitigung, die Luftreinhaltung und die Lärmbekämp-

fung;
• die Bezahlung und Versorgung der Angehörigen des ”öffentli-

chen Dienstes“ (Art. 74 a GG).

Rahmengesetzgebung

Artikel 75 GG legt die Bereiche fest, in denen die Bundesregierung
Rahmengesetze erlassen kann, die dann von den Bundesländern
inhaltlich ausgestaltet werden können. Dies kann in jedem Bundes-
land unterschiedlich sein, allerdings darf der Gesetzesrahmen nicht
überschritten werden. Die Rahmenvorschriften gelten für folgen-
de Gebiete:

• Rechtsverhältnisse der im ”öffentlichen Dienst“ Beschäftigten;
• die allgemeinen Grundsätze des Hochschulwesens;
• die allgemeinen Rechtsverhältnisse der Presse und des Films;
• das Jagdwesen, den Naturschutz und die Landschaftspflege;
• Bodenverteilung, Raumordnung und Wasserhaushalt;
• das Melde- und Ausweiswesen.

Gesetzesvorlagen können nach Art. 76 GG durch die Bundesre-
gierung, aus der Mitte des Bundestages, also von Abgeordneten
oder Fraktionen und vom Bundesrat eingebracht werden.

Ein Gesetz wird dreimal im Bundestag beraten. Man spricht in die-
sem Zusammenhang von Lesungen. Ein Gesetzestext kann zwi-
schen den einzelnen Lesungen noch geändert werden. Er wird zu
diesem Zweck in den zuständigen Fachausschuss verwiesen, er-
neut beraten und dann dem Plenum wieder vorgelegt. Erst nach
der dritten Lesung kann ein Gesetz endgültig beschlossen werden.

Bundesländer
gestalten den
Rahmen aus

3 Lesungen
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Der Bundesrat

Wie bereits erwähnt, haben die Länder die Möglichkeit, über den
Bundesrat Einfluss auf die Gesetzgebung des Bundestages aus-
zuüben. Der Bundesrat besteht ausschließlich aus Mitgliedern der
Länderregierungen, er wird nicht unmittelbar vom Volk gewählt.
Die Mitglieder werden von den Länderregierungen entsandt. In der
Regel gehören dem Bundesrat der jeweilige Ministerpräsident ei-
nes Landes, bzw. der Bürgermeister der Stadtstaaten (Berlin, Bre-
men und Hamburg) und weitere Regierungsmitglieder an. Der Bun-
desrat ist zahlenmäßig ein kleineres Gremium als der Bundestag.
Art. 51 Abs. 2 GG legt die Anzahl fest. So hat jedes Bundesland bzw.
jeder Stadtstaat mindestens drei Stimmen. Länder mit mehr als
zwei Millionen Einwohnern haben vier, Länder mit mehr als sechs
Millionen Einwohnern fünf und Länder mit mehr als sieben Millio-
nen Einwohnern sechs Stimmen. Bei der Zählung werden auch die
gemeldeten Ausländerinnen und Ausländer miterfasst. Insgesamt
hat der Bundesrat 69 Stimmen, die sich wie folgt verteilen:

Baden-Württemberg 6 Stimmen
Bayern 6 Stimmen
Berlin 4 Stimmen
Brandenburg 4 Stimmen
Bremen 3 Stimmen
Hamburg 3 Stimmen
Hessen 5 Stimmen
Mecklenburg-Vorpommern 3 Stimmen
Niedersachsen 6 Stimmen
Nordrhein-Westfalen 6 Stimmen
Rheinland-Pfalz 4 Stimmen
Saarland 3 Stimmen
Sachsen 4 Stimmen
Sachsen-Anhalt 4 Stimmen
Schleswig-Holstein 4 Stimmen
Thüringen 4 Stimmen

Entscheidend bei den Abstimmungen im Bundesrat ist, dass jedes
Bundesland einheitlich abstimmen muss. Das bedeutet, dass
beispielsweise die fünf hessischen Mitglieder geschlossen für oder
gegen eine Gesetzesvorlage des Bundestages stimmen müssen
oder sich enthalten. Es ist nicht möglich, dass ein Teil dafür, ein
anderer Teil dagegen stimmt und der Rest sich enthält. Es ist aber
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zulässig, dass ein hessisches Bundesratsmitglied alle fünf Stimmen
für Hessen abgibt.
Alle vom Bundestag beschlossenen Gesetze müssen unverzüglich
dem Bundesrat vorgelegt werden. Aber nur wichtige Gesetze be-
dürfen der Zustimmung des Bundesrates. Wenn der Bundesrat hier
die Zustimmung verweigert, kann dieses Gesetz nicht in Kraft tre-
ten; er hat somit ein Veto-Recht. Diese Bereiche sind zwar einerseits
genau beschrieben, andererseits sind es etwa die Hälfte aller im
Bundestag beschlossenen Gesetze, die der Zustimmung des Bun-
desrates bedürfen.
Gegen andere Gesetze, die vom Bundestag beschlossen wurden,
kann der Bundesrat Einspruch erheben. Wird dieser Einspruch mit
der Mehrheit der Bundesratsmitglieder beschlossen, so kann er
vom Bundestag mit absoluter Mehrheit zurückgewiesen werden.
Ist der Einspruch mit einer Zweidrittel-Mehrheit erfolgt, kann er
auch nur mit einer Zweidrittel-Mehrheit der Bundestagsab-
geordneten zurückgewiesen werden. Kommt also die jeweilige
Bundestagsmehrheit zustande, so kann dieses Gesetz in Kraft tre-
ten.

Anders verhält es sich allerdings mit den zustimmungsbedürftigen
Gesetzen.

Gesetze, die auf jeden Fall der Zustimmung des Bundesrats
bedürfen, sind:

• Gesetze, die die Finanzen der Bundesländer betreffen;
• Gesetze, die die Verwaltungshoheit der Länder berühren. Hier

ist in erster Linie das Ausländergesetz zu nennen;
• Gesetze, die sogenannte Gemeinschaftsaufgaben des Bundes

und der Länder beinhalten;
• Gesetze, die Verfahren über Gebietsänderungen (Kreis- oder

Gemeindegrenzen) zum Inhalt haben;
• Gesetze über das Verfahren bei Gesetzesnotständen (Regie-

rungskrise);
• Gesetze, die über den Verteidigungsfall erlassen werden sollen.

Sollte der Bundesrat einem Gesetz aus der vorgenannten Aufzäh-
lung die Zustimmung verweigern oder ein anderes nicht billigen,
entsteht die Situation, dass überhaupt keine gesetzliche Regelung
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getroffen wird, obwohl ein Handlungsbedarf besteht. In diesem
Falle tritt der Vermittlungsausschuss zusammen, der aus Art. 77
Abs. 2 GG seine Daseinsberechtigung ableitet. Dieser Ausschuss
besteht aus Mitgliedern des Bundestages und des Bundesrates. Der
Ausschuss erarbeitet in der Regel einen Kompromiss, der dann
sowohl vom Bundestag als auch vom Bundesrat getragen werden
kann.
Der Bundesrat kann aber ebenfalls aktiv in die Gesetzgebung ein-
greifen, indem er Gesetzesvorlagen erarbeitet, die dann zuerst
der Bundesregierung zugeleitet werden müssen. Danach werden
sie, möglicherweise in geänderter Form, an den Bundestag weiter-
geleitet. Nach dem Beschluss des Bundestages muss dieses Ge-
setz dann erneut dem Bundesrat zur Zustimmung bzw. Billigung
vorgelegt werden.
Hat dann auch der Bundestag einem Gesetz zugestimmt, wird es
dem Bundespräsidenten zur Unterzeichnung vorgelegt. Erst wenn
der Bundespräsident seine Unterschrift geleistet hat und das Ge-
setz im Bundesgesetzblatt veröffentlicht wurde, kann es in Kraft
treten.
Der Bundespräsident darf seine Unterschrift auch verweigern. Dies
gilt aber nur für den Fall, dass er den Inhalt des Gesetzes oder Teile
davon für verfassungswidrig hält. Tritt dieser Fall ein, wird das Ge-
setz dem Bundesverfassungsgericht zugeleitet, dass dann über
die Verfassungsmäßigkeit entscheidet. Verstößt es gegen die
Verfassung, kann es nicht in Kraft gesetzt werden. Ist es verfas-
sungskonform, muss es vom Bundespräsidenten unterzeichnet
werden.
Wegen der Vollständigkeit wird hinzugefügt, dass auch ein Urteil
des Bundesverfassungsgerichts den Charakter eines Gesetzes
haben kann.
Der Bundesrat wird nicht unmittelbar vom Volk gewählt. Die Regie-
rungen der Bundesländer entsenden ihre Vertreter in den Bundes-
rat. Mitglied dürfen nur die Ministerpräsidenten und Ländermini-
ster sein (in den  Stadtstaaten entsprechend die Bürgermeister
und Senatoren). Die Mitglieder bleiben für eine Legislaturperiode
ihres Landes im Amt. Sofern sie nach den Landtagswahlen wieder
das Amt des Ministerpräsidenten oder eines Ministers erlangen,
können sie dem Gremium auch in der folgenden Wahlperiode ange-
hören. Sie müssen jedoch anderen Mitgliedern Platz machen, wenn
sie (bzw. ihre Partei) nach der Wahl der Landesregierung nicht mehr
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angehören. Dies bedeutet, dass sich die Mehrheitsverhältnisse im
Bundesrat nach jeder Landtagswahl ändern können.

Gesetzgebung in den Ländern

Die Kompetenz der Gesetzgebung in den Ländern haben die Land-
tage, in Stadtstaaten wie Hamburg und Bremen auch Bürgerschaft
genannt. Die Landtage werden ebenfalls durch das Volk gewählt –
in der Landtagswahl. Die Wahlperiode dauert in Hessen künftig fünf
Jahre. Das Wahlverfahren ist ähnlich wie das für die Bundes-
tagswahlen. Mit der Erst-Stimme wird eine Person aus dem Wahl-
kreis direkt gewählt, mit der Zweit-Stimme wird eine Liste, d. h.
eine Partei gewählt. Mit der Zweitstimme aller Wählerinnen und
Wähler wird die Sitzzuteilung auf die einzelnen Parteien, also die
Zusammensetzung des Landtages, bestimmt.

Das Gesetzgebungsverfahren ist in den Ländern nicht ganz so kom-
pliziert wie beim Bund. In Hessen gibt es keine zweite Kammer wie
etwa den Bundesrat. Ein Gesetz, das vom Landtag beschlossen
wurde, kann  nach der Unterzeichnung durch den Fachminister und
den Ministerpräsidenten und in der Regel nach der Veröffentlichung
im Gesetz- und Verordnungsblatt des Landes Hessen in Kraft tre-
ten. Es bedarf also nicht der Zustimmung weiterer Gremien.

Volksbegehren, Volksentscheid

Allerdings gibt es in Hessen und einigen anderen Bundesländern im
Gegensatz zur Bundesgesetzgebung eine Besonderheit. Nach Art.
116 und 117 HV kann sowohl das Volk Gesetze erlassen (Volksent-
scheid) wie auch in den Hessischen Landtag einbringen (Volksbe-
gehren).

Gemäß Art. 124 HV ist ein Volksentscheid herbeizuführen, wenn
ein Fünftel der Stimmberechtigten das Vorlegen eines Gesetzent-
wurfs verlangt. Ausnahmen hiervon sind der Haushaltsplan, Abga-
bengesetze und Besoldungsordnungen für die Bediensteten des
Landes. Dem Volksbegehren muss ein ausgearbeiteter Gesetzent-
wurf zugrunde liegen. Der vom Volk eingebrachte Gesetzentwurf
ist von der Landesregierung mit einer eigenen Stellungnahme dem
Landtag vorzulegen. Beschließt der Landtag die Vorlage ohne
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Veränderungen, wird das Volk nicht noch einmal zur Abstimmung
gebeten. Sind aber Veränderungen am Text durch das Plenum be-
schlossen worden, findet ein Volksentscheid statt. In dieser Abstim-
mung kann dann nur mit Ja oder Nein votiert werden. Über die
Annahme entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stim-
men.

Eine Änderung der HV kann nur dann vorgenommen werden, wenn
sie vom Landtag beschlossen wird und das Volk dieser Änderung
danach mit Mehrheit zustimmt.

Einige Gesetzesvorhaben waren in der Vergangenheit nicht nur
zwischen den in den Parlamenten vertretenen Parteien umstrit-
ten, sondern es gab auch unterschiedliche Auffassungen innerhalb
der Fraktionen. In diesen Fällen finden oftmals Anhörungen, soge-
nannte Hearings statt. Dies trifft sowohl auf den Bundestag als
auch auf die Landtage zu. Ein Beispiel war die Anhörung im Bun-
destag zum Gesetz über den Schwangerschaftsabbruch (§ 218
StGB). Hier haben verschiedene Experten, Verbände, Kirchen und
Frauenorganisationen ihren Standpunkt vor den Abgeordneten
dargestellt, um ihnen Entscheidungshilfen zu geben.

Bei anderen Gesetzen werden verschiedene Organisationen, die
fachlich qualifiziert sind, um Stellungnahme zu einem Gesetzent-
wurf gebeten, bevor er als Gesetz verabschiedet wird. So wurden
beispielsweise der Hessische Städtetag, der Hessische Landkreis-
tag oder der Hessische Städte- und Gemeindebund um Stellung-
nahmen gebeten, als 1992 die Änderung der Hessischen Gemein-
deordnung (HGO) anstand.
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